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Allgemeines. 


§ 1.  Begriff  und  juristische  Natur  der  Grundeigentums- 
Beschränkungen. 

Gegenstand  des  Grundeigentums  sind  die  Grundstücke  als 
körperliche  Einzelsachen. 

Das  Grundeigentum  ergreift  das  Grundstück  in  seiner  Tota- 
lität, somit  in  seinem  gesamten  äusseren  und  inneren  Bestände. 

1.  Der  äussere  Bestand  des  Grundstückes  wird  durch  dessen 
räumliche  Grenzen  gegen  andere  Grundstücke  bestimmt.  Innerhalb 
dieser  Grenzen  erstreckt  sich  das  Recht  des  Eigentümers  nicht  nur  auf 
die  Oberfläche  einschliesslich  der  Privatgewässer,  sondern  auch  auf 
den  Raum  über  und  unter  der  Erde.  Das  B.  G.  B.  § 905  sagt: 
„Auf  den  Raum  über  der  Oberfläche  und  auf  den  Erdkörper  unter 
der  Oberfläche“,  und  der  C.  c.  f. : „la  propriete  du  sol  empörte 
la  propriete  du  dessus  et  du  dessous“.  Auch  das  Z.  G.  B.  setzt 
in  beiden  Richtungen  dem  Eigentum  als  solchem  keine  Grenzen, 
entzieht  ihm  jedoch  jenseits  der  Grenzen,  innerhalb  deren  ein  ver- 
nünftiges Interesse  des  Eigentümers  an  der  ausschliesslichen  Be- 
herrschung des  Raumes  über  und  unter  der  Oberfläche  besteht, 
den  praktischen  Inhalt:  „Das  Eigentum  an  Grund  und  Boden 
erstreckt  sich  — soweit  für  die  Ausübung  des  Eigentums  ein  In- 
teresse besteht“.  Art.  607  1.  c. 

2.  Der  innere  Bestand  des  Grundstückes  als  Gegenstand  des 
Eigentums  umfasst  alle  Beziehungen  des  Grundstücks,  die  nach 
der  geltenden  Rechtsordnung  privater  Willensherrschaft  unterliegen. 

Das  Grundeigentum  unterliegt  teils  an  allen,  teils  an  gewissen 
Grundstücken  Beschränkungen,  die  unmittelbar  durch  Rechtssatz 
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begründet  sind.  Solche  gesetzliche  Beschränkungen  unterscheiden 
sich  von  den  durch  Rechtsgeschäft  oder  einen  gleichlautenden 
Rechtstitel  begründeten  Beschränkungen  dadurch,  dass  sie  keiner 
besonderen  Begründung  für  das  einzelne  Grundstück  bedürfen. 
Sie  sind  daher  auch  unabhängig  von  der  Eintragung  in  das  Grund- 
buch wirksam. 

Ihrem  Inhalte  nach  zerfallen  die  gesetzlichen  Grundeigentums- 
beschränkungen in  zwei  Gruppen,  je  nachdem  sie  sich  auf  die 
Verfügung  über  das  Recht  an  der  Sache  oder  über  den  Sachkörper 
beziehen,  somit  das  Eigentumsrecht  oder  den  Eigentumsinhalt 
mindern. 

Bevor  wir  hier  einen  Schritt  weiter  gehen,  dürfte  es  ange- 
zeigt sein,  die  Definitionen,  die  Bern,  der  C.  c.  f.  und  das  Z.  G.  B. 
von  dem  Eigentum  selbst  geben,  zu  erwähnen. 

Der  C.  c.  f.  sagt  in  Art.  544:  „La  propriete  est  le  droit  de 
„jouir  et  de  disposer  des  choses  de  la  maniere  la  plus  absolue, 
„pourvu  qu’on  n’en  fasse  pas  un  usage  prohibe  par  les  lois  ou  par 
„les  reglements.“ 

Bern  führt  in  S.  377  aus:  „Das  Eigentumsrecht  besteht  in 
„der  Befugnis,  unter  den  gesetzlichen  Bedingungen  über  die  Sub- 
stanz und  die  Nutzungen  einer  Sache  willkürlich  und  ausschliess- 
lich zu  verfügen.“ 

Und  schliesslich  das  Z.  G.  B.  Art.  641 : „Wer  Eigentümer 
„einer  Sache  ist,  kann  in  den  Schranken  der  Rechtsordnung  über 
„sie  nach  seinem  Belieben  verfügen.“ 

Wer  Eigentümer  einer  Sache  ist,  erscheint  also  begrifflich  als 
befugt,  die  Rechte  des  Eigentümers  in  ihrem  ganzen  Umfange 
auszuüben.  Beschränkung  in  dieser  Befugnis  ist  als  eine  Ausnahme 
von  der  Regel  im  einzelnen  Fall  nachzuweisen.  Allein  obschon 
die  neuere  Gesetzgebung  mit  einer  Masse  ehemaliger  Beschrän- 
kungen aufgeräumt  hat,  sind  doch  nicht  nur  manche  alte  Beschrän- 
kungen in  kraft  geblieben,  sondern  auch,  namentlich  vom  öffent- 
lichen Rechte  her,  zahlreiche  neue  Beschränkungen  hinzugetreten. 

Überall  ist  demnach  das  Eigentum  durch  die  Schranken  der 
Rechtsordnung  selbst  beschränkt.  Unter  den  Schranken  des  Eigen- 
tums sind  sämtliche  Beschränkungen  zu  begreifen,  denen  der 
Eigentümer  unterworfen  ist,  sei  es  kraft  seines  Willens,  sei  es  kraft 
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Gesetzes,  sei  es,  dass  die  Beschränkungen  den  Inhalt  oder  nur  die 
Ausübung  des  Eigentums  betreffen. 

Die  Beschränkungen  des  Eigentums  zerfallen  in  gewillkürte 
und  in  gesetzliche  Beschränkungen. 

1.  Gewillkürte  Beschränkungen  sind  solche,  welche  auf  dem 
Willen  des  Eigentümers  selbst  oder  seines  Rechtsvorgängers  beruhen. 

2.  Die  gesetzlichen  Beschränkungen  sind  bedingt  durch  die 
Rücksicht  auf  das  Zusammenleben  der  Menschen.  Ohne  diese  Be- 
schränkungen des  Grundeigentums  von  Gesetzes  wegen  würde, 
im  steten  Widerstreite  der  Interessen,  ein  ewiger  Krieg  sowohl 
zwischen  den  anstossenden  Grundeigentümern,  wie  des  einzelnen 
Eigentümers  mit  der  Allgemeinheit,  herrschen. 

Die  Beschränkungen  des  Eigentumsrechts  oder  des  Eigen- 
tumsinhalts sind  entweder  öffentlich-rechtlicher  oder  privatrecht- 
licher Art.  Die  öffentlich-rechtlichen  Beschränkungen  bestehen  im 
öffentlichen  Interesse;  sie  begründen  ein  hoheitliches  Recht  des 
Staates  oder  eines  anderen  öffentlichen  Verbandes,  aber  keinerlei 
Privatrecht  irgend  Jemandes  am  Grundstücke.  Die  privatrechtlichen 
Beschränkungen  bestehen  zunächst  im  Interesse  anderer  Personen; 
ihnen  entspringen  mehr  oder  minder  selbständige  Privatrechte 
mit  dem  Inhalte  begrenzter  dinglicher  Rechte  am  Grundstücke; 
über  ihre  Geltendmachung  im  Einzelfalle  haben  die  Berechtigten 
und  nur  sie  zu  befinden. 

I.  Gesetzliche  Beschränkungen  des  Eigentumsrechts. 

1.  Oeffentlich-rechtliche  Beschränkungen.  Durch  Sätze  des 
öffentlichen  Rechts  wird  die  Verfügungsmacht  über  das  Eigentum 
an  Grundstücken  teils  dem  Eigentümer  verkümmert,  teils  dem 
Staate  beigelegt. 

a)  Die  Verfügungsgewalt  des  Grundeigentümers  kann  ge- 
schmälert sein  durch  Teilungsverbote,  wie  z.  B.  das  Verbot  von 
Teilung  von  Privatwaldungen. 

b)  Durch  das  im  öffentlichen  Interesse  bestehende  Enteig- 
nungsrecht des  Staates  (kantonales  und  eidgenössisches  Expro- 
priationsrecht). 

2.  Privatrechtliche  Beschränkungen.  Wir  kennen  folgende 
gesetzliche  Beschränkungen:  die  Teilungsbeschränkungen;  man 
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denke  an  das  Verbot  der  Zerstückelung  von  Grundstücken  unter 
ein  gewisses  Mass,  Art.  616  Z.  G.  B.  und  die  Veräusserungsbe- 
schränkungen,  so  das  alte  Zugrecht  unter  dem  bern.  Recht  und 
das  Vorkaufsrecht  in  Art.  682  des  Z.  G.  B. 

II.  Gesetzliche  Beschränkungen  des  Eigentumsinhalts. 

Durch  die  Rechtssätze,  die  den  Inhalt  des  Grundeigentums 
beschränken,  wird  dem  Eigentümer  entweder  eine  bestimmte  Art 
des  Sachgebrauches  untersagt  oder  die  Befugnis  zur  Untersagung 
bestimmter  Eingriffe  entzogen,  oder  eine  Verpflichtung  zu  be- 
stimmten Leistungen  auferlegt.  In  den  beiden  ersten  Fällen  wirkt 
die  Beschränkung  wie  die  Belastung  mit  einer  Dienstbarkeit,  im 
dritten  Falle  wie  die  Belastung  mit  einer  Reallast. 

Die  gesetzlichen  Beschränkungen  zerfallen  in  die  beiden 
Hauptgruppen  der  privatrechtlichen  und  öffentlich-rechtlichen  Be- 
schränkungen. Die  Beschränkungen  des  öffentlichen  Rechts  sind 
mit  Rücksicht  auf  das  Gemeinwohl,  die  privatrechtlichen  Beschrän- 
kungen im  Einzelinteresse  der  Grundnachbarn  und  sonstiger  Privat- 
personen errichtet.  Erstere  werden  nicht  durch  das  gegenwärtige 
Zivilgesetz,  noch  durch  das  später  in  kraft  tretende  Z.  G.  B.,  son- 
dern durch  das  öffentliche  Recht  des  Bundes  und  der  Kantone 
geordnet.  Art.  702  1.  c.  Der  Gegensatz  zwischen  privatrechtlichen 
und  öffentlich-rechtlichen  Beschränkungen  kommt  nach  zwei  Rich- 
tungen zum  Ausdruck: 

a)  Privatrechtliche  Beschränkungen  können,  da  sie  nur  im 
privaten  Interesse  errichtet  sind,  durch  Rechtsgeschäfte  aufgehoben 
oder  beschränkt  werden;  für  öffentlich-rechtliche  Beschränkungen 
ist  dies,  eben  weil  sie  im  Hinblick  auf  das  Gemeinwohl  aufgestellt 
sind,  nicht  zulässig.  Art.  680  3. 

b)  Streitigkeiten  über  privatrechtliche  Beschränkungen  werden 
im  gerichtlichen  Verfahren,  solche  über  Beschränkungen  öffentlich- 
rechtlicher  Natur  in  der  Regel  im  Administrativverfahren  entschieden. 

Die  privatrechtlichen  Beschränkungen  sind  entweder  Be- 
schränkungen in  der  rechtlichen  Verfügung,  oder  Beschränkungen 
in  der  tatsächlichen  Verfügung.  Für  beide  Arten  gilt  der  Grundsatz: 

1.  Sie  unterliegen,  da  ihr  Bestand  und  Inhalt  unmittelbar  aus 

dem  Gesetz  errichtet  ist,  nicht  der  Eintragung  im  Grundbuch. 


5 


2.  Sie  sind  der  freien  Verfügung  der  Interessenten  unterworfen. 

Die  privatrechtlichen  Schranken  in  der  tatsächlichen  Verfüg- 
ung bestehen  im  Hinblicke  auf  die  Interessen  der  benachbarten 
Eigentümer  und  werden  deshalb  unter  der  Bezeichnung  „Nachbar- 
recht“ zusammengefasst.  Sie  entspringen  dem  Gedanken,  dass  der 
Eigentümer  in  Ausübung  seines  Eigentums  auf  den  Nachbar  Rück- 
sicht zu  nehmen  habe.  Es  geht  nicht  an,  dem  Eigentümer  die 
vollständig  freie  Verfügung  über  sein  Grundstück  einzuräumen ; 
denn  zahlreiche  Bestätigungen  des  Eigentums  wirken  über  die 
äusseren  Grenzmarchen  hinaus. 

Über  die  rechtliche  Natur  der  nachbarrechtlichen  Beschrän- 
kungen ist  zu  bemerken:  Diese  Beschränkungen  gewähren  dem 
Eigentümer  Rechte  gegen  das  Nachbargrundstück.  Man  pflegt  sie 
deshalb  in  Anlehnung  an  die  französische  Auffassung  als  Legal- 
servituten (servitudes  legales)  zu  bezeichnen.  Doch  ist  der  Aus- 
druck irreführend.  Die  Nachbarrechte  erzeugen  keine  selbstständigen 
dinglichen  Rechte,  sondern  eine  Erweiterung  der  Eigentumssphäre. 
Der  Grundeigentümer  verfolgt  Ansprüche  wegen  Verletzung  der 
nachbarlichen  Schranken  mit  der  Eigentumsklage  (negatoria)  nicht 
mit  der  Klage  aus  Dienstbarkeit.  Trotzdem  der  Inhalt  der  Nach- 
barrechte mit  dinglichen  Rechten  vielfach  Ähnlichkeit  hat  — man 
denke  an  die  nachbarlichen  Wegrechte  — bestehen  zwischen  bei- 
den Arten  von  Rechten  tiefgreifende  Unterschiede,  so  dass  es 
nicht  zulässig  ist,  die  Vorschriften  über  dingliche  Rechte  ohne 
weiteres  auf  die  nachbarlichen  Befugnisse  in  Anwendung  zu  bringen. 
Die  dinglichen  Rechte  gründen  sich  meist  auf  Vertrag,  die  Nach- 
barrechte unmittelbar  auf  Gesetz.  (Wieland  Kommentar  zu  Art.  680.) 

Zu  den  öffentlich-rechtlichen  Beschränkungen  gehören: 

a ) die  aus  der  Militärhoheit  fliessenden  Grundeigentumsbe- 
schränkungen. 

b)  Die  einschneidendsten  Beschränkungen  erfährt  das  Grund- 
eigentum vermöge  der  Baupolizei.  Die  baupolizeilichen  Eigen- 
tumsbeschränkungen decken  sich  möglicherweise  mit  nachbar- 
rechtlichen Baubeschränkungen,  sind  aber  ihrerseits  im  öffentlichen 
Interesse  begründet. 

c)  Mit  den  baupolizeilichen  Beschränkungen  berühren  sich 
die  kraft  der  Gewerbepolizei. 
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d)  Kraft  der  Telegraphenhoheit  sind  dem  Grundeigentum 
ebenfalls  Beschränkungen  auferlegt. 

e)  Beschränkungen  des  landwirtschaftlichen  Grundeigentums 
werden  durch  die  Landeskulturpolizei  begründet. 

f)  Besonderen  Beschränkungen  unterliegt  kraft  der  Forst- 
hoheit das  Eigentum  an  Waldungen. 

g)  In  umfassender  Weise  wird  durch  die  Berghoheit  das 
Grund-  wie  das  Bergwerkeigentum  eingeschränkt. 

h)  Eine  Fülle  von  Eigentumsbeschränkungen  fliesst  aus  der 
Wasserhoheit. 

i)  Ebenso  führt  die  Wegehoheit  neben  den  Einschränkungen 
des  Eigentums  an  öffentlichen  Wegen,  öffentlich-rechtliche  Belast- 
ungen privater  Grundstücke  herbei. 

Zu  den  privatrechtlichen  Beschränkungen  gehört  vor  allen 
das  Nachbarrecht,  von  welchem  schon  oben  die  Rede  war  und 
das  weiter  unten  eingehender  behandelt  werden  soll. 


§ 2.  Die  Quellen  des  geltenden  bernischen  Rechtes. 

I.  Hauptquelle1). 

Bern  erliess  für  den  alten  Kantonsteil  einen  ersten  Abschnitt 
des  Zivilgesetzbuches,  Einleitungstitel  und  erster  Teil,  umfassend 
das  Personenrecht,  am  23.  Dezember  1826.  Darauf  folgte  der 
zweite  Teil  (Sachenrecht)  erstes  Hauptstück  von  den  dinglichen 
Rechten  am  28.  Mai  1827  und  wurde  in  kraft  erklärt  auf  1.  Au- 
gust 1828.  Der  Schluss  sodann  mit  dem  zweiten  Hauptstück  des 
Sachenrechts,  enthaltend  die  persönlichen  Rechte,  wurde  erlassen 
am  18.  März  1830  und  trat  in  kraft  am  1.  April  1831. 

Im  Anschlüsse  hieran  müssen  die  Statutarrechte  oder  Lan- 
desrechte im  alten  Kantonsteil  erwähnt  werden2).  Wohl  wurden 
diese  Statutarrechte  durch  Gesetz  vom  16.  März  1853  aufge- 
hoben, aber  Art.  3 derselben  schreibt  vor,  dass  von  der  allge- 
meinen Regel  der  Aufhebung  auszunehmen  seien  die  in  den  Sta- 

*)  Huber  P.  R.  Bd.  I,  p.  52  u.  55.  Leuenberger  Vorlesungen  Bd.  I,  p.  34  u.  f.  f. 

2)  Leuenberger,  Rückblick  auf  die  Statutarrechte  des  Kantons  Bern,  Z.  B.  J.V. 
Bd.  I,  p.  65,  105. 
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tuten  enthaltenen  polizeilichen  und  wirtschaftlichen  Vorschriften, 
denen  nach  den  allgemeinen  Landesgesetzen  die  Bedeutung  von 
Gewohnheitsrechten  oder  Ortsgebräuchen  zukommen,  welche  auch 
in  Zukunft  die  ihnen  als  solchen  gebührende  Geltung  behalten 
sollen. 

Die  Vorschrift  „nach  den  allgemeinen  Landesgesetzen“  muss 
dahin  verstanden  werden,  dass  unter  den  gleichen  Bedingungen 
und  Voraussetzungen,  unter  denen  gemeinrechtlich  die  Existenz 
einer  Rechtsgewohnheit  anerkannt  wird,  auch  jene  örtlichen  Poli- 
zei- und  Wirtschafts-Vorschriften  fernerhin  ihre  Geltung  behalten 
sollen. 

Demgemäss  wäre  also  die  künftige  Anwendbarkeit  der  Sta- 
tutarrechte  nicht  bloss  auf  jene  wenigen  Fälle  beschränkt,  in  denen 
das  Zivilgesetzbuch  selbst  sich  nicht  auf  Ortsgebräuche  beruft, 
sondern  auch  auf  andere  Vorschriften  auszudehnen,  die  einen  un- 
bezweifelt  polizeilichen  und  wirtschaftlichen  Charakter  haben,  jedoch 
genügt  zu  deren  ferneren  Geltung  nicht  der  Nachweis,  dass  sie 
in  einem  Statutarrechte  stehen,  sondern  es  müssen  überdies  auch 
die  Bedingungen  der  Gewohnheitsrechte,  d.  h.  fortgesetzte  gleich- 
förmige Anwendung  dieser  Norm  im  praktischen  Rechtsleben 
u.  s.  w.  nachgewiesen  werden. 

Unter  den  polizeilichen  Vorschriften  denkt  das  Gesetz  mehr 
nur  an  die  wirtschaftspolizeilichen  und  diese  umfassen  alles,  was 
wir  einem  Ruralcodex  oder  Flurgesetz  zuscheiden  würden : alle 
Bestimmungen  land-,  wald-,  weid-  und  alpwirtschaftlicher  Natur. 

Demgemäss  gehören  hieher: 

Alp-  und  Weidwirtschaftsverhältnisse  jeder  Art. 

Waldverhältnisse  gewisser  Art  (Bannwälder,  Holzmarchen). 

Nachbarrecht,  Grenzverhältnisse,  Zaunhaften  u.  s.  w. 

Einfristungs -Verhältnisse  (Zäunungs- Pflicht,  Teilung  der- 
selben etc.). 

Überhang  und  Überfall. 

Legal  - Servituten  (Notwege,  Zügelwege,  Tränkenrecht,  An- 
weide etc.). 

Eigenmächtige  Viehpfändung. 

Schutzbestimmungen  gegen  Berg-,  Wind-  und  Wasserbrüche, 
Lawinen  etc. 
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Dazu  noch  alle  diejenigen  Verhältnisse,  für  welche  dem  obigen 
zufolge  das  Zivilgesetzbuch  ausdrücklich  die  besonderen  örtlichen 
Übungen  vorbehält. 

Zur  Frage,  ob  den  Statutarrechten  nach  Inkrafttreten  des 
Z.  G.  B.  noch  irgend  welche  Bedeutung  zukomme,  oder  ob  die- 
selben einfach  untergehen,  ist  zu  bemerken,  dass  nach  Art. 5 Z.  G.  B. 
das  partikuläre  Gewohnheitsrecht  Anspruch  auf  richterliche  Berück- 
sichtigung hat,  soweit  das  Bundesrecht  die  Geltung  des  kantonalen 
Zivilrechts  vorbehält,  oder  da,  wo  das  Gesetz  auf  die  Übung  oder 
den  Ortsgebrauch  verweist.  Demnach  behalten  diese  statutarrecht- 
lichen  Bestimmungen  immerhin  noch  eine  gewisse  Bedeutung.  Der 
Entwurf  betref.  das  Einführungsgesetz  behält  denn  auch  in  § 70 
in  bezug  auf  die  Einfriedigungen  die  polizeilichen  und  wirtschaft- 
lichen Vorschriften  der  Statutarrechte  sowie  Gewohnheitsrechte  und 
Ortsgebräuche  auch  fernerhin  vor.  Da  wo  das  Zivilrecht  auf  die 
Ortsübung  verweist,  ist  jeder  Richter  zu  deren  Beachtung  ver- 
pflichtet. (Siehe  Gmür,  die  Anwendung  der  Rechte,  nach  Art.  1,  p.  88.) 

II.  Als  eine  zweite  Quelle  muss  man  die  älteren  noch  in 
Kraft  gebliebenen  Gesetze  privatrechtlichen  Inhalts  bezeichnen,  wie 
das  Fremdengesetz,  Gesetz  über  die  Fischerei  und  andere  Rega- 
lien, Polizeigesetze,  welche  die  Freiheit  des  Eigentums  beschrän- 
ken u.  a.  m. 

III.  Der  französische  Zivilcodex  vom  21.  März  1804,  der 
seinen  Hauptbestandteilen  nach  noch  heutzutage  im  jurassischen 
Kantonsteil  gesetzliche  Geltung  hat.  Wohl  ist  derselbe  im  Jura 
durch  eine  Menge  von  Spezialgesetzen  in  einzelnen  Punkten  oder 
ganzen  Materien  verändert  worden.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
gilt  das  unveränderte  französische  Gesetzbuch,  also  ohne  die  Mo- 
difikationen, welche  dasselbe  in  Frankreich  erfahren  hat. 

So  gilt  der  Code  Napoleon  für  die  droits  reels:  succession, 
contrat  de  mariage  etc.1). 

IV.  Die  seit  der  Emanation  des  Zivilgesetzbuches  erlassenen 
neuen,  abändernden  und  ergänzenden  Gesetze  und  Dekrete. 

Die  hier  erwähnten  Quellen  befinden  sich  in  den  alten  Ge- 
setzsammlungen (seit  1715,  1862).  Diese  wurden  ersetzt  durch 
die  amtliche  Sammlung  der  Gesetze  und  Dekrete  für  den  Kanton 

0 Leuenberger : Über  den  Zustand  des  Gesetzgebungswesens  im  Jura  Z.  f. 
v.  R.  Bd.  14,  p.  273  u.  15,  p.  97. 
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Bern  in  17  Bänden,  abgeschlossen  auf  den  31.  Dezember  1900. 
Seitdem  erscheint  von  der  neuen  Folge  von  Gesetzen  und  De- 
kreten, Verordnungen  etc.  jährlich  regelmässig  ein  Band. 

V.  Obwohl  das  kantonale  Gesetz  betreffend  die  Einführung 
des  schweizerischen  Zivilgesetzbuches  nur  als  Entwurf  der  Justiz- 
direktion vom  3.  November  1908  vorliegt,  so  scheint  es  doch  am 
Platze,  denselben  hier  als  weitere  Quelle  zu  erwähnen.  Erwähnt 
muss  hier  ebenfalls  werden  der  Entwurf  der  Expertenkommission 
vom  7.  September  1908. 

VI.  Endlich  muss  noch  als  eine  letzte  Quelle  des  heutzutag 
geltenden  Privatrechts  angeführt  werden  das  eidg.  Bundesrecht, 
soweit  dasselbe  entweder  auf  der  neuen  Bundesverfassung  vom 
19.  April/29.  Mai  1874  oder  auf  Konkordaten  beruht,  alsdann  noch 
die  Staatsverträge  der  Kantone  mit  dem  Auslande,  die  Verträge 
der  Kantone  unter  sich  (Konkordate). 


§ 3. 

Das  Geltungs-  u.  Anwendungsgebiet  des  Zivilgesetzes. 


Die  gesetzlichen  Grenzen  der  Rechtssätze  überhaupt. 

Die  zeitlichen  Grenzen  des  Gebiets  der  Rechtssätze  werden 
bestimmt  durch  den  Zeitpunkt  des  Untergangs  der  Rechtssätze : 
die  Geltung  der  Rechtssätze  beginnt  mit  ihrer  Entstehung  und 
endigt  mit  ihrem  Untergange.1) 

Die  Geltung  der  Rechtssätze  beginnt  mit  ihrer  Entstehung. 
Es  müsste  denn  ein  Rechtssatz  sich  selbst  verbindende  Kraft  erst 
von  einer  späteren  Zeit  an  beigelegt  haben.  Gesetze  tun  dies  sehr 
gewöhnlich;  sie  lassen  dem  Bürger  eine  gewisse  Frist,  um  sich 
mit  ihnen  bekannt  zu  machen. 

In  der  Regel  dauert  die  Geltung  eines  Rechtssatzes  so  lange, 
bis  er  durch  eine  Rechtsquelle  „Gesetz  oder  Gewohnheit“  aufge- 
hoben wird. 

0 Windscheid.  Pandekten.  Bd.  I,  p.  96  VII.  Auflage. 

Aebi:  Welche  Zivilgesetze  gelten  in  demjenigen  Teile  des  Amtes  Büren, 
welcher  früher  zum  Bistum  gehört  hat.  Z.  B.  J.  V.  Bd.  V.  pag.  49,  94. 

Rossel:  Manuel  du  droit  civil  de  la  Suisse  romande. 
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Neue  Gesetze  haben  keine  rückwirkende  Kraft,  d.  h.  sie  be- 
ziehen sich  nicht  auf  das,  was  in  der  Vergangenheit  rechtlich 
begründet  ist,  sondern  nur  auf  das,  was  in  Zukunft  rechtlich  be- 
gründet werden  soll1). 

Vorausgesetzt,  dass  es  sich  nicht  rückwirkende  Kraft  beilegt. 

Die  Geltung  des  Zivilgesetzbuches  wurde  nun  von  den  gesetz- 
gebenden Behörden  festgesetzt  auf  den  1.  Januar  1912.  (Art.  63 
der  Einführungsbestimmungen.) 

Rückwirkende  Kraft  wurde  dem  Zivilgesetzbuch  im  allgemeinen 
nicht  gegeben  (siehe  Art.  1 der  Anwendungs-  und  Einführungs- 
bestimmungen. Ausnahmen  sind  in  den  Art.  2—4  daselbst  enthalten, 
sie  beziehen  sich  auf  Bestimmungen  betr.  die  öffentliche  Ordnung 
und  Sittlichkeit  über  den  Inhalt  der  Rechtsverhältnisse,  kraft  Gesetz, 
über  nicht  erworbene  Rechte. 


II.  Die  räumlichen  Grenzen. 

Innerhalb  der  Zeit,  für  welche  die  Rechtssätze  gelten,  gelten 
sie  für  einen  gewissen  Raum.  Dieser  Raum  kann  mit  dem  Raume, 
welchen  ein  bestimmter  Staat  einnimmt,  zusammenfallen,  er  kann 
enger,  er  kann  weiter  sein. 

Das  Zivilgesetzbuch  gilt  für  die  ganze  Schweiz;  es  kommt 
dasselbe  in  der  Schweiz  aber  nur  insoweit  zur  Anwendung,  als 
auch  das  zu  beurteilende  Rechtsverhältnis  diesem  Raume  angehört; 
dagegen  kommt  fremdes  Recht  zur  Anwendung,  wenn  das  zu 
beurteilende  Rechtsverhältnis  einem  fremden  Raume  angehört. 


III.  Anwendung  des  Z.  G.  B. 

Gemäss  Art.  1 desselben  findet  das  Gesetz  auf  alle  Rechts- 
fragen Anwendung,  für  die  es  nach  Wortlaut  oder  Auslegung  eine 
Bestimmung  enthält. 

Art.  1 enthält  aber  keine  auch  nur  annähernd  vollständige 
Umschreibung  des  Herrschafts-  und  Geltungsbereiches  des  Zivil- 
rechtes  oder  auch  nur  des  Zivilgesetzes.  Die  Grenzen  zum  bis- 


9 Dernburg.  Pandekten  Bd.  I.  p.  96  I.  Auflage. 
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herigen,  zum  kantonalen  und  ausländischen  Rechte,  werden  im 
Schlusstitel  des  Gesetzbuches,  sowie  in  Art.  5 und  6 gezogen1). 

In  Art.  5.  1.  bestimmt  das  Zivilgesetzbuch,  dass,  soweit  das 
Bundesrecht  die  Geltung  kantonaler  Rechte  vorbehält,  die  Kan- 
tone befugt  sind,  zivilrechtliche  Bestimmungen  aufzustellen  oder 
aufzuheben. 

Und  in  Art.  6,  dass  die  Kantone  in  ihren  öffentlich-rechtlichen 
Befugnissen  durch  das  Bundeszivilrecht  nicht  beschränkt  werden. 

„Aber  trotz  der  kategorischen  Form  des  in  Art.  6 Z.  G.  B. 
„enthaltenen  Grundsatzes,  ist  in  Wirklichkeit  infolge  der  Verein- 
heitlichung des  Zivilrechtes  eine  Fülle  kantonalen  öffentlichen 
„Rechts  untergegangen  und  die  Kantone  bleiben  auch  in  Zukunft 
„in  entsprechender  Weise  beschränkt.  Denn  das  Z.  G.  B.  enthält 
„selbst  eine  grosse  Anzahl  von  Bestimmungen  öffentlich-rechtlichen 
„Inhalts.“ 

„So  Haftung  des  Staates  für  die  Schätzung  bei  den  Gülten 
Art.  894  und  Art.  955  (Haftung  der  Kantone  für  allen  aus  der 
Führung  der  Grundbücher  entstandenen  Schaden).  Egger : zum 
sächlichen  Geltungsbereich  des  Schweiz.  Zivilgesetzbuches,  p.  178 
und  f.  f. 

Der  Bundesrat  hat  sich  veranlasst  gesehen,  in  seiner  Bot- 
schaft vom  28.  Mai  1904  sich  ausführlich  über  die  Grundsätze 
auszusprechen,  von  welchen  der  Bundesgesetzgeber  sich  bei  dieser 
Abgrenzungsaufgabe  hat  leiten  lassen  : „Eine  absolute  Ausschliess- 
„ung  des  öffentlichen  Rechts  von  der  zivilrechtlichen  Kodifikation 
„war  jederzeit  undurchführbar.  Die  Rechtsmaterien  hängen  unter 
„sich  und  in  ihrem  wissenschaftlich  oder  gesetzgeberisch  belieferten 
„Bestände  durchaus  bald  mit  dem  einen  und  bald  mit  dem  andern 
„Gebiete  zusammen,  sodass  ein  Institut  vorwiegend  bald  dem 
„öffentlichen,  bald  umgekehrt  dem  privaten  Rechte  angehört,  ohne 
„von  den  andern  ganz  frei  zu  sein.  Man  darf  es  demgemäss 
„durchaus  für  geboten  erachten,  ein  Institut,  auch  wenn  es  ganz 
„erheblich  vom  öffentlichen  Recht  mitbestimmt  wird,  dem  privaten 
„Rechte  zuzuweisen,  sobald  es  seiner  Natur  nach  wesentlich  den 
„privaten  Interessen  dient.“ 

9 Gmür:  Anwendung  des  Rechts  nach  Art.  1 des  Schweiz.  Zivilgesetzbuches, 
pag.  21. 
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Solche  Institute  und  Bestimmungen  mit  starkem  öffentlich- 
rechtlichem  Gehalt  sind  beispielsweise  die  Eheschliessungen,  die 
Ehescheidung,  die  Wirkung  der  Ehe  auf  das  Bürgerrecht  der  Ehe- 
frau und  überhaupt  alle  Statusänderungen  aus  familienrechtlichen 
Gründen,  die  Aberkennung  der  elterlichen  Gewalt,  die  Mitwirkung 
der  Vormundschaftsbehörde  bei  der  Vormundschaftsführung,  das 
Grundbuch,  die  obligatorische  Schatzung  bei  der  Gült,  die  Belas- 
tungsgrenze und  die  schon  genannte  Haftung  des  Staates  bei  der 
Gült  (siehe  Egger,  pag.  180). 

Bevor  wir  aber  weiter  gehen,  müssen  wir  hier  nun  folgendes 
einschalten : Es  ist  anerkannten  durchaus  feststehenden  Rechtens, 
dass  ein  späteres  Gesetz  (Verfassungsgesetz  oder  gewöhnliches 
Recht1)  alle  früheren  mit  ihm  in  Widerspruch  stehenden  Gesetze 
aufhebt  ; dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  der  Widerspruch  zwischen 
dem  alten  und  dem  neuen  Gesetz  offen  am  Tage  liegt,  so  dass 
es  aus  einer  einfachen  Vergleichung  des  Wortlautes  sofort  erhellt, 
oder  ob  er  erst  durch  logische  Entfaltungen  des  Gesetzinhalts, 
insbesondere  durch  Entwicklung  der  aus  allgemeinen  gesetzlichen 
Prinzipien  fliessenden  Folgesätze  sich  ergibt.  Sofern  und  soweit 
ein  Widerspruch  wirklich  besteht,  ist  das  frühere  Gesetz  durch  das 
spätere  aufgehoben  2). 

Die  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  erklärt  in  Art.  2 
der  Übergangsbestimmungen  ausdrücklich,  dass  die  ihr  wider- 
sprechenden kantonalen  oder  eidgenössischen  Rechtssätze  ausser 
kraft  treten,  d.  h.  aufgehoben  seien,  und  zwar  erfolgt  diese  Auf- 
hebung sämtlicher  widersprechender  Rechtssätze  nach  dem  Wort- 
laut der  Bundesverfassung  mit  der  Annahme  derselben,  beziehungs- 
weise mit  dem  Erlass  der  in  Aussicht  genommenen  Bundesgesetze. 

Um  für  die  Bestimmungen  desjenigen,  was  heute  noch  kan- 
tonales Zivilrecht  ist,  die  richtige  Grundlage  zu  erhalten,  unter- 
scheiden wir  folgende  Verhältnisse  : das  Bundesrecht  setzt  sich  mit 
dem  kantonalen  Rechte  auf  zwei  verschiedene  Arten  auseinander. 
In  den  einen  Fällen  stellt  das  Bundesrecht  bloss  einzelne  Sätze 
auf,  die  es  den  Kantonen  oktroyiert,  ohne  im  übrigen  in  ihre 
Rechtsordnung  irgendwie  einzugreifen3). 

9 B.  G.  E.  Bd.  XIV.  p.  164  und  XII.  630,  XIII.  202  und  XIV.  629. 

a)  Rossel,  Manuel  du  droit  federal  des  Obligations,  I.  Ausgabe,  p.  17  u.  f.  f. 

3)  Huber,  P.  R.  Bd.  I,  pag.  657  u.  f.  f. 


— i3  — 

In  den  Fällen  zweiter  Art  werden  einzelne  Institute  oder  Ab- 
schnitte der  Rechtsordnung  durch  das  Bundesrecht  als  Ganzes 
geordnet,  und  hier  ist  leitende  Regel  stets,  dass  mit  der  Tätigkeit 
der  Bundeslegislative  die  kantonalen  Gesetze  über  das  betref.  In- 
stitut verdrängt  werden.  Es  gilt  in  Bezug  auf  das  betref.  Gebiet 
oder  Institut  alsdann  ganz  allgemein  das  Bundesrecht  und  nicht 
mehr  das  kantonale  Recht  und  ist  folglich  letzteres  auch  in  den- 
jenigen Bestimmungen,  welche  materiell  ganz  wohl  noch  mit  dem 
Bundesrecht  vereinbar  wären,  beseitigt,  aus  dem  einzigen  Grunde, 
weil  es  kantonales  Recht  ist. 

Das  Bundesrecht  bezeichnet,  indem  es  ein  bestimmtes  Gebiet 
einheitlich  regelt,  genau  die  einzelnen  Punkte,  in  bezug  auf  welche 
es  den  Kantonen  gestattet  ist,  besondere  Normen  aufzustellen. 

So  führt  das  Zivilgesetzbuch  in  Art.  51  der  Einführungs-  und 
Übergangsbestimmungen  aus:  „Mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes sind  die  privatrechtlichen  Bestimmungen  der  Kantone 
„aufgehoben,  soweit  nicht  bundesrechtlich  etwas  anderes  vorge- 
sehen ist“. 


I.  Teil. 


§ 4.  Die  gesetzlichen  Benutzungsbeschränkungen  des 
Grundeigentums  nach  bern.  Zivilrecht,  Code  civil  und 
Schweiz.  Zivilgesetzbuch  und  diejenigen  öffentl.-recht- 

licher  Natur. 

Allgemeines. 

Das  Grundeigentum  im  Kanton  Bern,  und  dabei  bildet  dies 
gegenüber  den  Rechten  anderer  Kantone  keine  Ausnahme,  findet 
seine  Beschränkung  in  zweifacher  Hinsicht.  Einmal  in  dem  Privat- 
rechte und  sodann  in  den  Bestimmungen  des  öffentlichen  Rechts. 

Dies  ergibt  schon  von  selbst  eine  Teilung  unserer  Arbeit  in 
zwei  Abschnitte.  In  dem  ersten  Teile  sollen  die  nachbarrechtlichen 
Beschränkungen  des  Grundeigentums  und  in  dem  zweiten  die 
öffentlich-rechtlichen  enthalten  sein,  welchen  sich  dann  auch  die- 
jenigen, die  das  Bundesrecht  schafft,  anschliessen  werden.  Dabei 
ist  nicht  zu  vergessen,  dass  im  jurassischen  oder  neuen  Kantons- 
teile noch  der  C.  c.  f.  regiert,  welcher  hier  ebenfalls  Berücksich- 
tigung finden  muss.  Die  Beschränkungen  aus  öffentlichem  Recht 
gelten  natürlich  im  ganzen  Kantone  gleich. 

Das  neue  schweizer.  Zivilgesetzbuch,  das  in  kurzem  in  kraft 
treten  wird,  soll  hier  überall  ebenfalls  beigezogen  werden. 

A.  Beschränkung  des  Grundeigentums  in  der  Veräusserungs- 

befugnis. 

In  C.  c.  f.  Art.  576  findet  sich  eine  solche  Beschränkung  aus 
Familiengründen,  indem  die  Ehefrau  die  in  die  Ehe  eingekehrten 
Güter  nicht  veräussern  darf.  Den  Zweck,  ein  Gut  in  gewissen 
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Kreisen  aus  Familienangehörigkeiten  zu  behalten,  verfolgen  auch 
die  Satz.  819 — 833  C.  mit  dem  Zugrecht,  indem  es  Descendenten 
und  Ascendenten  und  Geschwister  des  Verkäufers  in  die  Stelle  des 
Käufers  treten  und  sie  die  Kaufsache  erwerben  lässt.  Leuenberger 
Vorlesungen  Bd.  II,  pag.  385  und  Kurz  Rechtsfreund,  pag.  233 
nehmen  sowohl  im  Hinblick  auf  die  historische  Entwicklung  des 
Instituts,  als  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  den  demselben 
zugrunde  liegenden  gesetzgeberischen  Gedanken  an,  das  Zugrecht 
sei  dinglicher  Natur  und  könne  deshalb  nicht  nur  dem  ersten 
Käufer,  sondern  auch  jedem  spätem  Erwerber  gegenüber  geltend 
gemacht  werden.  Dieser  Ansicht  hat  das  Obergericht  in  einer  Reihe 
von  Entscheiden  (vide  M.  B.  R.  Bd.  14,  pag.  325,  326  und  Z.  B. 
J.  V.  34,  pag.  30,  ferner  M.  B.  R.  35,  pag.  120  und  44,  pag.  32) 
nicht  beigepflichtet.  In  Anlehnung  an  eine  auch  in  der  Doktrin 
verfochtene  Meinung  (vgl.  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht,  Laband 
im  Archiv  für  die  zivilisistische  Praxis  Bd.  52)  hat  der  Appella- 
tionshof den  Charakter  des  Zugrechts  für  das  bern.  Recht  dahin 
bestimmt,  „dass  es  weder  ein  persönliches  Recht  sei,  noch  auch 
ein  dingliches  im  Sinne,  dass  es  auf  die  Sache  selbst  gehe,  son- 
dern ein  absolutes  Recht  „sui  generis“,  das  gegenüber  jedermann 
Geltung  habe  und  das  für  den  begünstigten  Verwandten  des  Ver- 
wandten des  Verkäufers  in  dem  Moment  entstehe,  in  welchem 
dieser  die  unbewegliche  Sache  einem  Dritten  überlassen  hat,  also 
mit  der  Fertigung  des  bezüglichen  Kaufvertrages“  (Leuenberger 
Bd.  II,  pag.  486).  Das  Retraktrecht  hat  also  nicht  Vorkaufsrecht- 
Natur  und  steht  im  weiteren  dem  Zugberechtigten  weder  von  Ge- 
burt an  zu,  noch  überhaupt  vor  dem  Zeitpunkt,  wo  die  legalen 
Voraussetzungen  zu  seiner  Geltendmachung  vorhanden  sind,  ist 
auch  vor  dem  Eintritt  dieser  gesetzlichen  Voraussetzungen  nicht 
etwa  bedingt  vorhanden ; vielmehr  besteht  vorher  nur  eine  gewisse 
Anwartschaft  des  Zügers  M.  44,  32  *). 

*)  Weitere  Urteile  des  Appellationshofes : Das  Zugrecht  kann  nicht  ausge- 
übt werden,  wenn  die  Steigerung,  an  welcher  der  Verkauf  stattfand,  keine  öffent- 
liche, d.  h.  durch  den  Regierungsstatthalter  bewilligte  gewesen  ist. 

Das  Zugrecht  ist  begründet,  sobald  die  Zufertigung  des  Kaufobjektes  an  den 
Erwerber  stattgefunden  hat.  Z.  B.  J.  V.  15,  pag.  530. 

Das  Zugrecht  ist  nur  zulässig  bei  reinen  Kaufgeschäften.  Ein  aus  Schenkung 
und  Kauf  gemischtes  Geschäft  berechtigt  die  Verwandten  des  Veräusserers  nicht 
zur  Ausübung  des  Zugrechtes.  Z.  B.  J.  V.  31,  p.  39. 

Das  Zugrecht  der  verheirateten  Tochter  geht  auf  deren  Ehemann  über  und 
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Richtiger  aber  gehört  das  „Zugrecht“  oder  „Retraktsrecht“, 
weil  der  Näherberechtigte  die  Sache  an  sich  ziehen  kann,  zu  den 
begrenzten  dinglichen  Rechten.  Gierke  definiert  das  Näherrecht 
folgendermassen : Das  Näherrecht  ist  das  dingliche  Recht,  eine 
Sache,  falls  sie  an  einen  Minderberechtigten  verkauft  wird,  von 
dem  Besitzer  gegen  Erstattung  des  ersten  Kaufpreises  nebst  son- 
stigen Kosten  zu  erwerben.  Die  Nachbarrechte,  so  führt  Gierke 
weiter  aus,  bilden  eine  besondere  Klasse  der  begrenzten  dinglichen 
Rechte.  Mehr  und  mehr  ist  die  niemals  abgestorbene  Meinung 
durchgedrungen,  dass  das  Näherrecht  ein  durch  dingliche  Klage 
gestütztes  Recht  an  der  Sache  sei.  Gierke  Bd.  II,  p.  769  u.  f.  f. 
Desgleichen  Huber,  P.  R.  Bd.  III,  p.  260  u.  f.  f.  und  Gmür,  An- 
merkung M.  44,  32. 

Das  Zivilgesetzbuch  hat  mit  Rücksicht  auf  die  Tatsache,  dass 
privatrechtliche  Beschränkungen  in  der  Verfügung  mit  den  Ver- 
kehrsbedürfnissen schwer  vereinbar  sind,  die  Zug-,  Retrakts-  und 
Näherrechte  beiseitigt  und  nur  noch  das  gesetzliche  Vorkaufsrecht 
beibehalten.  Zu  den  gesetzlichen  Beschränkungen  in  der  Verfügung 
zählen  ferner  die  dem  kantonalen  Rechte  überlassenen  Zerstücke- 
lungsverbote. 

Das  dingliche  Vorkaufsrecht  wird  begründet  durch  Eintrag 
einer  „Vormerkung  persönlicher  Rechte“  im  Grundbuch.  Ohne 
diese  Eintragung  hat  das  Vorkaufsversprechen  nur  gegen  den  Ver- 
pflichteten Wirkung.  Der  Eintrag  bewirkt,  dass  das  an  und  für  sich 
persönliche  Recht  dingliche  Wirksamkeit  erlangt,  d.  h.  auch  gegen 
den  neuen  Eigentümer  geltend  gemacht  werden  kann.  Das  Vor- 
kaufsrecht zählt  daher  zu  den  sog.  Warterechten,  d.  h.  Rechten, 
welche  die  Erlangung  eines  Gutes  dinglich  sichern. 


kann  daher  von  den  Geschwistern  des  Veräusserers  bei  Veräusserungen  an  den 
Tochtermann  nicht  geltend  gemacht  werden.  Z.  B.  J.  V.  12,  pag.  460  und  ibidem 
13,  pag.  53. 

Die  Zugsankündigung  vor  Fertigung  des  Kaufvertrages  ist  unwirksam.  M. 
B.  R.  35,  p.  630. 

Die  Frist  zur  Geltendmachung  des  Zugrechtes  wird  nicht  nach  Kalender- 
monaten, sondern  nach  Monaten  zu  30  Tagen  berechnet.  Z.  R.  J.  V.  12,  p.  80. 
Gegenteiliger  Entscheid  M.  B.  R.  41,  p.  652. 

Die  Festsetzung  der  vom  Züger  nach  Satz.  380  C2  zu  leistenden  Sicherheit 
erfolgt  im  Verfahren  nach  § 75  C.  P.  M.  B.  R.  43,  p.  626  u.  ibidem  40,  p.  246. 
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B.  Beschränkungen  des  Grundeigentums  betr.  die  Benutzungs- 
befugnisse. 

Die  Beschränkungen  aus  Nachbarrecht. 

Der  juristische  Charakter  dieser  Beschränkungen: 

Die  Beschränkungen  aus  Nachbarrecht  bestehen  zugunsten 
der  Anstösser  einer  Liegenschaft  und  erklären  sich  aus  Gründen 
der  Billigkeit,  aus  Rücksicht  auf  den  nachbarlichen  Frieden  und 
das  wohlverstandene  Interesse  der  Nachbarn  unter  einander.  Denn 
das  Grundstück  ist  keine  isolierte  Welt  für  sich ; es  bildet  einen 
Teil  der  Bodenfläche  einer  Gemeinde  oder  eines  Staates  und  grenzt 
an  andere  Grundstücke.  Dieses  Nachbarrecht  ist  vielfach  durch 
den  Ortsgebrauch  geregelt  (Bern  S.  406  c).  Dabei  sind  diese  Be- 
schränkungen aus  Nachbarrecht  überall  in  dem  Sinne  aufgestellt, 
dass  daraus  für  den  Nachbar  ein  privatrechtlicher  Anspruch  gegen 
die  andern  entsteht  und  zwar  im  Verhältnis  des  einen  Grundstückes 
zum  andern.  Weil  aber  der  Anspruch  aus  Nachbarrecht  privat- 
rechtlicher Natur  ist,  so  kann  derselbe  durch  Vereinbarung  aufge- 
hoben werden. 

Die  Beschränkungen  in  der  Benutzungsbefugnis  teilen  sich 
in  solche,  deren  Gegenstand  im  Unterlassen  ein  „non  facere“  und 
solche,  die  in  einem  Dulden,  einem  „pati“  bestehen. 

Während  der  C.  c.  f.  in  Art.  639  diese  nachbarlichen  Be- 
schränkungen als  gesetzliche  Dienstbarkeiten,  sog.  Legal-Servituten 
behandelt,  werden  dieselben  von  Bern  und  dem  Z.  G.  B.  getrennt 
von  den  Dienstbarkeiten  behandelt. 

Der  C.  c.  f.  teilt  die  Beschränkungen  aus  Nachbarrecht  in 
Art.  652  folgendermassen:  „Partie  de  ces  obligations  est  reglee 
par  la  loi  sur  la  police  rurale,  les  autres  sont  relatives  au  mur  et 
au  fosse  mitoyens  au  cas  oü  il  y a lieu  ä contre-mur,  aux  vues 
sur  la  propriete  du  voisin  ä l’egout  des  toits,  au  droit  du  passage“. 

Es  gilt  überall  der  Grundsatz,  dass  jedes  Grundstück  so  be- 
nutzt werde,  dass  auch  die  Nachbarn  ihre  Grundstücke  ihrem 
Rechte  nach  benutzen  können.  Dieser  Grundsatz  findet  seinen 
Ausdruck  in  Satz.  380  C.  und  dem  Österreich.  Gesetzbuche  § 364. 
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Verpflichtung  zu  einer  Unterlassung. 

Die  wichtigste  nachbarrechtliche  Beschränkung  besteht  in  der 
Verpflichtung  des  Grundeigentümers,  in  gewissem  Umfange  die 
von  einem  andern  Grundstücke  ausgehenden  sog.  Immissionen  zu 
dulden.  Unter  Immissionen  versteht  man  die  mittelbare  körper- 
liche Einwirkung  auf  ein  fremdes  Grundstück  durch  Zuführung  von 
Stoffen  oder  Bewegungen,  wie  sie  namentlich  durch  Gase,  Dämpfe, 
Rauch,  Russ,  Funken,  Gerüche  und  Wärme,  Geräusch,  Erderschüt- 
terungen, Licht,  Elektrizität  stattfindet.  Als  benachbart  erscheinen 
dabei  nicht  nur  die  angrenzenden,  sondern  alle  auch  entfernteren 
Grundstücke,  die  von  der  Immission  erreicht  werden. 

Der  Eigentümer  kann  mit  der  Negatorienklage  die  Beseiti- 
gung der  Störung  durchsetzen. 

Das  Verbietungsrecht  hat  aber  bestimmte  Grenzen.  Die  Aus- 
schliesslichkeit des  Eigentums  scheitert  an  dem  natürlichen  Zu- 
sammenhänge der  Crundstücke  und  an  den  Bedürfnissen  der 
menschlichen  Gesellschaft.  Daher  muss  der  Grundeigentümer  sol- 
che von  einem  andern  Grundstücke  ausgehende  Einwirkungen 
dulden,  die  entweder  unerheblich  sind  oder  durch  eine  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  bei  Grundstücken  solcher  Lage  gewöhnliche 
Benutzung  der  andern  Grundstücke  herbeigeführt  werden.  Die 
örtlichen  Verhältnisse  bedingen  die  Anlegung  eines  verschiedenen 
Masstabes  in  Städten  und  auf  dem  Lande,  in  der  Mitte  einer  Stadt 
und  in  Vorstädten,  in  Fabrikgegenden  und  in  Villenkolonien  usw. 

Darüber  hinaus  wird  das  Grundeigentum  durch  eine  in  das 
Nachbarrecht  eingreifende  Bestimmung  der  Gewerbeordnung  zum 
Schutze  solcher  lästiger  gewerblichen  Anlagen,  denen  die  erfor- 
derliche obrigkeitliche  Genehmigung  erteilt  ist,  eingeschränkt.  Wer 
vor  einer  derartigen  Anlage  unzulässige  Einwirkungen  auf  sein 
Grundstück  erleidet,  kann  niemals  die  Einstellung  des  ihn  schädi- 
genden Betriebes  verlangen,  sondern  nur  die  Herstellung  von  Ein- 
richtungen, welche  die  nachteilige  Einwirkung  ausschliessen. 

Im  Kanton  Bern  hat  man  sich  in  dieser  Hinsicht  durch  Aus- 
legung der  Satz.  380  C.  beholfen,  expressis  verbis  enthält  das 
bern.  Z.  G.  nichts  derartiges. 

Dagegen  enthielten  die  Statutarrechte  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen, welche  die  nachbarrechtlichen  Verhältnisse  zwischen 
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Grundeigentümern  regelten  und  auf  welche  wir  im  einzelnen  weiter 
unten  zurückkommen  werden.  Wir  erwähnen  hier  nur  namentlich 
die  Vorschriften  über  die  Zaunpflicht,  Durchfahrt,  Wegsame,  Hengst- 
weide, welche  insbesondere  in  den  Landrechten  von  Äschi,  Ober- 
und Niedersimmental  und  Emmental  genau  normiert  wurden. 

Wir  geben  zur  Aufklärung  eine  Reihe  von  Entscheiden  des 
Appellationshofes  hier  im  Auszuge  wieder. 

Über  den  Sinn  und  Geist  der  S.  380  C.  spricht  sich  ein  Urteil  dahin  aus: 
„Dass  nach  dieser  Satzung  das  Recht  des  Eigentümers  nur  beschränkt  werde 
„durch  das  Recht  des  Nachbars;  der  Nachbar  ist  also  in  seinen  Interessen  recht- 
lich nur  dann  verletzt,  wenn  der  Eigentümer  in  der  Ausübung  seiner  Eigen- 
tumsrechte in  die  Rechtssphäre  des  Nachbars  eingreift.  Z.  B.  J.  V.  Bd.26,  p.245.“ 

Und  M.  B.  R.  7,  p.  35:  „Es  handelt  sich  in  casu  um  eine  auf  Satz.  380  C. 
„gestützte  Klage  wegen  Errichtung  einer  Gerberei.  Die  Klage  wurde  aber  dann 
„abgewiesen,  weil  ein  Erzittern  des  Hauses  während  des  Betriebes  der  Maschinen 
„nicht  stattfand.  Der  Lärm,  welcher  von  den  Maschinen  verursacht  wurde,  war 
„kein  immerwährend  dauernder,  es  verursachte  derselbe  keine  erhebliche  Be- 
lästigung. Was  das  Eindringen  übler  Gerüche  anbetraf,  so  fehlte  es  am  Beweise 
„über  das  Mass  derselben,  der  aussergewöhnliche  Charakter  der  Immission  sei 
„nicht  nachgewiesen“. 

Ferner  wurde  einem  Eigentümer  die  Störung  seines  Nachbars  durch  Be- 
trieb einer  Druckerei,  in  casu  durch  den  Gebrauch  einer  Farbendruckschnellpresse 
genannt  „Windsbraut“  verboten.  M.  B.  R.  44,  192  und  Z.  B.  J.  V.  37,  p.  242. 

Ebenso  wurde  der  Eigentümer  eines  Walzwerks  dazu  verurteilt,  die  Fehler 
einer  mangelhaften  Fundamentierung  seines  Walzwerkes  zu  heben,  um  die  Er- 
schütterungen, durch  welche  dem  Grundstück  des  Nachbars  Schaden  zugefügt 
wurde,  zu  verhindern.  M.  B.  R.  39,  p.  190  u.  f.  f. 

Eine  Klage  wegen  angeblicher  Versumpfung  des  Landes  infolge  Ver- 
sumpfung des  Baches  wurde  abgewiesen.  M.  B.  R.  6,  p.  142. 

Im  weiteren  wurde  entschieden,  dass  die  verbietende  Norm  der  S.  880  in 
fine  sich  nur  an  den  Eigentümer  des  tiefer  gelegenen  Grundstückes  wende  und 
dass  zum  Begriff  der  unerlaubten  Schädigung  eines  Grundstückes  es  starker, 
äusserer  Einflüsse  bedürfe.  M.  B.  R.  7,  p.  196  u.  Z.  B.  J.  V.  26,  p.  454. 

Eine  Klage  auf  Schadenersatz  wurde  zugesprochen,  weil  dem  Nachbar 
durch  Eindringen  von  Russkohlen  und  Zementstaub  in  seine  Räumlichkeiten 
Schaden  zugefügt  wurde.  M.  B.  R.  7,  p.  257  u.  f.  f.  sp.  272. 

Die  Bestimmungen  des  S.  380  C.  bleiben  als  Übung  oder  Ortsgebrauch 
nach  Art.  5,  2.  Z.  G.  B.  insofern  sie  schädliche  oder  nicht  gerechtfertigte  Ein- 
wirkungen durch  Rauch  oder  Russ,  lästige  Dünste,  Lärm  oder  Erschütterung  auf 
das  nachbarliche  Grundstück  verbieten,  in  kraft. 

Der  Eigentümer  eines  Grundstückes  ist  vor  allem  verpflichtet,  solche 
Handlungen  auf  seinem  Grundstücke  zu  unterlassen,  durch  welche  das  benach- 
barte Grundstück  direkt  körperlich  angegriffen  wird.  Es  soll  der  Eigentümer 
auf  seinem  Grundstücke  graben  dürfen,  jedoch  dabei  wiederum  sich  des  scliäd- 


liehen  Einflusses  auf  das  benachbarte  Grundstück  enthalten.  So  namentlich  darf 
er  nach  Z.  G.  B.  die  nachbarlichen  Grundstücke  nicht  dadurch  schädigen,  dass 
er  ihr  Erdreich  in  Bewegung  bringt  oder  gefährdet  oder  vorhandene  Vorrich- 
tungen beeinträchtigt. 

C.  Verbot  von  schädlichen  Bauten. 

Beim  Bauen  hat  der  Eigentümer  besondere  Rücksicht  auf  seinen  Nachbar 
zu  nehmen;  so  schreibt  C.  c.  f.  in  Art.  681  vor:  „Ein  jeder  Eigentümer  habe 
seine  Dächer  so  einzurichten,  dass  das  Regenwasser  auf  sein  Terrain  oder  auf 
die  öffentliche  Strasse  ablaufe,  und  nicht  auf  das  Nachbargrundstück“. 

Betreffend  der  Bauten  wird  die  nähere  Ordnung,  auch  der  rein  nachbar- 
lichen Baubeschränkungen,  den  Bauvorschriften  der  Kantone  Vorbehalten.  Dabei 
gedenkt  das  Z.  G.  B.  nicht  nur  der  Vorschriften  betreffend  Scheidemauern,  son- 
dern auch  des  Rechts  der  sogen,  „halben  Hofstatt“  (wie  Basel-Stadt  es  nennt), 
wonach  ein  Nachbar  gehalten  ist,  dem  andern  die  Errichtung  einer  Grenzmauer 
mit  Überschreitung  der  Grenzlinie  um  die  halbe  Breite  der  Mauer  zu  gestatten 
gegen  das  Recht,  sich  bei  eigenem,  späterem  Bauen  das  Miteigentum  an  der 
ganzen  Mauer  einzukaufen.  Huber,  P.  R.  III,  s.  3231). 

Merkwürdigerweise  enthält  das  bern.  Zivilrecht  keinerlei  Bestimmungen, 
die  nachbarrechtliche  Beziehungen  beim  Bauwesen  hätten  regeln  sollen. 

Die  Aufstellung  von  Vorschriften  im  Bauwesen  betreffend  das  Nachbar- 
recht wird  im  Gesetz  betreffend  die  Aufstellung  von  Alignementsplänen  und  bau- 
polizeilichen Vorschriften  durch  die  Gemeinden  vom  15.  Juli  1894  in  § 18  den 
Gemeinden  überlassen.  Die  Gemeinden  haben  dann  auch  in  ihren  Bauregie- 
menten Bestimmungen  aufgestellt  über  das  Bauen  an  oder  von  der  Marche,  über 
Vorsprünge  über  den  nachbarlichen  Grund,  in  bezug  auf  Einfriedigungen,  Höhe 
der  Scheidemauern  von  den  Grundstücken  und  über  die  Scheidemauern  zwischen 
den  Häusern  etc.  Wir  verweisen  in  bezug  auf  nähere  Details  auf  den  zweiten 
Teil  dieser  Arbeit.  Die  Bestimmungen  über  das  Verbot  von  schädlichen  Bauten 
bleiben  nach  Massgabe  von  Art.  686  Z.  G.  B.  bestehen,  soweit  diese  in  den 
Rahmen  des  letzteren  hineinpassen.  Wir  verweisen  hier  noch  auf  die  Schluss- 
bemerkungen in  dieser  Arbeit. 

Der  C.  c.  f.  weist  in  der  Aufzählung  von  Baubeschränkungen  von  Grund- 
eigentum aus  Nachbarrecht  eine  Fülle  von  Bestimmungen  auf  wie  keine  andere 
Gesetzgebung.  In  bezug  auf  die  Abstände  und  zu  errichtenden  Anlagen,  die  bei 
gewissen  Bauten  zu  beobachten  sind,  führt  er  in  Art.  674  namentlich  aus : Der- 
jenige, welcher  einen  Sodbrunnen  oder  eine  Abtrittgrube  in  der  Nähe  einer 
Scheide-  oder  andern  Mauer  graben  lässt ; derjenige,  welcher  daselbst  ein  Kamin 
oder  einen  Feuerherd,  eine  Esse,  einen  Back-  oder  Kochofen  errichten  will,  ist 
gehalten,  den  durch  die  Regiemente  oder  die  örtlichen  oder  partikularrechtlichen 
Gewohnheiten  vorgeschriebenen  Abstand  innezuhalten.  Dies  alles  um  dem  Nach- 
bar nicht  zu  schaden.  Die  gleiche  Verpflichtung  trifft  denjenigen,  der  an  die 
Scheidemauer  ein  Salzmagazin,  oder  ein  Lager  von  ätzenden  Materialien  er- 
richten will. 

9 Erläuterungen  zum  Vorentwurf  1902  p.  94. 
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In  die  gemeinschaftliche  Mittelmauer  darf  gemäss  Art.  675  ibidem,  der 
Nachbar  ohne  die  Zustimmung  des  andern  keine  Öffnung  oder  Fenster  irgend 
welcher  Art  praktizieren,  sei  es  auch  nur  aus  undurchsichtigem  Glas. 

Art.  676 — 880.  Der  Eigentümer  einer  gemeinschaftlichen  Mauer,  die  un- 
mittelbar an  das  Grundstück  eines  andern  grenzt,  darf  in  dieser  Mauer  Öffnun- 
gen oder  Fenster  anbringen,  die  mit  einem  eisernen  Gitter  und  mit  blindem  Glas 
versehen  sind.  Diese  Fenster  müssen  mit  eisernem  Gitter,  dessen  Stäbe  höch- 
stens einen  Dezimeter  von  einander  entfernt  sind,  und  mit  einem  Rahmen  mit 
blindem  Glas  versehen  sein.  Auch  dürfen  sie  nicht  anders  angebracht  werden, 
als  sechsundzwanzig  Dezimeter  über  dem  Fussboden  des  Zimmers,  wenn  es  auf 
ebener  Erde  ist,  und  neunzehn  Dezimeter  über  dem  Fussboden  der  hohem  Stock- 
werke. Man  darf  ferner  keine  Lichtöffnungen  — vues  — in  gerader  Richtung, 
kein  Fenster,  das  zur  Aussicht  dient,  keinen  Balkon  und  keine  andere  ähnlichen 
Vorsprünge  nach  dem  eingeschlossenen  oder  nicht  eingeschlossenen  Grundstück 
des  Nachbars  haben,  wenn  die  Mauer,  in  welcher  man  sie  anbringt,  von  dem 
erwähnten  Grundstücke  nicht  neunzehn  Dezimeter  entfernt  ist.  Weiter  darf  man 
eine  Lichtöffnung  — vue  — von  der  Seite  oder  in  schräger  Richtung  dieses 
Grundstücks  nur  in  einer  Entfernung  von  sechs  Dezimeter  haben.  Die  Entfer- 
nung aber  rechnet  man  in  allen  Fällen  von  der  innern  Seite  der  Mauer,  in 
welcher  die  Öffnung  angebracht  wird,  und  wenn  es  sich  um  einen  Balkon  oder 
andern  ähnlichen  Vorsprung  handelt,  von  dessen  äussersten  Linie  bis  zu  der 
Scheidungslinie  der  beidseitigen  Eigentümer.  In  bezug  auf  die  nicht  gemein- 
schaftliche Mauer  fallen  die  Bestimmungen  des  C.  c.  f.  durch  das  Z.  G.  B.  dahin, 
sofern  solche  Bestimmungen  nicht  in  Bauregiementen  der  Gemeinden  aufge- 
nommen wurden,  ebenso  wie  diejenigen  betref.  die  Mauern  auf  der  Grenze.  Da 
Art.  686  Z.  G.  B.  den  Kantonen  die  Befugnis  vorbehält,  Baubeschränkungen  rein 
nachbarrechtlicher  Natur  zu  erlassen,  so  bleiben  die  in  den  Bauregiementen  sich 
vorfindlichen  Bestimmungen  dieser  Art  zu  Recht  bestehen,  oder  es  kann  der 
Kanton  diesbezügliche  Bestimmungen  aufstellen. 


D.  Die  Mauer  auf  der  Grenze. 

In  bezug  auf  die  Scheidemauer  sagt  der  C.  c.  f.  in  Art.  653,  dass  sowohl 
in  der  Stadt  wie  auf  dem  Lande  die  Scheidemauer  zwischen  zwei  Gebäuden 
oder  Hof  und  Garten,  sogar  auf  dem  Felde,  gemeinsam  sei,  wenn  nicht  gegen- 
teilige Titel  oder  Zeichen  vorliegen. 

Die  Reparaturen  in  diesen  Scheidemauern  lasten  gemeinsam  auf  den  An- 
stössern  nach  Massgabe  ihrer  Anteile. 

Ein  jeder  Eigentümer  darf  in  diese  Mauer  Träger  oder  Balken  bis  in  die 
Tiefe  von  54  mm  einlassen,  ohne  die  gleichen  Rechte  des  Nachbarn  zu  beein- 
trächtigen. 

Erhöhungen  der  Mittelmauer  dürfen  vom  Nachbar  einseitig  vorgenommen 
werden,  nur  muss  er  diese  Kosten  an  sich  selbst  tragen.  An  die  Mittelmauer 
darf  nur  unter  Bestimmung  des  Nachbars  angebaut  werden,  im  Widersetzungs- 
fall entscheidet  eine  Expertise. 
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In  den  Städten  und  Vororten  kann  jedermann  seinen  Nachbarn  zum  Bei- 
trage an  den  Unterhalt  der  Scheidemauer  oder  Scheidewand  anhalten.  Über  die 
Höhe  dieser  Wände  entscheiden  die  ortsüblichen  Gebräuche  oder  Regiemente. 

Gemäss  Art.  666  C.  c.  f.  wird  angenommen,  dass  jeder  Graben  auf  der 
Marche  im  Miteigentum  der  Anstösser  sei,  wenn  nicht  gegenteilige  Titel  oder 
Merkmale  vorhanden  sind. 

Befindet  sich  die  aufgeworfene  Erde  nur  auf  einer  Seite  des  Grabens, 
so  fehlt  das  Miteigentum.  Der  gemeinsame  Graben  muss  auf  gemeinsame  Kosten 
unterhalten  werden. 

Ist  die  Mauer  gemeinschaftlich,  so  ist  ohne  Einwilligung  eine  jede  Öffnung 
anzubringen  untersagt.  C.  c.  f.  675. 


E.  Das  Pflanzen  von  Bäumen  an  der  Marche. 

Wenn  nicht  bestehende  partikulare  Regiemente  oder  ortsübliche  Gebräuche 
dem  entgegenstehen,  so  dürfen  nach  Art.  671,  672  und  673  Bäume  nicht  näher 
als  zwei  Meter  an  die  Marche  gepflanzt  werden,  Sträucher  und  Lebhäge  dagegen 
bis  zu  einem  halben  Meter.  Näher  stehende  Hecken  und  Bäume  müssen  auf 
Verlangen  des  Nachbars  entfernt  werden.  Das  Z.  G.  B.  überlässt  es  den  Kan- 
tonen, für  Anpflanzungen  bestimmte  Abstände  von  nachbarlichen  Grundstücken 
vorzuschreiben  oder  den  Grundeigentümer  zu  verpflichten,  das  Übergreifen  von 
Ästen  oder  Wurzeln  fruchttragender  Bäume  zu  gestatten  und  für  diese  Fälle  das 
Anries  zu  regeln  oder  aufzuheben.  Art.  688. 

Nach  dem  regierungsrätlichen  Entwurf  vom  3.  November  1908  haben  im 
neuen  Kantonsteil  für  die  Abstände  bei  Pflanzungen  die  Bestimmungen  der  Art. 
671,  672  und  673  der  C.  c.  f.  auch  nach  dem  Inkrafttreten  des  Z.  G.  B.  Geltung. 

Die  Beschränkungen  in  Art.  688  entsprechen  der  Billigkeit,  wenn  ein 
Nachbar  das  Überragen  von  Fruchtbäumen  auf  seinem  Boden  duldet,  er  auch 
das  Anries  von  überhängenden  Ästen  beansprechen  dürfe.  Die  Tendenz  des 
Z.  G.  B.  geht  auch  dahin,  dass  Bäume  nicht  feindselig  behandelt  werden  dürfen. 

Das  Z.  G.  hat  keine  Bestimmungen,  die  die  Abstände  der  Pflanzungen 
vom  nachbarlichen  Grundstücke  regelten,  noch  wurde  in  demselben  des  Anrieses 
gedacht.  Der  Entwurf  der  Expertenkommission  vom  7.  Sept.  1908  über  das  Ge- 
setz betr.  die  Einführung  des  schweizer.  Zivilgesetzbuches  sagt  in  § 68  lit.  C: 
„Grünhecken  dürfen  nicht  näher  als  einen  halben  Meter  von  der  Grenze  errichtet 
und  nicht  höher  als  ihre  doppelte  Distanz  von  der  Grenze  gehalten  werden*. 

Obstbäume  und  hochstämmige  Zierbäume  sind  wenigstens  drei  Meter, 
andere  hochstämmige  Bäume  wenigstens  fünf  Meter  und  Zwergbäume,  Sträucher 
und  Reben  wenigstens  einen  halben  Meter  von  der  Grenze  anzupflanzen.  Gegen- 
über Rebland  erhöhen  sich  diese  Masse  für  Obst-  und  Zierbäume  auf  fünf  und 
für  andere  Bäume  auf  acht  Meter.  Gegenüber  Waldboden  beträgt  die  Distanz  in 
allen  Fälleu  nur  einen  halben  Meter. 

Die  Bestimmungen  über  das  Pflanzen  von  Bäumen  an  der  Marche,  welche 
in  den  Bauregiementen  enthalten  sind,  bleiben  demnach  nach  Art.  688  Z.  G.  B. 
zu  Recht  bestehen. 
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Über  die  Abstände  von  Pflanzungen  und  über  das  Anries  enthalten  die 
Landrechte  von  Äschi,  Saanen,  Ober-  und  Niedersimmental  eingehende  Bestim- 
mungen. So  bestimmt  z.  B.  Äschi: 

„Da  soll  keiner  dem  andern  Obs-  und  Kirsbäume  näher  by  dem  Zuhn 
„setzen,  denn  dass  einer  rüwig  mit  Ross  und  Wagen  zwischen  dem  Zuhn  und 
„den  Bäumen  fahren  mag.  Was  aber  für  sich  selbst  by  dem  Zuhn  aufwachst,  ist 
„einer  nit  schuldig,  hinweg  zu  thun,  sondern  mags  lassen  aufwachsen*. 

„Was  von  Steinobs,  Buchen,  Eichen  und  Tannen  auf  eines  andern  Gut 
„fallt,  der  mag  dasselbe  wohl  zu  seinen  Händen  nemmen  oder  nach  seinem  Ort 
„hinauf  schneiten  nach  seinem  Belieben“. 

„Wenn  ein  zweyeter  Baum  so  nach  by  dem  Zuhn  staht,  dass  das  Obs, 
„wenn  man  es  schüttelt,  auf  eines  anderen  Gut  fallt  und  da  von  Schatten  und 
„Trauff  empfacht,  demselben  soll  jederzeit  der  dritte  Korb  voll,  wann  mans 
„schüttelt,  als  die  Landgarben  volgen  von  deme,  dass  ihm  auf  sein  Gut  gefallen. 

„Der  Kirsbäumen  halber  ist  abgerathen,  dass  keiner  dem  andern  ein  Baum 
„drey  Schuh  weit  an  den  Zuhn  setzen  sollen.  Und  soll  der  Anstösser  bemächtigt 
„sein,  von  dem  an  seim  Gut  stehendem  Baum  die  Kirschen  zu  lesen,  so  viel  er 
„deren  ohne  Leiter  bekommen  kann.“  (Obersimmental.) 

„Weilen  es  sich  oft  zutragt,  dass  einer  an  seiner  Weid  und  Gut,  welche 
„dannen  an  seines  Anstössers  Zuhn,  der  allda  ein  Gut  oder  Mad  hat,  aufwachsen 
„lasst,  welches  zu  gedeut  seines  Anstössers  grossen  Schaden  gereicht,  als  solle 
„er  nun  ins  künftige  der  Besitzer  der  Matten  oder  Mads,  berechtigt  sein,  den 
„Tannast,  welcher  über  den  Zaun  in  sein  Gut  oder  Mad  ragend,  von  dessen 
„aufwachsenden  Tannen  abhauwen  zu  können  ohne  des  Besitzers  Widerred“. 
(Obersimmental.) 

F.  Verpflichtungen  zu  einem  Dulden. 

Aus  den  gleichen  Gründen  hervorgerufen  wie  diejenigen  zu 
einem  Unterlassen,  sind  die  Verpflichtungen  zu  einem  Dulden. 
Ohne  einige  Nachgiebigkeit  gegenüber  dem  Nachbar  wäre  es  dem- 
selben oft  vollständig  unmöglich  gemacht,  sein  Grundstück  über- 
haupt zu  nützen,  zu  bebauen.  Es  müssen  deshalb  gewisse  Über- 
griffe des  Nachbars,  welche  sich  aus  dem  ordnungsgemässen  Be- 
trieb dessen  Liegenschaft  ergeben,  geduldet  werden. 

A.  Als  Übergriff  dieser  Natur  kennen  wir  die  Pflicht  des  Eigentümers,  das 
natürlich  vom  nachbarlichen  Grundstück  ablaufende  Wasser  aufzunehmen.  Hierüber 
bestimmt  im  allgemeinen  das  französische  Recht  nach  Art.  640  des  C.  c.  f. : Die 
tiefer  liegenden  Grundstücke  müssen  von  den  höher  liegenden  das  Wasser  auf- 
nehmen, welches  nach  seinem  natürlichen  Lauf  und  ohne  dass  Menschenhände 
etwas  dazu  beitragen,  davon  abfliesst.  Der  Eigentümer  aber  des  unterliegenden 
Grundstückes  dürfe  keinen  Damm  aufwerfen,  der  diesen  Abfluss  verhindert,  und 
der  Eigentümer  des  oberhalb  liegenden  Grundstückes  nichts  unternehmen,  was 
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die  Servitut  des  unterhalb  liegenden  Grundstückes  erschweren  könnte.  Ebenso 
gilt  dies  vom  Eigentümer  einer  Quelle.  Art.  641. 

Das  bern.  C.  G.  sagt  hierzu  in  S.  380:  Insbesondere  soll  der  Eigentümer 
eines  tiefer  gelegenen  Grundstückes  weder  den  natürlichen  Abfluss  des  Wassers 
aus  dem  höher  gelegenen,  noch  den  natürlichen  Durchfluss  der  Bäche  und  Was- 
serrinnen durch  sein  Grundstück  auf  eine  rechtswidrige  Weise  hemmen. 

Die  Bestimmungen  der  S.  380,  welche  dem  Grundeigentümer  die  Hem- 
mung des  natürlichen  Durchflusses  der  Bäche  und  Wasserrinnen  durch  sein 
Grundstück  verbieten,  können  auch  seitens  des  Eigentümers  eines  nicht  unmittel- 
bar an  dasjenige  des  Beklagten  stossenden  Grundstücks  angerufen  werden.  Als 
„Nachbar  im  Sinne  dieser  Satzung  sind  die  Besitzer  derjenigen  Grundstücke 
anzusehen,  bei  deren  Benutzung  in  irgend  einer  Weise  ein  anderes  Grundstück 
in  Mitleidenschaft  gezogen  werden  kann.  M.  B.  R.  30,  p.  541.  Die  hier  erwähnten 
Bestimmungen  der  S.  380  C.  werden  durch  Art.  689  Z.  G.  B.  aufgehoben  resp. 
ersetzt. 

Gemäss  dem  schon  erwähnten  Gesetze  vom  3.  April  1857,  § 51,  hat  der 
Grundeigentümer,  der  sein  Grundstück  durch  die  Drainage  verbessern  will,  das 
Recht,  das  Wasser  durch  die  Grundstücke  abzuleiten,  welche  sein  Eigentum  von 
irgend  einem  Abflusswege  trennen.  Art.  689  des  Z.  G.  B.  sagt  hiezu:  „Jeder 
Eigentümer  ist  verpflichtet,  das  Wasser,  das  von  dem  oberhalb  liegenden  Grund- 
stück in  natürlicher  Weise  abfliesst,  aufzunehmen,  wie  namentlich  Regenwasser, 
Schneeschmelze  und  Wasser  von  Quellen,  die  nicht  gefasst  sind.  Keiner  darf 
den  natürlichen  Ablauf  zum  Schaden  des  Nachbars  verändern“. 

Das  für  das  untere  Grundstück  nötige  Abwasser  darf  diesem  nur  insoweit 
entzogen  werden,  als  es  für  das  obere  Grundstück  unentbehrlich  ist. 

Bei  Entwässerung  hat  der  Grundeigentümer  des  unterhalb  liegenden  Grund- 
stückes das  Wasser,  das  ihm  schon  vorher  durch  natürliche  Weise  zugeflossen 
ist,  ohne  Entschädigung  abzunehmen. 

B.  Verhältnis  betref.  Quellen. 

Eine  weitere  Beschränkung  des  Eigentums  finden  wir  noch  in  folgenden 
Bestimmungen,  die  den  Eigentümer  von  Privatgewässern,  Bächen,  Quellen,  in 
der  Benutzung  dieser  Gewässer  insoweit  beschränken,  als  sie  die  Mitbenutzung 
in  gewissem  Umfange  auch  anderen,  dem  allgemeinen  Publikum  oder  wenigstens 
den  Gemeindegenossen  offen  halten  müssen. 

So  schreibt  der  C.  c.  f.  in  Art.  643  und  644  vor:  „Le  proprietaire  de  la 
„source  ne  peut  en  changer  le  cours  lorsqu’il  fournit  aux  habitants  d’une  com- 
„mune,  village  ou  hameau  l’eau  qui  leur  est  necessaire  ect.  Celui  dont  la  pro- 
„priete  borde  une  eau  courante  autre  que  celle  qui  est  declaree  dependance  du 
„domaine  public,  peut  s’en  servir  ä son  passage  pour  l’irrigation  de  ses  pro- 
„prietes.  Celui  dont  cette  eau  traverse  l’heritage  peut  meme  en  user  dans  l’in- 
„tervalle  qu’elle  y parcourt,  mais  ä la  Charge  de  la  rendre,  ä la  sortie  de  ses 
„fonds  ä son  cours  ordinaire“. 

Dem  bern.  Recht  war  ein  Eigentum  an  fliessendem  Wasser  unbekannt, 
eine  Tatsache,  welche  bereits  durch  obergerichtliches  Urteil  aus  dem  Jahre  1889 
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M.  B.  R.  6,  p.  339  festgestellt  wurde.  Das  Wasser  könne  höchstens  mit  dem 
Bette  zusammen  im  Eigentum  eines  privaten  stehen1).  Ebenso  war  dem  bern. 
Rechte  ein  besonderes  Quelleneigentum  unbekannt.  Die  Quellen  bildeten  einen 
Bestandteil  des  Grundstückes,  welchem  sie  entsprangen  und  standen  von  Ge- 
setzes wegen  im  Eigentum  des  Grundeigentümers2). 

Nun  muss  hier  erwähnt  werden,  dass  in  der  Praxis  Quellen  verkauft  und 
daherige  Käufe  verschrieben  wurden  ohne  Grund  und  Boden  dazu.  Das  Urteil 
des  Obergerichtes  aus  dem  Jahre  1903  rief  deshalb  im  Kanton  einige  Bestürzung 
hervor.  Um  nun  bestehende  Verhältnisse  zu  schützen  und  grossen  Verwirrungen, 
die  das  erwähnte  Urteil  hervorrufen  musste,  vorzubeugen,  beschloss  der  Grosse 
Rat  des  Kantons  Bern  unter  dem  8.  Oktober  1907  in  authentischer  Interpretation 
der  S.  339  und  377 — 477  C.  dass : „Die  Rechte  an  Quellen  auf  fremden  Grund- 
stücken können  als  selbständige  Rechte  erworben  und  wie  unbewegliche  Sachen 
„übertragen  werden“.  Dieser  Auslegung  wurde  rückwirkende  Kraft  beigelegt. 
Die  S.  399  und  377 — 477,  sowie  die  authentische  Interpretation  derselben  vom 
8.  Oktober  1907  werden  durch  das  Z.  G.  B.  aufgehoben  und  ersetzt  durch  Art. 
704  und  f.  f.  desselben. 

Anders  nun  das  Z.  G.  B.  Das  Z.  G.  B.  regelt  in  den  Art.  704—712  ein- 
lässlich nur  die  Quellen,  einschliesslich  Grundwasser  und  Brunnen.  Keine  be- 
sondern  Bestimmungen  trifft  dasselbe  über  das  Eigentum  an  Gewässern.  Das 
Z.  G.  B.  unterscheidet  vom  Eigentum  am  Wasser  und  Wasserlauf  das  dingliche 
Recht,  beschränkten  Inhalts,  womit  das  Eigentum  belastet  sein  kann.  Nicht  das 
Recht  am  Wasser  und  auch  nicht  das  Recht  auf  die  Gewinnung  von  Eigentum 
am  Wasser  ist  hier  gemeint,  sondern  das  dingliche  Recht  an  fremder  Sache. 
Natürlich  führt  dieses  auch  zur  Gewinnung  des  Wassers  zum  Eigentum,  wie  der 
Nutzniesser  das  Eigentum  an  den  Früchten  gewinnt.  Allein  deshalb  ist  doch  die 
Grundlage  in  der  dinglichen  Berechtigung  ein  besonderes  Verhältnis,  das  nach 
dem  oben  erörterten  Inhalt  des  Eigentums  an  Gewässern  unzweifelhaft  als  ein 
„jus  in  re  aliena“  aufgefasst  werden  muss3). 

Das  Z.  G.  B.  gestattet  den  Erwerb  von  Quellen  nur,  wenn  dies  zugleich 
mit  dem  Grund  und  Boden,  dem  sie  entspringen,  geschieht. 

Durch  kantonales  Recht  kann  zur  Wahrung  des  allgemeinen  Wohles  die 
Fortleitung  der  Quellen  beschränkt  oder  untersagt  werden. 

Den  Kantonen  bleibt  es  im  fernem  Vorbehalten  zu  bestimmen,  in  welchem 
Umfange  Quellen,  Brunnen  und  Bäche,  die  sich  im  Privateigentum  befinden, 
auch  von  den  Nachbarn  und  anderen  Personen  zum  Wasserholen,  Tränken  und 
dergleichen  benutzt  werden  dürfen. 

Entbehrt  ein  Grundstück  des  für  Haus  und  Hof  notwendigen  Wassers  und 
lässt  sich  dieses  ohne  ganz  unverhältnismässige  Mühe  und  Kosten  nicht  von  anders- 
wo herleiten,  so  kann  der  Eigentümer  vom  Nachbarn,  der  ohne  eigene  Not  ihm 
solches  abzugeben  vermag,  gegen  volle  Entschädigung  die  Abtretung  eines  An- 
teils am  Brunnen  oder  Quellen  verlangen. 

J)  J.  B.  J.  V.  25,  p.  489.  2)  M.  B.  R.  40,  p.  519. 

ü)  Erläuterungen  zum  Vorentwurf  1902,  p.  102.  E.  Huber : Die  Gestaltung  des  Wasser- 
rechts  im  künftigen  Schweiz.  Rechte. 
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Das  Recht  auf  den  Notbrunnen  ist  das  Seitenstück  zum  Notwegrecht 
Art.  694.  Hier  aber  ist  vorzugsweise  auf  die  Interessen  des  zur  Abgabe  Ver- 
pflichteten Rücksicht  zu  nehmen  und  es  hat  der  Berechtigte  vollen  Ersatz  zu 
leisten.  Entscheidend  ist  die  bisherige  Verwendung. 

Der  Anspruch  der  Berechtigten  ist  wie  derjenige  des  Notwegberechtigten 
nachbarrechtlicher  Natur. 

Durch  das  Gesetz  über  Unterhalt  und  Korrektion  der  Gewässer  und  die 
Austrocknung  von  Mösern  und  anderen  Ländereien  vom  3.  April  1857  erleidet 
das  Eigentum  an  Privatgewässern  gewisse  Einschränkungen,  indem  Bauten  oder 
Anlagen  jeder  Art,  die  einen  Einfluss  auf  den  Lauf  oder  die  Höhe  des  Wassers 
oder  die  Sicherheit  des  Bettes  oder  der  Ufer  haben,  nur  mit  Einwilligung  der 
übrigen  beteiligten  Uferbesitzer  vorgenommen  werden  dürfen.  § 33  1.  c.1). 

Ebenso  unterliegt  die  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  von  Privatge- 
wässern der  staatlichen  Aufsicht;  es  ist  dies  eine  weitere  Einschränkung  des 
Privateigentums,  s.  Art.  21  des  Gesetzes  betreffend  die  Nutzbarmachung  der 
Wasserkräfte  vom  26.  Mai  1907. 

Es  steht  dem  Eigentümer  von  Trinkwasserversorgungen  der  Weg  der 
Expropriation  offen  zur  Erwerbung  des  Bodens,  falls  dies  notwendig  ist  zum 
Schutze  der  Quellen  gegen  Verunreinigung.  Wir  haben  schon  oben  gesehen, 
dass  gemäss  dem  Gesetz  über  die  Gewässerkorrektion  vom  3.  April  1857  § 51 
der  Eigentümer  des  unterliegenden  Grundstückes  die  Durchleitung  der  Drainage 
des  obern  Eigentümers  dulden  muss. 

Das  französiche  Recht  hat  hierüber  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen. 
Das  Z.  G.  B.  führt  in  Art.  691  des  näheren  aus:  „Jeder  Grundeigentümer  ist 
gehalten,  die  Durchleitung  von  Brunnen-,  Drainierröhren,  Gasröhren  und  der- 
gleichen, sowie  von  elektrischen  oder  unterirdischen  Leitungen  gegen  Schaden- 
ersatz zu  gestatten. 

Nach  S.  388  C.  hat  der  Eigentümer  einer  Quelle,  der  keinen  Brunnen  hat, 
das  Recht,  von  den  Eigentümern  der  zwischen  seiner  Quelle  und  dem  zu  er- 
richtenden Brunnen  gelegenen  Grundstücke  die  Verzeigung  einer  Brunnenleitung 
gegen  Schadenersatz  zu  verlangen.  Diese  letztere  Bestimmung  ist  eine  dem 
Nachbarrecht  nachgebildete ; es  dehnt  sich  das  Recht  um  Verzeigung  einer  Lei- 
tung auch  auf  die  ferner  liegenden  Grundstücke  aus ; es  hat  nicht  allein  Geltung 
bloss  für  den  anstossenden  Nachbar.  Der  Sinn  dieser  Satzung  wurde  in  einem 
Urteil  aus  dem  Jahrgange  1907  folgendermassen  klargelegt:  „Der  Sinn  der 
„S.  388  geht  doch  — da  es  sich  ja  nicht  um  eine  persönliche,  sondern  um  eine 
„dingliche  Dienstbarkeit  handelt  — gewiss  dahin,  dass  das  betref.  auf  dem 
„fraglichen  Grundstücke  des  Impetranten  liegende  Etablissement  für  seine  Be- 
dürfnisse keinen  Brunnen  besitzen  dürfe,  ohne  dass  es  hiebei  darauf  ankommt, 
„ob  der  Impetrant  anderswo,  auf  einer  mit  der  betref.  Parzelle  nicht  in  Berührung 
„stehenden  Besitzung  einen  Brunnen  habe  (Leuenberger  Bd.  II,  pag.  122).  Dass 
„in  casu  die  fraglichen  Grundstücke  des  Impetranten  mit  ihrer  Hühnerzuchtanlage 
„keinen  Brunnen  besitzen,  ist  festgestellt.  Dass  sie  des  Wassers  bedürfen,  ist  bei 
„der  Art  ihrer  Benutzung  ohne  weiteres  klar.  Deshalb  und  weil  eine  andere 

*)  Z.  f.  Schweiz.  Recht  N.  F.  19,  p.  723.  Gmür,  bern.  Quellenrecht  J.  B.  J.  V.  43  p.  1.  u 
7 u.  f.  f.  Sten  Bull,  1906/1907  s.  549.  Huber,  Pr.  R.  S.  629  u.  f.  f. 
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„Zuleitung  als  die  durch  das  Grundstück  des  Impetranten  untunlich  ist,  kann 
„nicht  von  einem  dolosen  Handeln  des  Impetranten  bei  der  Geltendmachung 
„seines  Durchleitungsanspruches  gesprochen  werden,  wie  es  der  Impetrant  in 
„seinem  Vortrage  getan  hat“. 

Nach  dem  Ausgeführten  sind  die  Voraussetzungen,  an  die  das  Gesetz  die 
Pflicht  zur  Gestattung  einer  Durchleitung  knüpft,  gegeben  und  ist  der  Impetrant 
zur  Verzeigung  der  Brunnenleitung  verpflichtet,  sofern  wenigstens  die  Leitung 
ohne  Nachteil  für  die  auf  seinem  Grundstück  befindlichen  Anlagen  ausgeführt 
werden  kann.  M.  B.  R.  43,  p.  393  speziell  394.  Ebenfalls  wird  S.  338  C.  durch 
Art.  704  und  f.  f.  Z.  G.  B.  aufgehoben. 


G.  Vorschriften  betr.  die  überhängenden  Pflanzen. 

Überhangsrecht.  Wenn  ein  Baum  oder  Strauch  mit  seinen  Zweigen  in  den 
Luftraum  oder  mit  seinen  Wurzeln  in  das  Erdreich  der  Nachbarn  hineinreicht,  so 
steht  er  gleichwohl  ganz  im  Eigentum  dessen,  aus  dessen  Grundstück  er  her- 
vorspriesst.  Der  Nachbar  braucht  sich  indes  die  Störung  seines  Eigentums  nicht 
gefallen  zu  lassen.  Mangels  besonderer  nachbarrechtlicher  Sätze  würde  er  stets 
den  Eigentumsanspruch  auf  Entfernung  der  in  sein  Eigentum  eingedrungenen 
fremden  Sachteile,  aber  auch  nur  diesen  Anspruch  haben.  Durch  das  Nachbar- 
recht  werden  seine  Befugnisse  teils  beschränkt,  teils  erweitert.  Nach  den  neueren 
Gesetzen  kann  der  Grundeigentümer  ohne  weiteres  zur  Selbsthülfe  schreiten, 
ohne  dass  er  erst  den  Baumeigentümer  aufzufordern  brauchte,  den  Überhang  zu 
beseitigen.  Andere  Gesetze  verlangen  aber  hiezu  zunächst  eine  solche  Auffor- 
derung. Mit  dem  Selbsthülferecht  verbindet  sich  ein  Aneignungsrecht  an  den 
abgeschnittenen  Zweigen  und  Wurzeln.  Andere  Gesetze  schreiben  jedoch  die 
Auslieferung  des  Holzes  vor. 

Die  von  uns  erwähnten  Gesetzgebungen  enthalten  hierüber  folgende  Be- 
stimmungen : 

Der  C.  c.  f.  in  Art.  762  hält  sich  in  dieser  Beziehung  an  die  strenge 
Eigentumsauffassung;  er  schreibt  vor,  dass  überhängende  Äste  auf  Verlangen 
des  Nachbars  vom  Eigentümer  entfernt  werden  müssen,  in  das  Eigentum  des 
Nachbars  hineinragende  Wurzeln  können  von  diesem  entfernt  werden. 

Das  Z.  G.  B.  hat  in  Art.  687  eine  ähnliche  Bestimmung;  immerhin  ver- 
langt es  dass,  bevor  zum  eigenmächtigen  Kappen  dieser  Wurzeln  geschritten 
werde,  dem  Nachbar  hiefür  eine  angemessene  Frist  gegeben  werde,  um  für  Ab- 
hülfe zu  sorgen. 

Duldet  ein  Grundeigentümer  das  Überragen  von  Ästen,  so  hat  er  ein 
Recht  auf  die  an  ihnen  wachsenden  Früchte.  Die  Kantone  sind  befugt,  für  An- 
pflanzungen je  nach  der  Art  des  Grundstückes  und  der  Pflanzen  bestimmte 
Abstände  vom  nachbarlichen  Grundstücke  vorzuschreiben  oder  den  Grundeigen- 
tümer zu  verpflichten,  das  Übergreifen  von  Ästen  oder  fruchttragenden  Bäumen 
zu  gestatten  und  für  diese  Fälle  das  Anries  zu  regeln. 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  sind  sodann  die  Ansprüche,  welche  der 
Nachbar  an  dem  Eigentümer  betref.  Gestattung  eines  Weges  über  dessen  Grund- 
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stück  erheben  kann.  So  sagt  381  C. : „Der  Eigentümer  eines  Grundstückes, 
welches  keine  Zu-  und  Vonfahrt  auf  einen  gemeinsamen  Weg  hat,  ist  berechtigt, 
von  seinen  Nachbarn  zu  verlangen,  dass  sie  ihm  eine  solche  gegen  Ersatz  des 
Schadens  anweisen,  der  ihren  Grundstücken  dadurch  erwächst. 

Das  Notwegrecht  ist,  wie  die  analogen  Rechte  auf  Verzeigung  eines  Holz- 
lasses oder  einer  Brunnenleitung  eine  aus  dem  Nachbarrecht  fliessende  Eigen- 
tumsbeschränkung, ein  Ausfluss  aus  der  Vorschrift  der  S.  380,  dass  ein  jedes 
Grundstück  so  benutzt  werden  soll,  dass  auch  die  Nachbarn  ihre  Grundstücke 
benutzen  können  (vgl.  Schnell,  Kommentar  zu  Satz.  380).  Damit  wird  das  Be- 
dürfnis des  enklavierten  Grundstückes  zum  massgebenden  Kriterium  für  die 
Bestimmung  des  Umfanges  des  Notwegrechtes  erhoben.  Auf  diesem  Standpunkte 
stand  im  wesentlichen  auch  die  gemeinrechtliche  Theorie  und  Praxis,  welche  in 
Anlehnung  an  das  ältere  deutsche  Recht  das  Institut  des  Notweges  durchwegs 
anerkennt,  sofern  der  ordnungsmässige  und  normale  Gebrauch  eines  Grund- 
stückes ohne  die  Einräumung  eines  Notweges  nicht  möglich  war.  Daraus  wurde 
gefolgert,  dass  ein  Notweg  nicht  verlangt  werden  könne  für  Bedürfnisse,  die 
nicht  durch  die  normale,  sondern  durch  eine  willkürlich  veränderte  Benutzungs- 
art des  enklavierten  Grundstückes  hervorgerufen  werden,  z.  B.  durch  einen  will- 
kürlich zu  gewerblichen  Zwecken  unternommenen  Bau  oder  durch  eine  völlig 
veränderte  Bebauung  des  Grundstückes.  Diese  Grundsätze  dürfen  unbedenklich 
auch  auf  das  bern.  Recht  angewendet  werden;  auch  hier  darf  der  Eigentümer 
eines  enklavierten  Grundstückes  von  seinen  Nachbarn  die  Verzeigung  eines  Not- 
weges nicht  zu  jeder  beliebigen,  in  seinem  Interesse  liegenden  Benutzungsart 
Verlangen,  sondern  nur  um  sein  Grundstück  seinem  Rechte  nach  benutzen  zu 
können,  und  dieses  Recht  geht  dahin,  dass  er  sein  Grundstück  zwar  möglichst 
ausnützen,  aber  doch  nur  ziviliter,  d.  h.  ohne  Chikane  benutzen  darf.  Es  ist 
demnach  nicht  jede  Veränderung  im  Gebrauche  eines  enklavierten  Grundstückes 
unstatthaft,  sondern  nur  diejenige,  welche  über  die  Bedürfnisse  und  die  normale 
Bestimmung  des  Grundstückes  als  solches  hinausgeht. 

M.  B.  R.  41,  255  von  1905  und  Z.  B.  J.  V.  36,  p.  543  speziell  545. 

S.  381  handelnd  von  dem  Notweg,  wird  durch  Z.  G.  B.  Art.  694  ersetzt. 
Die  in  den  Bauregiementen  hiernach  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Befug- 
nisse des  Grundeigentümers  zum  Zwecke  der  Bewirtschaftung  oder  zur  Vornahme 
von  Ausbesserungen  und  Bauten,  das  nachbarliche  Grundstück  zu  betreten,  sowie 
das  Streck-  oder  Tretrecht  etc.  sind  gemäss  § 69  des  Entwurfes  über  das  Ein- 
führungsgesetz Vorbehalten. 

Der  C.  c.  f.  bestimmt  in  Art.  682  ebenfalls:  „Le  proprietaire,  dont  les 
„fonds  sont  enclaves  et  qui  n’a  aucune  issue  sur  la  voie  publique  peut  reclamer 
„un  passage  sur  les  fonds  de  ses  voisins  pour  l’exploitation  de  son  heritage  ä 
„la  Charge  d’une  indemnite  proportionne  au  dommage  qu’il  peut  occasionner“. 

Eine  gleiche  Bestimmung  enthält  Art.  694  des  Z.  G.  B. ; den  Kantonen 
überlässt  es  das  Z.  G.  B.  (Art.  695)  weitere  Bestimmungen  über  das  Streck-  oder 
Tretrecht,  Tränkweg,  Winterweg,  Brachweg,  Holzlass,  Reistweg  und  dergleichen 
aufzustellen.  Art.  695  bezieht  sich  auf  nachbarliche  Wegrechte,  die  sich  unmittel- 
bar auf  Gesetz-Gewohnheitsrecht  gründen,  im  Gegensatz  zum  Notwegrecht,  das 
eine  besondere  Bewilligung  der  Behörden  im  einzelnen  Falle  bedarf. 
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Wir  finden  denn  auch  schon  im  Landrechte  von  Äschi  eine  Bestimmung 
über  die  Verpflichtung  zur  Gestattung  eines  Notweges : „Es  soll  allhier  im  Lande 
„einer  dem  andern  schuldig  und  verbunden  sein,  zu  seinem  Gut  Stäg  und  Wäg 
„zu  geben“. 

Und  weiter:  „Welcher  hinder  dem  andern  Güter  hat  und  dasselbe  in 
„Austag  und  Herbst  etzen  wollte,  der  und  dieselben  sollend  am  Austag  und 
„Herbstzeit  aushin  fahren  und  etzen  und  nit  wieder  daraus,  bis  er  vollkommen 
„geetzt  hat,  es  were  dann  Sach,  dass  unstätt  Wetter  ynfiele  und  er  weder  Stall 
„noch  Scheuer  auf  seinem  Gut  hätte,  mag  er  zum  unschädlichsten  der  Strass 
„wieder  hin  fahren“. 

Dem  bern.  C.  G.  fehlen  Bestimmungen  auf  diesem  Gebiete.  Neben  dem 
Notweg  wird  in  Satz.  3vl  C.  einzig  des  Holzlasses  oder  Holzriesens  gedacht, 
ein  analoges  Recht  wie  der  Holzweg. 

In  den  Bauregiementen  einiger  Gemeinden  dagegen  finden  wir  Bestim- 
mungen über  das  Betreten  des  nachbarlichen  Grundstückes  zur  Ausführung  oder 
Wiederherstellung  von  Bauten,  das  sogen.  Hammerschlagrecht.  Diese  bleiben 
bestehen  (siehe  oben).  Rechte  wie  diejenigen,  welche  Art.  695  Z.  G.  B.  auf- 
zeichnet, müssen  im  bern.  Recht,  die  erwähnten  Ausnahmen  ausgenommen,  immer 
erworben  oder  Vorbehalten  worden  sein. 

Als  besonderes  Recht  betr.  den  Transport  gefällten  Holzes  finden  wir  so- 
dann in  einzelnen  Rechten  das  sog.  Reistrecht. 

S.  384  C.  bestimmt  hiezu:  »Die  Eigentümer  des  Holzes,  das  in  Berg- 
waldungen geschlagen  worden,  aus  denen  es  bloss  durch  Herabstürzen  an  den 
Ort  zu  bringen  ist,  von  welchem  es  weiter  geführt  oder  geflösst  werden  kann, 
haben  das  Recht,  unter  Anerbietung  der  gebührenden  Entschädigung  von  den 
Eigentümern  der  tiefer  liegenden  Grundstücke  die  Verzeigung  eines  Lasses  zu 
verlangen“.  S.  384  C.  bleibt  bestehen;  vide  § 69  Entwurf  zum  E.  G.  Neue 
Bestimmungen  hat  das  Z.  G.  B.  in  den  Art.  699 — 701  aufgestellt,  indem  es  das 
Betreten  von  Wald  und  Weiden  zum  Zwecke  des  Beerensammelns  etc.,  sowie 
das  Zurückholen  von  Sachen  oder  Tieren,  die  auf  fremdes  Eigentum  geraten 
sind,  gestattet. 

Im  ferneren  darf  jemand,  um  einen  drohenden  Schaden  oder  eine  gegen- 
wärtige Gefahr  von  sich  oder  andern  abzuwenden,  das  Grundstück  eines  Dritten 
betreten.  Doch  ist  für  den  hieraus  entstandenen  Schaden  angemessener  Ersatz 
zu  leisten. 

Das  Gesetz  bestimmt  in  Anlehnung  an  die  volkstümliche  Auffassung,  dass 
der  Eigentümer  das  Betreten  von  offenem  Wald  und  Weideland  wie  auch  das 
Pflücken  wildwachsender  Beeren  etc.  zu  dulden  habe,  nicht  nur  gegenüber  den 
unmittelbaren  Nachbarn,  sondern  ganz  allgemein.  Diese  Duldungspflicht  bezieht 
sich  nur  auf  offenen  Wald  und  Weide,  nicht  auf  Kulturland. 

Art.  701  1.  c.  gewährt  demjenigen,  der  von  Schaden  bedroht  ist,  bei  Vor- 
liegen eines  Notstandes  ein  Recht  der  Selbsthilfe,  wonach  er  zum  Eingriff  in 
fremdes  Eigentum  befugt  ist. 
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§ 5.  Die  Benutzungsbeschränkungen  des  Grundeigen- 
tums aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles. 

Einleitung. 

Wie  das  Eigentum  zivilrechtlich  durch  ein  bestimmtes  für 
einen  andern  begründetes  Recht  eingeengt  wird,  geht  die  Eigen- 
tumsbeschränkung umgekehrt  aus  von  einer  dem  Eigentum  selbst 
allgemein  anhaltenden  Schwäche,  die  seine  volle  Geltendmachung 
in  einem  oder  andern  Punkte  ausschliesst  und  aus  welcher  dann 
einem  andern  wieder  ein  rechtlich  geschützter  Vorteil,  ein  Recht 
in  diesem  Sinne,  entsteht. 

Die  öffentlich  - rechtliche  Eigentumsbeschränkung,  wie  die 
zivilrechtliche,  bezieht  sich  nur  auf  Grundstücke. 

Zivilrechtlich  wird  das  Eigentum  eingeschränkt,  um  ein  Zu- 
sammenleben zwischen  Grundstücknachbaren  zu  ermöglichen ; wir 
fanden  deshalb  diese  Beschränkung  hauptsächlich  im  Nachbarrecht. 
In  der  öffentlich-rechtlichen  Eigentumsbeschränkung  stehen  sich 
Eigentümer  und  die  öffentliche  Gewalt  gegenüber.  Diese  Beschrän- 
kungen bestehen  im  öffentlichen  Interesse,  sie  begründen  ein 
hoheitliches  Recht  des  Staates  oder  eines  andern  öffentlichen  Ver- 
bandes. Sie  haben  zur  Grundlage  den  Gedanken,  dass  die  Tätig- 
keit der  Verwaltung  durch  die  unbedingte  Geltendmachung  der 
Rechte  des  Eigentumes  nicht  gehemmt  werden  darf.  Der  Staat 
oder  ein  anderer  öffentlicher  Verband  hat  das  öffentliche  Recht, 
dem  Grundeigentümer  einen  bestimmten  Sachgebrauch  zu  unter- 
sagen oder  das  Grundstück  in  bestimmterWeise  selbst  zu  benutzen, 
oder  von  dem  jeweiligen  Grundeigentümer  ein  bestimmtes  Tun  zu 
verlangen.  Dieses  Recht  ist  kein  aus  dem  Eigentum  geschöpftes 
Recht  an  fremder  Sache,  sondern  Bestandteil  der  das  Eigentum 
zurückschiebenden  öffentlichen  Sachherrschaft,  es  hat  jedoch  den 
Inhalt  einer  Dienstbarkeit.  Sie  ist  wesentlich  dinglicher  Natur.  Die 
persönliche  Verpflichtung  ist  aber  das  Ziel  und  die  Hauptsache. 

Der  Mittelpunkt  der  Berechtigung  des  Staates,  das  Eigentum 
der  Privaten  zu  beschränken,  ist  stets  ein  bestimmtes  öffentliches 
Unternehmen  und  berechtigt  ist  der  Herr  dieses  Unternehmens. 
Die  öffentliche  Grunddienstbarkeit  ist  eine  teilweise  rechtliche  Herr- 
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schaft  über  ein  Grundstück  zum  Nutzen  eines  öffentlichen  Unter- 
nehmens. 

Die  beschränkte  rechtliche  Herrschaft  über  die  Sache  für  das 
öffentliche  Unternehmen  kann  in  derselben  Weise  gestaltet  sein, 
wie  beim  öffentlichen  Eigentum  die  umfassende  rechtliche  Beherr- 
schung: ein  dingliches  Recht,  welches  dem  Subjekt  der  Verwaltung 
an  der  Sache  zusteht,  dient  dazu,  die  Sache  unmittelbar  für  den 
öffentlichen  Zweck  zu  verwenden ; die  Sache  wird  dadurch  zu  einer 
öffentlichen,  das  Recht  selbst  aber  unterliegt  der  Beurteilung  nach 
öffentlichem  Recht ; ist  es  Eigentum,  so  wird  es  öffentliches  Eigen- 
tum, ist  es  eine  Grunddienstbarkeit,  so  wird  diese  eine  öffentlich- 
rechtliche  oder  öffentliche  Grunddienstbarkeit  (O.  Mayer,  p.  166-167). 

Der  Grund  dieser  öffentlich-rechtlichen  Grunddienstbarkeiten 
liegt,  wie  gesagt,  darin,  dass  die  Tätigkeit  der  Verwaltung  durch 
die  unbedingte  Geltendmachung  der  Rechte  des  Eigentums  nicht 
gehemmt  werden  darf. 

Das  öffentliche  Recht  gemäss  der  in  ihm  geltenden  Einsei- 
tigkeit gibt  das  Mass  in  Gestalt  einer  Schranke  des  vorherrschen- 
den Rechtssubjektes:  nicht  jede  Art  von  Einwirkung  ist  frei, 
sondern  nur  die  aus  der  öffentlichen  Verwaltung  von  selbst  her- 
ausgehende und  auch  diese  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze,  die 
eine  übermässige  Belastung  verhindert. 

Eben  diese  Einseitigkeit  hat  aber  noch  eine  andere  Folge: 

Das  Civilrecht  sichert  einen  gewissen  Ausgleich  für  die  Be- 
troffenen durch  die  offen  gelassene  Gegenseitigkeit;  die  besteht 
hier  nicht,  dafür  gewährt  das  öffentliche  Recht  nötigenfalls  die  ihm 
eigentümliche  ausgleichende  Entschädigung. 

Die  Verwaltungsrechtswissenschaft  hat  sich  dieses  Gebietes 
der  öffentlichen  Eigentumsbeschränkungen  angenommen,  und  sie 
selbst  hat  sich  aus  jenen  des  Staatstechtes  entwickelt1). 

Diese  Staatsrechtswissenschaft  ist  aber  noch  neueren  Datums, 
erst  im  17.  und  18.  Jahrhundert  kann  man  von  einer  solchen 
sprechen,  wenn  auch  zu  jeder  Zeit  gewisse  Teile  der  Verwaltung 
Vorschriften  zur  Richtschnur  für  die  Beamten  erzeugt  haben. 

Bevor  wir  hier  einen  weitern  Schritt  vorwärts  gehen,  dürfte 
es  am  Platze  sein  zu  untersuchen,  wie  ein  Teil  der  Eigentums- 


*)  v.  Spiegel,  Verwaltungsrechtswissenschaft,  p.  5. 


beschränkungen  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechts  und  darin 
inbegriffen  das  Verwaltungsrecht,  enstanden  sind. 

So  viel  uns  bekannt,  bietet  die  Staatsrechts-Geschichte  von 
Frankreich  die  zeitlich  am  weitesten  zurückgreifenden  Beschrän- 
kungen auf  diesem  Gebiete1). 

Bestrebungen  zur  Ordnung  der  Verwaltung  und  des  Finanz- 
wesens reichen  bis  in  das  zwölfte  Jahrhundert  zurück.  Ein  Ver- 
waltungsrecht aber  gab  es  unter  der  alten  Monarchie  nicht  und 
konnte  es  auch  nicht  geben:  es  gab  nur  Einrichtungen  und  Vor- 
schriften für  die  Praxis,  die  aus  denselben  entsprungen  waren. 

Es  war  der  französischen  Revolution  vorenthalten,  neuen  Ideen 
auf  diesem  Gebiete  Platz  zu  verschaffen,  man  wollte  eine  einheit- 
liche Nation,  Einheit  in  der  Politik  und  der  Verwaltung,  Einheit 
auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts.  Da  die  konstituierende  Versamm- 
lung aber  die  Menschenrechte  über  diejenigen  der  Gesellschaft 
stellte,  so  kamen  ihre  Pläne  nicht  zum  Durchbruch. 

Napoleon  machte  es  umgekehrt,  er  stellte  die  Gewalt  auf 
den  ersten  Plan  und  stiess  die  politische  Freiheit  auf  die  Seite. 
Daher  allgemeine  Zentralisation  unter  einem  Willen.  Der  Rech- 
nungshof, den  er  1807  wieder  einführte,  leistete  auf  dem  Gebiete 
des  Verwaltungswesens  die  ausgezeichnetsten  Dienste. 

V/ir  finden  nun  in  dem  Verwaltungsrechte  Frankreichs,  das 
sich  seit  Napoleon  stetig  entwickett  hat,  Eigentumsbeschränkungen, 
und  mit  diesen  allein  werden  wir  uns  beschäftigen : in  bezug  auf 
die  Erstellung  von  Werkstätten,  in  welchen  gefährliche  Stoffe  ver- 
arbeitet wurden;  jeder  Eigentümer,  der  eine  Heilquelle  fand,  musste 
hiervon  Anzeige  machen,  da  die  Quellen  sowohl  das  öffentliche 
wie  das  private  Wohl  angingen.  Der  Staat  hatte  früher  ein  Recht, 
für  das  Bedürfnis  der  Marine  in  Privatwaldungen  Bäume  anschla- 
gen zu  lassen,  die  ihm  dann  zu  einem  festzusetzenden  Preise  über- 
lassen werden  mussten.  Im  Jahre  1827  wurde  dieses  Recht  des 
Staates  aber  aufgehoben.  Im  weitern  durften  die  Eigentümer  von 
Privatwaldungen  Bäume,  welche  am  Waldrande  wuchsen  und  welche 
deshalb  zu  Schiffsbauten  besonders  geeignet  waren,  nicht  der  über- 
hängenden Äste  berauben.  Diese  Eigentumsbeschränkung  besteht 
noch  jetzt  zu  Recht.  Ebenfalls  wurden  Vorschriften  erlassen,  wel- 
che ein  zu  nahes  Erstellen  von  feuergefährlichen  Bauten  an  Wäl- 


0 Laferriere,  Droit  public  et  administratif.  Tome  I,  p.  332  et  suivantes. 
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dern  verboten.  Der  Staat  verpflichtet  die  Eigentümer  von  Privat- 
waldungen, welche  an  Staatswaldungen  angrenzen,  zur  Vermarchung 
ihrer  Güter  und  überwacht  die  Bewirtschaftungen  ihrer  Waldungen, 
speziell  in  bezug  auf  Kahlschläge. 

Es  wundert  auch  nicht,  dass  Frankreich  schon  seit  1810  die 
Expropriation  von  Privateigentum  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohles  kannte  und  dass  das  Expropriationsverfahren  an  gewisse 
Formen  gebunden  war.  Die  Expropriation  aus  Gründen  des  öffent- 
lichen Wohles  ist  die  stärkste  Eigentumsbeschränkung,  sie  geht 
bis  zur  Vernichtung  des  Eigentums  überhaupt. 

Als  Mittelding  zwischen  den  gesetzlichen  öffentlichen  Eigen- 
tumsbeschränkungen und  der  Expropriation  kannte  man  in  Frank- 
reich schon  seit  1807  die  Eigentumsbeschränkungen  in  den  Städten 
aus  Alignementsriicksichten.  Es  dürfen  an  Häusern,  welche  inner- 
halb des  Alignementsplanes  stehen,  keine  äusserlichen  Verstärkungs- 
arbeiten gemacht  werden,  da  diese  Häuser  jederzeit  abgerissen 
werden  können. 

In  Frankreich  gab  es  schon  seit  1807  eine  Unmenge  von 
Beschränkungen  der  an  den  öffentlichen  Strassen  gelegenen  Grund- 
stücken und  zwar  hinsichtlich  von  Bauten,  Materialablagerung, 
Anpflanzen  von  Bäumen  und  Abnehmen  von  Regenwasser  etc. 

Auf  der  andern  Seite  sind  die  Grundstücke  der  Anstösser 
an  öffentlichen  Gewässern  mit  dem  Recht  des  Leinpfades  belastet. 

Ebenfalls  wird  und  wurde  der  Eigentümer  eines  Grundstückes, 
in  welchem  Minen  entdeckt  wurden,  in  seinem  Eigentum  zu 
gunsten  des  Staates  beschränkt. 

Auch  die  Eigentümer  von  Sumpfland  bleiben  von  Beschrän- 
kungen nicht  verschont,  sie  sind  verpflichtet,  Entsumpfungen  vor- 
zunehmen, ansonst  der  Staat  diese  Operationen  vornehmen  lässt, 
indem  er  dann  den  Eigentümer  für  das  weggenommene  Land 
entschädigt. 

Wie  aus  der  Aufzählung  der  angeführten  Eigentumsbeschrän- 
kungen aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  hervorgeht,  ist  das 
heutige  Privateigentum  noch  mehr  eingeengt  worden,  als  dies 
früher  der  Fall  war.  Auf  Einzelheiten  brauchen  wir  hier  nicht  ein- 
zugehen. 

Wenn  nun  auch  Art.  89  der  bernischen  Staatsverfassung  den 
Grundsatz  aufstellt,  dass  „alles  Eigentum  unverletzlich  ist“,  so  heisst 
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es  doch  sogleich  noch  in  demselben!  Artikel,  dass  aus  Gründen 
des  gemeinen  Wohles  die  Abtretung  von  Grundeigentum,  aller- 
dings nur  gegen  vollständige  Entschädigung,  gefordert  werden  kann. 

Dass  diese  „Unverletzlichkeit“  nicht  soweit  geht,  dass  an  das 
Eigentum  und  an  die  Rechte  an  demselben  überhaupt  nicht  ge- 
rührt werden  dürfte,  das  geht  aus  zahlreichen  Entscheidungen  des 
Bundesgerichtes  hervor.  Das  Bundesgericht  hat  sich  vielfach,  zu- 
folge staatsrechtlicher  Rekurse,  in  welchen  man  sich  über  Ver- 
letzungen des  Grundsatzes  der  Unverletzlichkeit  des  Eigentums, 
welcher  in  allen  Kantonsverfassungen  enthalten  ist,  beschwerte, 
über  diese  Frage  ausgesprochen.  Wir  kommen  hierauf  weiter  unten 
zurück.  Hier  sei  nur  noch  einmal  bemerkt,  dass  auch  in  privat- 
rechtlicher Hinsicht  das  Z.  G.  B.  in  Art.  641  die  unbeschränkte 
Herrschaft  des  Eigentümers  über  sein  Grundstück  und  wohl  auch 
seine  Unverletzlichkeit,  der  modernen  Anschauungen  gemäss  in 
den  Begriff  eingeengt  hat,  dass  „der  Eigentümer  nur  in  den  Schran- 
ken der  Rechtsordnung  über  dasselbe  nach  Belieben  verfügen  könne“. 

Das  Eigentum  kann  demnach  schon  durch  Verfassungen 
„verletzt“,  richtiger  eingeengt,  beschränkt  werden.  Die  Eigentums- 
garantie, so  führt  das  Bundesgericht  in  einem  Entscheide  Bd.  22, 
pag.  43,  2 aus,  hat  nämlich  keineswegs  die  Bedeutung,  dass  sie 
das  Recht  der  Gesetzgebung  beeinträchtigt,  den  Umfang  und  In- 
halt der  Privatrechte  zu  bestimmen,  bezw.  durch  positives  Gesetz 
die  im  allgemeinen  Interesse  erforderlichen  Beschränkungen  des 
Eigentums  zu  beschränken.  Vielmehr  sind  solche  Beschränkungen, 
sei  es  aus  Öffentlichen  Rücksichten  (Bau-,  Feuer-  und  Strassen- 
ordnung),  sei  es  aus  dem  Nachbarrechte,  durchaus  zulässig  und 
mit  der  Eigentumsgarantie  vereinbar  (siehe  auch  B.  G.  E.  II,  97). 

Im  gleichen  Sinne  sprach  sich  das  B.  G.  in  einem  Entscheide 
Bd.  22,  pag.  1020,  5 (Lussy  und  Konsorten  gegen  Staat  Nidwal- 
den) aus:  „Der  Umstand,  dass  eine  Verfassung  bestehende  Privat- 
rechte gewährleistet,  hindert  sie  keineswegs,  die  objektive  Rechts- 
ordnung in  einem  Sinne  abzuändern,  durch  die  jene  Rechte  verletzt 
werden,  und  die  verfassungsmässige  Sanktion  der  letztem  kann 
nicht  angerufen  werden,  wenn  die  Verfassung  selbst  dieselbe  auf- 
hebt, wie  denn  auch  eine  Selbstbeschränkung  des  obersten,  für  die 
Rechtszustände  eines  Gemeinwesens  massgebenden  Willens  von 
einer  aus  gleicher  Quelle  fliessenden  Anordnung  nicht  stand  hält. 
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Dagegen  bildet  jener  Artikel  für  den  Gesetzgeber  kein  Hindernis, 
um  den  Inhalt  des  Eigentums  und  der  Rechtssamen  nach  den  je- 
weilen bestehenden  Bedürfnissen  des  Staates  und  der  Bürger  zu 
bestimmen,  sofern  nur  weiterhin  mit  den  neuen  Normen  eine  all- 
gemein verbindliche  Abänderung  der  objektiven  Rechtsordnung 
und  nicht  etwa  ein  willkürlicher  Eingriff  in  einzelne  subjektive 
Rechte  bezweckt  wird.  (1022  ibidem  u.  B.  G.  E.  Bd.  26,  I,  77 ; 27,  I, 
512;  33,  I,  133,  speziell  142,  4.) 

Noch  weniger  aber  als  die  Gesetzgebung  ist  selbstverständ- 
lich die  Verfassung  in  der  Normierung  des  Inhalts  der  von  ihr 
gewährleisteten  Rechte  beschränkt. 

Siehe  auch  B.  G.  E.  Bd.  III,  269;  VI,  597;  XVI  7055;  XIX, 
976  und  Bd.  III,  686. 

Im  ähnlichen  Sinne  ebenfalls  Bd.  XVI,  716,  2 (Kummer). 

Das  Eigentum  im  engern  Sinne  empfängt  seinen  Inhalt  und 
seine  Begrenzung  so  gut  wie  alle  andern  Privatrechte  nicht  durch 
das  staatsrechtliche  Prinzip,  sondern  durch  die  geltende  privat- 
rechtliche Gesetzgebung.  Daran  ist  umso  weniger  zu  zweifeln,  als 
diejenigen  Verfassungen,  welche,  wie  die  Verfassung  des  Kantons 
Bern,  den  Grundsatz  des  Schutzes  wohlerworbener  Privatrechte 
dahin  formulieren,  dass  sie  das  Eigentum  oder  „alles  Eigentum“ 
als  unverletzlich  erklären,  dabei  das  Wort  Eigentum  anerkannter- 
massen  nicht  im  engern  juristisch-technischen  Sinne  gebrauchen, 
sondern  im  weitern  Sinne,  wonach  es  Vermögensrecht,  wohler- 
worbenes Privatrecht  überhaupt  bedeutet.  Das  Eigentum  im  engern 
Sinne  des  Sacheigentums  ist  durch  den  verfassungsmässigen  Grund- 
satz lediglich  in  gleicher  Weise,  nicht  mehr  und  nicht  weniger  ge- 
schützt, als  alle  andern  wohl  erworbenen  Privatrechte,  wie  ja  denn 
auch  in  der  Tat  nicht  einzusehen  wäre,  warum  gerade  das  Sach- 
eigentum  in  anderer  Weise  geschützt  sein  sollte,  als  andere  Privat- 
rechte oder  Forderungen.  Vergl.  B.  G.  E.  II,  96. 

Nun  fällt  das  Eigentum  im  subjektiven  Sinne  als  Recht  an 
einer  Sache  allerdings  unter  die  wohlerworbenen  Privatrechte.  Da- 
gegen sind  die  den  Inhalt  des  Eigentums  im  objektiven  Sinne 
bildenden  Befugnisse  lediglich  gesetzliche  Rechte  und  daher  durch 
die  Staatsverfassung  nicht  garantiert.  Ähnlich  IV,  394.  Im  gleichen 
Sinne  noch  B.  G.  E.  29,  I,  395. 
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Auch  ohne  bestimmte  gesetzliche  oder  polizeiliche  Bestim- 
mungen kann  der  Staat  dem  Eigentümer  die  Vornahme  von  ge- 
meingefährlichen Handlungen  auf  seinem  Grundstücke,  wie  Aus- 
nützen eines  Steinbruches,  untersagen  und  damit  seine  Eigentums- 
rechte einschränken.  Car  le  röle  de  l’Etat  dans  une  societe  organisee, 
lui  impose  en  pareille  occurence,  meme  en  l’absence  de  toute  dis- 
position  precise  de  lois  ou  de  reglements  de  police,  l’obligation 
d’interdire  ä la  personne,  dont  les  agissements  mettent  en  peril 
la  securite  publique,  de  continuer  les  actes  dont  la  nature  dange- 
reuse  a ete  constatee.  B.  G.  E.  Bd.  20,  pag.  790  u.  f.  f.  speziell 
E.  2,  Wasserfallen  gegen  Staat  Genf. 

Die  weitgehendste  Beschränkung  des  Eigentums  durch  Ex- 
propriation aus  öffentlichen  rechtlichen  Gründen,  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Wohles,  die  bis  zur  vollständigen  Vernichtung  des 
Eigentums  gehen  können,  ist  zulässig  aus  kantonalem  wie  aus 
eigenössischem  Rechte. 

O.  Mayer  gibt  folgende  Definition  des  Enteignungsrechts: 
„Enteignung  ist  die  Entziehung  oder  Beschränkung  des  Eigentums 
oder  anderen  Rechten  von  Grundstücken  gegen  Entschädigung  zur 
Ausführung  eines  im  öffentlichen  Interesse  liegenden  Unternehmens“. 
Gesetz  über  Enteignung  von  Grundeigentum  in  Preussen  vom 
1.  Juni  1874  kommentiert  von  O.  Mayer,  Landsrichter,  pag.  12. 
Siehe  auch  Egger,  Erläuterungen  zum  gleichen  Gesetz  Bd.  I,  p.  3. 

Layer  Max  in  seinen  Prinzipien  des  Enteignungsrechtes  p.  27 
definiert  die  Enteignung  „als  die  Aufhebung  bezw.  Beschränkung 
subjektiver  Vermögensrechte  insbesondere  des  Privateigentums  gegen 
volle  Entschädigung  auf  Grund  des  öffentlichen  Interesses  als  ge- 
setzlichen Rechtstitels  zum  Zwecke  der  gleichzeitigen  Begründung 
subjektiver  Rechte  eines  Dritten“. 

Gierke  sagt,  die  Enteignung  (Zwangsenteignung,  Expropria- 
tion) ist  die  durch  staatlichen  Eingriff  behufs  Verwendung  einer 
Sache  zu  einem  öffentlichen  Wohl  geforderten  Gebrauch  bewirkte 
Übertragung  von  Sachenrecht  gegen  Wertersatz.  Gierke,  deutsches 
Privatrecht  Bd.  II,  p.  464.  Gierke  führt  dann  weiter  aus:  Die  Ent- 
eignung wurzelt  in  der  Übermacht  der  öffentlichen  Sachherrschaft 
über  die  mit  ihr  zusammenstossende  private  Sachherrschaft.  Sie  ist 
eine  in  Ausübung  des  Staatshoheitsrechtes  am  Boden  durch  öffent- 
lich-rechtliche Handlung  vollzogene  Verschiebung  der  Privatver- 
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hältnisse.  Der  Staat  nimmt  und  gibt  Eigentum  oder  sonstiges  ding- 
liches Recht,  weil  ein  für  die  Allgemeinheit  wichtiger  Erfolg  nur 
durch  diesen  Wechsel  des  Rechtssubjektes  erreicht  werden  kann. 
Er  verpflichtet  aber  zugleich  den  Erwerber  zum  Wertersatz  (pag. 
469  und  470). 

Siehe  auch  O.  Mayer,  Verwaltungsrecht  Bd.  II,  pag.  3 u.  f.  f. 
und  Georg  Meyer , Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes, 
pag.  70. 

Die  Zwecke,  für  welche  enteignet  wird,  sind  entweder  durch 
allgemeine  gesetzliche  Vorschriften  festgestellt,  oder  die  Entschä- 
digung, ob  bei  einem  Unternehmen  das  Enteignungsrecht  in  An- 
wendung gebracht  werden  soll,  erfolgt  im  einzelnen  Falle  durch 
dazu  berufene  staatliche  Organe. 

Damit  expropriiert  werden  kann,  damit  also  eine  Ausnahme 
von  dem  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Eigentums  zulässig 
sei,  wird  verlangt,  dass  die  öffentliche  Wohlfahrt  die  Abtretung 
erfordere.  Das  Expropriationsrecht  kann  aber  nicht  nur  zur  Erfül- 
lung eigentlicher  Staats-  oder  Gemeindezwecken  erteilt  werden, 
sondern  es  kann  dies  auch  einer  Privatunternehmung  gegeben 
werden.  Weiter  ist  nicht  notwendig,  dass  ein  zwingendes  Bedürf- 
nis die  Abtretung  erheische.  Ebensowenig  braucht  dieselbe  aus- 
schliesslich öffentlichen  Zwecken  zu  dienen.  Es  genügt,  wenn  neben 
dem  privaten  auch  das  öffentliche  Interesse  der  Durchführung  eines 
Unternehmens  zur  Seite  steht,  um  sie  mit  dem  Recht  der  Zwangs- 
enteignung auszustatten.  B.  G.  E.  24,  I,  E 3. 

Es  muss  in  der  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  die  Zwangs- 
abtretung im  öffentlichen  Interesse  liege,  dem  Ermessen  der  kom- 
petenten kantonalen  Behörden  ein  gewisser  Spielraum  gelassen 
werden  und  nur  dann  wäre  von  ihrem  Entscheid  abzugehen,  wenn 
es  klar  läge,  dass  das  öffentliche  Interesse  nur  vorgeschoben  wer- 
den sollte,  um  die  Verfolgung  privater  Interessen  zu  fördern.  B. 
G.  E.  25,  I,  E 2 und  XVI,  pag.  534. 

Dem  Begriff  des  „öffentlichen  Wohls“  wird  nun  eine  sehr 
weite  Auslegung  gegeben.  Die  Anwendung  des  Expropriations- 
rechtes wurde  als  zulässig  erklärt  auch  aus  reinen  ästhetischen 
Gründen,  aus  Gründen  der  Schönheit  einer  Strasse  (Bahnhofstrasse 
Zürich).  Ob  dabei  die  Verhältnisse  zwingender  Natur  seien,  bezw. 
ein  die  Anwendung  des  Enteignungsrechtes  rechtfertigendes  öffent- 
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liches  Interesse  begründen,  wird  vom  Bundesgericht  nicht  nach- 
geprüft. 

Es  genügt  seiner  Ansicht  nach  für  die  verfassungsmässige 
Zulässigkeit  der  Expropriation,  dass  die  Auffassung  der  kantonalen 
Behörde  möglich  sei,  d.  h.  dass  je  nach  den  Umständen  und  dem 
mehr  oder  weniger  empfindlichen  ästhetischen  Sinne  der  Bevöl- 
kerung derartige  Rücksichten,  allerdings  als  Rücksichten  des  öffent- 
lichen Interesses  oder  Öffentlichen  Wohles,  gelten  können.  B.  G.  E. 
X,  p.  239  u.  f.  f. 

In  gleichem  Sinne  sprach  sich  das  Bundesgericht  (24, 1, 300) 
in  Sachen  Butticaz  und  Wellenberg  gegen  den  Gemeinderat  von 
Lausanne  aus : Ces  considerations  d’esthetique  suffisent  ä eiles 
seules  pour  justifier  une  expropriation  pour  cause  d’interet  public, 
ä la  seule  condition  que  cet  interet  soit  reel,  et  non  point  seule- 
ment  pretexte. 

Als  Unternehmen  im  Sinne  des  bernischen  Expropriations- 
gesetzes genügt  schon  das  Vorliegen  eines  baulichen  Projektes, 
auch  wenn  die  Ausführung  nur  erst  in  den  Umrissen  und  nicht 
in  näherer  Weise  feststeht.  B.  G.  E.  34,  I,  220. 

Das  Bundesgericht  hat  in  Sachen  Brennecke  gegen  die  Ein- 
wohnergemeinde Interlaken  B.  G.  E.  34,  I,  pag.  214  u.  f.  f.1)  den 
Begriff  des  öffentlichen  Wohles  noch  weiter  ausgedehnt,  als  dies 
bis  dato  der  Fall  gewesen  war  und  dürfte  es  mit  diesem  Ent- 
scheide wohl  die  äusserst  zulässige  Grenze  erreicht  haben.  Denn 
wo  das  öffentliche  Wohl  aufhört  und  die  Spekulation  anfängt,  ist 
hier  kaum  mehr  zu  entscheiden.  Das  Bundesgericht  führt  aus: 
„Man  kann  immerhin  in  guten  Treuen  ein  öffentliches  Interesse 
darin  erblicken,  dass  in  einer  Gegend  mit  ausgesprochen  städti- 
schem Charakter,  wo  während  der  Fremdensaison  ein  gewaltiger 
Verkehr  sich  abspielt,  an  einer  Strassenecke  mit  frisch  festgelegten 
Alignementslinien  nicht  vereinzelt  ältere  Gebäude,  die  in  ästheti- 
scher und  auch  sanitärischer  Beziehung  zu  wünschen  übrig  lassen, 
auf  unbestimmte  Zeit  stehen  bleiben“. 

A.  Kantonales  Recht. 

Diese  Beschränkungen  tragen  einen  absoluten  Charakter  und 
lassen  sich  durch  Vereinbarungen  nicht  abändern  oder  umgehen. 


a)  Monatsblätter  für  bern.  Verwaltungsrechte  Bd.  VI  v.  1908. 
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Sie  können  bis  zur  Enteignung  gehen.  Einige  dieser  Beschrän- 
kungen haben  wir  im  vorhergehenden  Abschnitte  erwähnt;  wir 
werden  diese  Punkte  auch  hier  wieder  kurz  berühren.  Wir  nennen 
die  Vorschriften  betr.  Distanz  von  Gebäuden  und  Pflanzungen  von 
den  öffentlichen  Strassen,  oder  die  zwangsweise  Anlegung  von 
Feld-  und  Flurwegen  und  die  Ansprüche  der  Gemeinden  an  den 
Quellen  und  Brunnen,  welche  sich  im  Privatbesitze  befinden.  Diese 
letzten  Beschränkungen  sind  indirekt  aus  Erwägungen  öffenttich- 
rechtlichen  Charakters  entstanden. 

1.  Aus  Gründen  der  Unterordnung  des  Privatinteresses  unter  das  allge- 
meine Staatswohl  kennen  wir  als  Beschränkungen  des  Eigentums  in  erster  Linie 
das  Expropriationsrecht,  Enteignungsrecht  oder  die  Zwangsenteignung. 

Man  versteht  darunter  das  Recht  des  Staates,  den  Einzelnen  zur  Abtretung 
seines  Eigentums  oder  anderer  Privatrechte  anzuhalten,  wenn  dieses  aus  Gründen 
des  gemeinen  Wohls  verlangt  wird,  jedoch  nur  gegen  vollständige  und  wenn 
möglich  vorherige  Entschädigung.  Siehe  Satz.  379,  Gesetz  für  den  Kanton  Bern 
über  Entziehung  und  Beschränkung  des  unbeweglichen  Eigentums  vom  3.  Sep- 
tember 1868,  Art.  89  der  bern.  Staatsverfassung  vom  19.  April  1874,  Bundes- 
gesetz vom  1.  Mai  1850  betr.  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Privatrechten. 

2.  Aus  Staats-  und  volkswirtschaftlichen  Gründen  ist  das  Eigentum  be- 
schränkt durch  die  höheren  Regalien,  höheren  Hoheitsrechte,  ohne  welche  der 
Staat  seine  Zwecke  nicht  zu  erfüllen  imstande  wäre ; dieselben  sind  unveräusser- 
lich; und  die  ausserwesentlichen  oder  niederen  Regalien,  diese  können  ver- 
liehen, verpachtet,  veräussert  werden.  Wir  erwähnen  das  Salz-,  Fischerei-,  Berg- 
und  Jagd-Regal  der  Kantone,  in  neuester  Zeit  das  Gasregal  und  Elektrizitätsregal 
der  Gemeinden. 

3.  Durch  die  wirtschaftlichen  Beschränkungen,  wodurch  der  Staat  ver- 
möge seiner  Forsthoheit  die  Wälder  von  Privaten,  Gemeinheiten  gegen  forst- 
widrige Übernutzung  zu  schützen  sucht.  Hierüber  ist  folg.  Gesetz  anzuführen: 
Gesetz  betr.  das  Forstwesen  vom  20.  August  1905. 

Demgemäss  sind  Waldreutungen  ohne  obrigkeitliche  Bewilligung  verboten. 
Art.  4 und  29  C.  c. 

Alle  auf  den  Waldungen  lastenden  Nutzungsrechte  wie  Holz-,  Weide  und 
Streunutzungsrechte  sind  ablösbar. 

Verbot  der  Streunutzung  in  Schutzwaldungen,  Art.  10.  Verbot  der  Errich- 
tung eines  Wohngebäudes  oder  eines  andern  Baues  mit  Feuerstatt  auf  kürzere 
Entfernung  als  50  Meter  von  der  Grenze  eines  Waldes.  Die  öffentlichen  Wal- 
dungen müssen  vermarcht  werden. 

Art.  27.  Errichtung  von  Schutzwaldungen.  Privatgenossenschaften  können 
angehalten  werden,  Wirtschaftspläne  und  Waldregiemente  aufzustellen  nnd  unter 
forstamllicher  Kontrolle  zu  befolgen. 

Art.  43.  Grundstücke  können  behufs  Anlage  von  Schutzwaldungen,  Ver- 
bauungen oder  Waldwegen  nach  Art.  45  B.  G.  vom  3.  September  1868  zwangs- 
weise erworben  werden. 
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Laut  Bundesgesetz  vom  11.  Oktober  1902  betr.  die  eidgenössische  Ober- 
aufsicht über  die  Forstpolizei  sind  sämtliche  Waldungen,  die  Wytweiden  inbe- 
griffen, der  Oberaufsicht  des  Bundes  unterworfen  und  zwar  betrifft  das  Staats-, 
Gemeinde-  und  Korporationswaldungen  und  Privat-  mit  Einschluss  der  Gemein- 
schaftswaldungen. Vide  Art.  2,  26  und  28  enthaltend  die  Bestimmungen  über 
die  privaten  Schutz-  und  Nichtschutzwaldungen. 

Die  öffentlichen  und  privaten  Waldungen  sind  zu  vermarchen.  Kahlschläge 
in  allen  Schutzwaldungen  sind  untersagt.  Der  Waldeigentümer  hat  das  Recht 
auf  einen  Anschluss  an  einen  öffentlichen  Weg,  nötigenfalls  kann  er  dies  auf 
dem  Expropriationswege  verlangen. 

Privatwaldungen  sollen  möglichst  zusammengelegt  werden ; eine  Zusam- 
menlegung darf  ohne  Genehmigung  der  Kantonsregierung  nicht  wieder  aufge- 
hoben werden,  Art.  26. 

Die  Bestockung  der  öffentlichen  und  privaten  Waldungen  ist  zu  erhalten. 
Schädliche  Dienstbarkeiten  oder  Rechte  sind  abzulösen,  wenn  nötig  auf  dem 
Wege  der  Zwangsenteignung.  Neue  Rechte  und  Dienstbarkeiten  dürfen  aber  nur 
errichtet  werden,  wenn  sie  einer  guten  Waldwirtschaft  nicht  nachteilig  sind. 
Übernutzungen,  die  eine  gute  Waldwirtschaft  beeinträchtigen,  sind  in  Privat-  und 
öffentlichen  Waldungen  verboten.  Auf  die  privaten  Nichtschutzwaldungen  finden 
nur  Anwendung  die  Art.  20,  Erhaltung  der  Bestockung  der  Weidwaldungen,  31 
Verbot  der  Ausreutung,  Verjüngung  der  Schlagfläche. 

4.  Unter  diese  Gesichtspunkte  fallen  auch  die  Erwerbungsverbote  und 
Erwerbungsbeschränkungen.  Gegen  die  tote  Hand  überhaupt  d.  h.  gegen  juristische 
Personen,  deren  Rechtsfähigkeit  öfters  gleich  bei  ihrer  Kreirung,  namentlich  in 
bezug  auf  den  Erwerb  von  Liegenschaften  und  liegenschaftlichen  Rechten,  ge- 
wissen Beschränkungen  unterworfen  wird  und  die,  abgesehen  hievon,  für  die  zu 
ihren  gunsten  lautenden  Verfügungen  unter  Lebenden  sowohl  als  von  Todes- 
wegen der  Bestätigung  des  Regierungsrates  bedürfen. 

5.  592  und  § 3 des  Gesetzss  vom  6.  Mai  1837. 

5.  Aus  Gründen  der  Feuerpolizei.  Das  Dekret  betr.  Feuerordnung  vom 
1.  Februar  1897  und  in  Ausführung  von  § 45,  4 des  Gesetzes  über  die  kan- 
tonale Brandversicherungsanstalt  vom  30.  Oktober  1881.  Art.  2 der  Feuerordnung 
enthält  Vorschriften  über  das  Umgehen  mit  Licht  in  Scheuern  und  Stallungen ; 
in  Mühlen  dürfen  zur  Nachtarbeit  nur  Sicherheitslaternen  gebraucht  werden;  in 
den  Arbeitsräumen  von  Hechlereien  und  Flachsspinnereien  darf  kein  Feuer  oder 
Licht  gehalten  werden.  In  den  Ställen  und  Scheunen,  bei  Dacharbeiten  und  beim 
Aufladen  von  dürrem  Futter  oder  Stroh  ist  das  Rauchen  verboten. 

In  Gegenden,  welche  dem  Föhnwind  ausgesetzt  sind,  darf  zur  Föhnzeit 
im  Freien  weder  gefeuert  noch  geraucht  werden.  Für  die  Unterhaltung  starker 
Feuerungen  ist  eine  Bewilligung  einzuholen,  die  nach  § 6 nur  unter  gewisser 
Voraussetzung  erteilt  wird. 

Besondere  Vorschriften  enthalten  die  §§  9 u.  f.  f.  über  Aufbewahrung  von 
entzündbaren  Stoffen;  öffentliche  Strassen  sind  zur  Nachtzeit  frei  zu  lassen. 
Art.  23  A.  Ferner  enthält  das  Gesetz  Vorschriften  über  die  Anbringung  von 
Lampen  und  Flammen  und  das  Verbot  des  Petrols  beim  Feuern. 


41 


An  feuerpolizeilichen  Bauvorschriften  enthält  das  erwähnte  Gesetz  in  dem 
§ 51  eine  ganze  Reihe  von  Bestimmungen.  In  bezug  auf  Feuerungsanlagen: 

a)  Dass  alle  Anlagen  in  feuersicherer  Weise  hergestellt  werden  müssen, 
ferner  über  Feuermauern,  Erstellung  von  Öfen,  eisernen  Öfen,  Kochöfen,  Sprit- 
und  Petrolkochherde,  heiz-  und  tragbare  Zimmerkamine,  Luft-  und  Dampfheiz- 
ungen, Erstellung  von  Küchen,  Kochherdanlagen,  Aschenbehälter,  Ofenhäuser  für 
den  Hausbedarf,  andere  Back-  und  Dörröfen. 

b)  In  den  Vorschriften  für  Feuerungsanlagen  in  gewerblichen  Betrieben 
befinden  sich  Bestimmungen  über  Werkstätte  für  Feuerarbeiten,  Kesselfeuerungen, 
Backöfen  für  gewerbliche  Betriebe,  Hafneröfen,  kleine  Schmelzöfen,  Lötöfen, 
Leimöfen,  Kaminschösse,  Malz-  und  Hopfendörren,  Tröckneräume,  Aufbewahrung 
von  Putzlumpen. 

c)  Kamine  und  andere  Rauchleitungen,  Vorschriften  über  den  Bau  von 
Kaminen,  Kamine  in  Gebäuden  mit  Strohdächern,  Heubühnen,  Lichtweite  der 
Kamine,  Schleifen  der  Kamine,  Öffnung  zum  Russen,  Kaminhöhe,  Rauchkammer 
für  gewerblichen  Betrieb,  für  den  Hausbedarf,  Rauchabzugsrohr. 

d)  Motoren,  Gaserzeuger,  Gasometer.  Über  die  Beschaffenheit  der  Lokale 
zur  Erzeugung  von  Gas,  Aufstellung  von  Petroleum-,  Benzin-,  Neolin-  und  an- 
deren Motoren,  Gasöfen. 

e)  Erstellung  von  Gebäuden  in  Ortschaften,  die  dem  Föhnsturm  ausge- 
setzt sind,  sowie  von  Anstalten  und  grösseren  Gasthöfen.  § 106  u.  f.  f.  hiefür 
gelten  die  Bestimmungen  des  Föhndekrets  vom  13.  Januar  1892  und  des  Ge- 
setzes betr.  Aufstellung  von  Alignementsplänen  und  von  baupolizeilichen  Vor- 
schriften durch  die  Gemeinden  vom  15.  Juli  1894. 

Das  erwähnte  Föhndekret  vom  13.  Januar  1892  bestimmt,  dass  in  Ort- 
schaften, welche  dem  Föhn  ausgesetzt  sind,  alle  neuen  Gebäude  möglichst  feuer- 
sicher gebaut  werden.  Ausnahmsweise  können  Bauten  aus  Rieg  gestattet  werden. 
Alle  Gebäude  müssen  ausschliesslich  Hartbedachung  erhalten.  Rauchleitungen 
und  Rauchkammern  müssen  den  Bestimmungen  der  Feuerordnung  von  1897  an- 
gepasst werden.  Die  Brandversicherungsanstalt  leistet  eine  Entschädigung  an  die 
Kosten  der  Umänderung  von  Weichdachung  in  Hartdachung. 

Hinsichtlich  dieser  Dachung  haben  wir  die  Verordnungen  und  Kreis- 
schreiben vom  11.  Dezember  1828,  18.  Juli  1834,  21.  Dezember  1838,  25.  Febr. 
1840,  8.  August  1865,  laut  welchen  Gebäude,  die  neu  errichtet  oder  auf  der 
Stelle  eines  alten  wieder  aufgebaut  werden,  mit  Ziegeln  oder  Schiefern  einge- 
dacht werden  sollen  ; ausgenommen  sind  einzelstehende  Landwirtschaftsgebäude 
ohne  Feuerstätten,  Senn-  und  Melkhütten,  Käsespeicher  und  Gaden  auf  den  All- 
menden, Bergen  und  Vorweiden,  sowie  auch  die  kleinen  Moos-  und  Berg- 
scheuerlein. 

6.  Aus  Gründen  der  Bau-  und  Gesundheitspolizei  enthalten  städtische 
Lokalreglemente  Beschränkungen,  welche  wegen  gefälliger  und  symetrischer 
Bauart  vorzugsweise  auch  das  Fernhalten  gesundheitsschädlicher  Errichtungen 
bezwecken.  Es  fallen  hier  in  Betracht  die  oben  erwähnten  Feuerordnungen  von 
1897,  das  Föhndekret,  die  Bestimmungen  über  die  Dachungen,  das  Strassen- 
polizeigesetz  vom  10.  Juni  1906,  das  Gewerbegesetz  vom  7.  November  1849  und 
namentlich  das  Gesstz  betref.  Aufstellung  von  Alignementsplänen  und  von  bau- 
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polizeilichen  Vorschriften  durch  die  Gemeinden  vom  15.  Juli  1894  und  diese 
Vorschriften  durch  die  Gemeinden  selbst,  doch  hiervon  später  ausführlicher. 

7.  Aus  Gründen  der  Strassenpolizei.  Das  Gesetz  über  die  Strassenpolizei 
vom  10.  Juni  1906  bestimmt  in  Art.  6,  dass  da,  wo  nicht  die  durch  Anwendung 
des  Alignementsgesetzes  vom  15.  Juli  1894  besondere  Baulinien  festgesetzt  sind, 
neue  Gebäude  nicht  näher  als  3,60  Meter  von  der  Grenze  der  Strassenfahrbahn 
aufgeführt  werden  dürfen. 

Auf  alten  Fundamenten,  die  sich  in  einer  geringem  Entfernung  als  3,60  Meter 
bezw.  3 Meter  von  der  Strasse  befinden,  darf  nur  unter  besondern  Umständen  wieder 
aufgebaut  werden.  Freitragende  Gebäudeteile,  Art.  7,  1,  c,  dürfen  gestattet  wer- 
den, wenn  sie  in  einer  Höhe  von  mindestens  3 Meter  über  dem  Niveau  der 
Strassenfahrbahn  nicht  über  zwei  Meter  in  den  Lichtraum  hinausragen,  ebenfalls 
offene  Terrassen,  welche  höchstens  zwei  Meter  in  den  Vorplatz  hinausragen  und 
nicht  mehr  als  zwei  Meter  über  dem  Niveau  der  Strassenbahn  liegen. 

Bäume  dürfen  bei  Neuanlagen  nicht  näher  als  zwei  Meter  an  den  öffent- 
lichen Strassen  und  Wegen  stehen.  Bei  steilen  Gebirgshalden  dürfen  Bäume  bis 
an  den  Strassenrand  stehen.  Überragende  Äste  müssen  bis  vier  Meter  Höhe  auf- 
geschnitten werden.  Einzäunungen  oder  Abschrankungen  aller  Art  gegen  die 
Strassen  müssen  ausserhalb  der  Strassengrenze  erstellt  und  Grünhäge  in  der 
Weise  beschnitten  werden,  dass  sie  nicht  über  die  Strassengrenze  hineinreichen. 
Stacheldrahtzäune  und  ähnliches  sind  verboten. 

Auch  die  Vollziehungsverordnungen  zum  Strassenpolizeigesetz  vom  5.  Juni 
1907  enthalten  Bestimmungen  über  Eigentumsbeschränkungen  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Wohls,  so  in  bezug  auf  Höhe  und  Ausweite  von  Lauben,  Baikonen, 
Erker,  Keller.  § 21.  Dünger-  und  Jauchegruben  dürfen  nur  in  einer  Entfernung 
von  drei  Meter  von  der  Strasse  errichtet  werden.  § 23.  Einfriedigungen  an  öffent- 
lichen Strassen  dürfen  nicht  niedriger  als  ein  Meter  und  nicht  höher  als  drei 
Meter  sein.  Türen  und  Tore  dürfen  nicht  in  den  Lichtraum  öffentlicher  Strassen 
und  Wege  aufgehen.  § 26.  Bäume,  Stangen  und  baufällige  Konstruktionen  aller 
Art,  die  auf  die  Strasse  stürzen  könnten,  müssen  entfernt  werden.  Gefahr- 
bringende Steinbrüche  und  Holzlässe  dürfen  nur  mit  Bewilligung  des  Regierungs- 
rates eröffnet  werden.  Gemäss  Verordnung  vom  3.  August  1870  für  die  Sicher- 
heit des  Strassenverkehres  gegen  das  Steinsprengen  und  Steinbrechen,  sowie 
gegen  die  Holzlässe  an  Abhängen,  § 1,  bedürfen  Steinbrüche  zu  ihrer  Errichtung 
der  Bewilligung  des  Regierungsrates,  wenn  sie  an  Orten  erstellt  werden,  wo  die 
Steinbrüche  Gefahren  für  die  Sicherheit  des  Strassenverkehres  voraussehen  lassen. 
Desgleichen  enthält  eine  Verordnnng  vom  19.  Dezember  1864  Bestimmungen 
über  das  Steinsprengen  mit  Schiesspulver  in  der  Nähe  von  Eisenbahnen. 

8.  Aus  Gründen  der  Schiffahrtspolizei.  Laut  Gesetz  vom  3.  April  1857 
über  den  Unterhalt  und  die  Korrektion  der  Gewässer  und  die  Austrocknung  von 
Mösern  und  andern  Ländereien.  §§  4 — 7 und  10  und  fine,  § 14  und  17  haben 
die  Grundeigentümer  am  Ufer  von  schiff-  und  flössbaren  Gewässern  Reckwege 
und  an  den  Uferstellen  das  Anbinden  von  Schiffen  und  Flössen  zu  dulden ; 
ferner  Grundeigentum  zur  Pflanzung  von  Schwellengehölz  und  Ausführung  von 
Feuerversicherungsbauten,  Ablagerung  von  Material  usw.  abzutreten.  Siehe  auch 
Art.  650.  Bauten  und  Anlagen,  welche  auf  die  Höhe  des  Wasserstandes,  den 
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Lauf  des  Wassers  oder  die  Sicherheit  des  Bettes  oder  die  Ufer  Einfluss  haben, 
dürfen  bei  öffentlichen  Gewässern  und  bei  den  unter  öffentlicher  Aufsicht  ge- 
stellten Privatgewässern  nur  mit  Einwilligung  des  Regierungsrates  und  bei  nicht 
unter  öffentlicher  Aufsicht  gestellten  Privatgewässern  nur  mit  Einwilligung  der 
übrigen  Uferbesitzer,  oder,  wo  diese  nicht  vorhanden,  mit  Einwilligung  des 
Regierungsrates  gemacht  werden.  Gewerbliche  Bauten,  sowie  Anlagen  von  Brücken, 
Stegen  und  Fähren  bedürfen  in  jedem  Fall  der  Bewilligung  des  Regierungsrates. 
§ 9 und  33  C.  c.  Laut  Polizeireglement  vom  4.  Mai  1898  betreffend  die 
Schiffahrt  und  Flösserei  im  Kanton  Bern,  Art.  10,  ist  jede  Inanspruchnahme  des 
Reckweges,  auch  nur  vorübergehend,  für  das  Ablegen  von  Waren  und  Materialien 
sowie  jede  andere  Sperrung  desselben  untersagt. 

Die  offene  Breite  der  Reckwege  soll  wenigstens  ein  Meter,  in  den  Städten 
und  Dörfern  2 — 3,60  Meter  betragen.  Ausnahmen  gestattet. 

Art.  21.  Die  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  aus  privaten  Gewässern 
unterliegt  der  staatlichen  Aufsicht.  Wird  die  Wasserkraft  aus  einem  Privatgewässer 
durch  Staat  oder  Gemeinde  zu  öffentlichen  Zwecken  benötigt,  so  kann  durch 
den  Grossen  Rat  die  Enteignung  derselben,  nebst  zudienenden  Bauten  und  An- 
lagen samt  Grund  und  Boden,  bewilligt  werden.  Ebenso  hat  der  Grundeigen- 
tümer die  Pflicht,  Grundeigentum  oder  auf  Grundeigentum  gehende  Rechte, 
welche  nach  dem  von  der  Regierung  genehmigten  Plan  zur  Ausführung  der 
Korrektion  von  Gewässern  oder  Austrocknung  von  Mösern  und  andern  Länder- 
eien notwendig  sind,  an  die  beim  Unternehmen  beteiligte  Gesellschaft  abzu- 
treten, sowie  überhaupt  die  Unternehmung  zu  dulden.  § 39  und  52  Gesetz  vom 
3.  April  1857. 

9.  Aus  gewerbepolizeilichen  Gründen.  Gesetz  über  das  Gewerbewesen  vom 
7.  November  1849.  § 2 und  Ziffer  14,  2 lit.  a und  Ziffer  3,  lit.  g und  h und 
§ 110  letzter  Satz  der  Feuerordnung  vom  1.  Februar  1897  bedarf  es  zur  Errich- 
tung von  neuen  gewerblichen  Anlagen  einer  besonderen  Bau-  oder  Einrichtungs- 
bewilligung. Wir  verweisen  betref.  Aufzählung  derselben  auf  § 14,  Gesetz  vom 
7.  November  1849  und  § 1,  lit.  b,  die  Verordnungen  vom  27.  Mai  1899,  Art.  2. 

Ferner  auf  das  Kreisschreiben  des  Regierungsrates  an  die  Regierungsstatt- 
halter und  Gemeindebehörden  vom  9.  Februar  1901  betref.  die  Acetylenanlagen, 
Art.  1. 

Beschluss  des  Regierungsrates  betref.  Anlagen  zur  Erzeugung  oder  Ver- 
wendung elektrischer  Kraft,  7.  Mai  1899,  Art.  2. 

Bundesgesetz  betref.  die  Fabrikation  und  den  Vertrieb  von  Zündhölzchen 
vom  2.  November  1898,  Art.  1. 

Gesetz  vom  18.  Dezember  1897,  Vorschriften  betref.  den  Neu-  oder  Um- 
bau von  Fabrikanlagen,  Art.  1. 

Gesetz  über  das  Wirtschaftswesen  und  den  Handel  mit  geistigen  Ge- 
tränken, § 4 vom  15.  Juli  1894. 

Die  Anlagen  von  Petrolmotoranlagen  fallen  gemäss  Verordnung  vom 
22.  Januar  1896  unter  die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  27.  Mai  1859. 

Verordnung  betref.  die  Herstellung  und  Verwendung  von  Acetylengas 
§ 3 vom  14.  April  1897. 
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Verordnung  vom  16.  Februar  1898  über  Aufstellung  und  Betrieb  von 
Dampfkesseln,  Art.  12. 

Verordnung  vom  16.  Juni  1897  über  die  Apotheken  und  den  Verkauf  und 
die  Aufbewahrung  von  Arzneistoffen  und  Giften,  Art.  10  und  30. 

Verordnung  betref.  Carbid  und  Acetylen,  23.  Oktober  1907. 

Verordnung  betref.  Aufbewahrung  und  Behandlung  von  Benzin  im  Auto- 
mobil-, Motorrad-  und  Motorbootbetrieb,  23.  Oktober  1907. 

Verordnung  betref.  den  Verkauf  von  leicht  entzündbaren  vnd  explosions- 
fähigen Stoffen,  29.  Juli  1907,  Art.  5.  Bestimmungen  über  den  Ort  und  die 
Errichtung  von  Lagerhäusern  etc. 

Verordnung  über  die  Aufbewahrung  von  Sprengstoffen,  25.  März  1907. 

Verordnung  über  die  Anlage  von  Lumpen-  und  Knochenmagazinen  vom 
3.  März  1906. 

10.  Gemäss  Vollziehungsordnung  vom  26.  Juli  1905  zum  Bundesgesetz 
vom  14.  Juni  1904  über  Jagd  und  Vogelschutz  § 12  ist  jedem  Eigentümer  er- 
laubt, selbst  oder  durch  seine  Pächter,  jedoch  ohne  Hunde  zu  gebrauchen,  Raub- 
wild und  nicht  geschützte  Vögel,  durch  welche  seinen  Gütern  Schaden  zuge- 
fügt wird,  zu  erlegen  und  zu  behändigen.  Diese  Beschränkung  ist  eine  Folge 
des  fiskalischen  Jagdregals,  welches  auch  den  Eigentümer  verpflichtet,  das  Jagen 
der  Jagdberechtigten  auf  seinem  Grundstück  zu  dulden. 

11.  Laut  Gesetz  über  das  Vermessungswesen  vom  18.  März  1867  §4  und 
6 ist  jeder  Eigentümer  gehalten,  den  nötigen  Grund  und  Boden  für  die  Ver- 
sicherung und  zweckgemässe  Benutzung  eines  Dreipunktes  einzuräumen,  nebst 
dem  Recht  eines  Zuganges;  alles  gegen  volle  Entschädigung.  Ferner  die  vor- 
übergehende, zum  Zwecke  öffentlicher  Vermessungen  notwendige  Aufstellung 
von  Signalen  und  das  Anbringen  von  Zeichen  nach  rechtzeitiger  Benachrichtig- 
ung und  voller  Entschädigung.  Nach  dem  gleichen  Gesetz  § 9 ist  jeder  Grund- 
eigentümer von  staatswegen  verpflichtet,  sein  Grundstück  zu  vermarchen.  Siehe 
auch  Verordnung  vom  12.  August  1903  über  die  Vermarchung  der  Grundstücke. 

Laut  Dekret  vom  30.  Mai  1883  ist  jeder  Grundeigentümer  verpflichtet, 
unter  gewissen  Voraussetzungen  einer  Flurgenossenschaft  behufs  Anlage  von 
Feldwegen  beizutreten. 

12.  Nach  dem  Bergwerkgesetz  vom  21.  März  1853  ist  jeder  Grundeigen- 
tümer verpflichtet,  den  Inhaber  eines  Schürfscheines  auf  seinem  Grund  und 
Boden  schürfen  oder  Bohrversuche  machen  zu  lassen. 

13.  Durch  das  Gesetz  über  die  Erhaltung  von  Kunstaltertümern  und 
Urkunden  vom  16.  März  1902  ist  der  Verkauf  von  Baudenkmälern  ohne  Ein- 
willigung des  Regierungsrates  verboten. 

Und  zum  Schlüsse  haben  wir  eine  Verordnung  des  Regierungsrates  des 
Kantons  Bern  vom  2.  November  1903  betref.  die  gewerbsmässige  Ausbeutung 
von  Naturschönheiten,  laut  welcher  es  einer  besonderen  polizeilichen  Beschei- 
nigung bedarf  für  alle  Anlagen,  welche  in  gewerbsmässiger  Weise  gegen  Ent- 
geltung die  Zugänglichmachung  von  Naturschönheiten  bezwecken  und  teils  mit 
Rücksicht  auf  die  Sicherheit  von  Personen,  teils  zum  Schutze  des  Publikums 
gegen  ungebührliche  Ausbeutung  der  amtlichen  Aufsicht  unterstehen  müssen. 
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Diese  Verordnung  ist  gestützt  auf  § 11  des  Gewerbegesetzes  vom  7.  No- 
vember 1849  erlassen  worden. 


B.  Bundesgesetzliche  Beschränkungen1). 

Der  Bund  ist  zur  Beschränkung  des  Grundeigentums  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Wohls  nur  in  den  durch  die  Bundesver- 
fassung seiner  Hoheit  unterworfenen  Gebieten  zuständig.  B.V.  Art.  3. 

а.  In  Betracht  fallen:  Bundesgesetz  betref.  die  Verbindlichkeit  zur  Ab- 
tretung von  Privatrechten  (Expropriationsgesetz)  vom  1.  Mai  1850. 

1.  Jeder  Eigentümer  ist  verpflichtet,  sein  Eigentum  gegen  Entschädigung 
zu  öffentlichen  Werken  des  Bundes  abzutreten. 

2.  Bundesgeseiz  betref.  die  Wasserbaupolizei  im  Hochgebirge  vom  22.  Juni 
1877,  Art.  3 und  5. 

3.  Bundesgesetz  betref.  die  Fischerei  vom  21.  Dezember  1888.  Verpflich- 
tung eines  Eigentümers  eines  Wasserwerkes,  Fischwege  zu  erstellen  und  Vor- 
richtungen zu  vermeiden,  die  den  Fischen  schaden  könnten.  Art.  6 und  21. 

4.  Bundesgesetz  über  Jagd  und  Vogelschutz  vom  24.  Juni  1904.  Das 
Benützen  von  Laufhunden  in  Pachtrevieren  während  geschlossener  Jagd,  Art.  4, 
ist  untersagt. 

5.  Bundesgesetz  betref.  die  eidgenössische  Oberaufsicht  auf  die  Forst- 
polizei vom  11.  Oktober  1902.  Der  Oberaufsicht  des  Bundes  über  die  Forstpolizei 
sind  sämtliche  Waldungen  unterstellt:  öffentliche  und  Privatwaldungen  mit  Ein- 
schluss der  Gemeinschaftswaldungen  (Art.  26  und  28). 

б.  Laut  Bundesgesetz  über  die  elektrische  Schwach-  und  Starkstromleitung 
vom  24.  Juni  1902,  Art.  5 und  6,  ist  der  Bund  berechtigt,  für  die  Erstellung  von 
oberirdischen  und  unterirdischen  Telegraphen-  und  Telephonlinien  öffentliche 
Plätze,  Strassen,  Fahr-  und  Fusswege,  sowie  öffentliche  Kanäle,  Flüsse  und  Seen 
und  deren  Ufer,  sowie  über  Privateigentum  durch  Ziehen  von  Telegraphen-  und 
Telephondrähten  ohne  Entschädigung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Siehe  auch  Art.  5, 
6,  9,  13,  15,  16  daselbst  und  weitgehende  Enteignungsbefugnisse,  Art.  42 — 54. 

7.  Aus  militärischen  Gründen  ist  gemäss  Militärorganisation  der  Schweiz. 
Eidgenossenschaft  vom  12.  April  1907,  Art.  203,  im  Kriege  und  im  Falle  dro- 
hender Kriegsgefahr  jedermann  verpflichtet,  zum  Zwecke  der  Ausführung  mili- 
tärischer Anordnungen  bewegliches  und  unbewegliches  Eigentum  der  Truppen- 
führung oder  den  Militärbehörden  auf  Verlangen  zu  überlassen,  immerhin  gegen 
Entschädigung.  Ferner  die  aus  der  Militärhoheit  fliessenden  Beschränkungen: 
Benützung  der  Grundstücke  für  Truppenübungen,  von  Brunnen  und  Tränken, 
Natural-  und  Quartierleistungen.  Siehe  Verwaltungsreglement  für  die  Schweiz. 
Armee  von  1885,  Art.  280  und  f.  f. 


*)  Die  Schweiz.  Bundesgesetzgebung  von  P.  Wolf,  1906. 
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§6.  Verhältnis  der  kant.Grmideigentuinsbeschränkungen 
zum  Zivilgesetzbuch. 

Welche  Bestimmungen  privatrechtlicher  und  öffentlicher  Natur 
verbleiben  nun  noch  in  Wirksamkeit  nach  dem  Inkrafttreten  des 
neuen  Zivilgesetzbuches  auf  1.  Januar  1912? 

Wir  sehen  aus  Art.  5 in  der  Einleitung  zum  Schweiz.  Zivil- 
gesetzbuch, dass  nur  insoweit  das  Bundesrecht  die  Geltung  kan- 
tonalen Rechtes  vorbehält,  die  Kantone  befugt  sind,  zivilrechtliche 
Bestimmungen  aufzustellen  oder  aufzuheben. 

Das  Zivilgesetzbuch  hebt  demnach,  in  den  Materien,  die  es 
beherrscht,  sovohl  das  gesamte  kantonale  Zivilrecht  als  das  Bun- 
desprivatrecht auf,  ausgenommen  die  in  demselben  gemachten  Vor- 
behalte. Soweit  es  unsere  Arbeit  anbetrifft,  erwähnen  wir  hier: 

Art.  686.  Die  Kantone  sind  befugt,  die  Abstände  festzusetzen,  die  bei 
Grabungen  und  Bauten  zu  beobachten  sind.  Es  bleibt  ihnen  Vorbehalten,  weitere 
Bauvorschriften  aufzustellen1). 

Art.  688.  Die  Kantone  sind  befugt,  für  Anpflanzungen  je  nach  der  Art 
des  Grundstückes  und  der  Pflanzen  bestimmte  Abstände  vom  nachbarlichen 
Grundstück  vorzuschreiben  oder  den  Grundeigentümer  zu  verpflichten,  das  Über- 
greifen von  Ästen  oder  Wurzeln  fruchttragender  Bäume  zu  gestatten  und  für 
diese  Fälle  das  Anries  zu  regeln  oder  aufzuheben. 

Art.  695.  Das  Recht,  Bestimmungen  über  das  Tret-  und  Streckrecht,  den 
Tränkeweg,  Winterweg  etc.  aufzustellen,  bleibt,  wie  schon  erwähnt,  den  Kan- 
tonen überlassen.  Ebenfalls  gemäss  697  in  bezug  auf  die  Art  der  Einfriedigung. 

Art.  702  und  703  beziehen  sich  auf  die  öffentlichen  Beschränkungen  und 
es  sind  dieselben,  wie  weiter  oben  erwähnt,  den  Kantonen  überlassen.  Ebenfalls 
behält  Art.  697  in  bezug  auf  die  Pflicht  und  die  Art  der  Einfriedigung  kanto- 
nales Recht  vor.  Und  schliesslich  behält  Art.  709  den  Kantonen  es  vor,  in  bezug 
auf  Benutzung  der  uellen  besondere  Bestimmungen  zu  treffen. 

Machen  aber  die  Kantone  von  der  ihnen  in  den  erwähnten  Artikeln  über- 
lassenen Befugnis,  zu  legiferieren,  keinen  Gebrauch,  so  treten  die  Bestimmungen 
des  Z.  G.  B.  in  Riss,  und  diese  Bestimmungen  würden  also  als  subsidiäres 
Recht  gelten. 

1.  Wo  das  Z.  G.  B.  keine  Einschränkungen  macht,  wie  z.  B.  in  Art.  158 
(136)  und  310  werden  die  Kantone  in  ihren  öffentlich-rechtlichen  Befugnissen 
durch  das  Bundeszivilrecht  nicht  beschränkt;  wir  erwähnen  hier  die  Art.  699, 
702,  703  und  705,  immer  ohne  derjenigen  Artikel  zu  gedenken,  die  nicht  in  un- 
sere Arbeit  schlagen. 

2.  In  gesetzgeberischer  Hinsicht  bleibt  den  Kantonen  noch  manche  Frei- 
heit, noch  manches  zu  tun  übrig2). 


J)  Manuel  du  droit  civil  suisse  von  Rossel  und  Mentha,  p.  70  und  f.  f. 

2)  Erläuterungen  zum  Vorentwurf  1901,  p.  38. 
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Nach  Abs.  2 von  Art.  5,  wo  das  Gesetz  auf  die  Übung  oder 
den  Ortsgebrauch  verweist,  gilt  das  bisherige  kantonale  Recht  als 
deren  Ausdruck,  solange  nicht  eine  abweichende  Übung  nachge- 
wiesen ist. 

Der  Entwurf  des  Einführungsgesetzes  schreibt,  in  § 67  oben 
bereits  erwähnt,  vor,  dass  für  die  Befugnis  des  Grundeigentümers 
zum  Zwecke  der  Bewirtschaftung  oder  Vornahme  von  Ausbesser- 
ungen und  Bauten  das  nachbarliche  Grundstück  zu  betreten,  so- 
wie für  das  Tret-  oder  Streckrecht,  den  Tränkweg,  Winterweg, 
Brachweg,  Holzlass,  Reistweg  und  dergleichen,  die  bisherigen 
Übungen  Vorbehalten  werden. 

Und  in  bezug  auf  die  Einfriedigung  (Art.  70  ibidem)  haben 
die  polizeilichen  und  wirtschaftlichen  Vorschriften  der  Statutarrechte 
sowie  Gewohnheitsrechte  und  Ortsgebräuche  auch  fernerhin  Geltung. 

Auf  diese  Übung  und  Ortsgebräuche  wird  verwiesen  in  Art. 
684,  699. 

In  Gemässheit  von  Art.  6,  Abs.  1,  sehen  wir,  dass  der  Bund 
die  Kantone  in  ihren  öffentlichen  rechtlichen  Befugnissen  nicht 
beschränkt.  Einschränkungen  sind  zwar  auch  hier  vorgesehen. 
(Art.  10,  158  und  310.) 

Den  Kantonen  bleibt  es  übrigens  Vorbehalten,  in  den  Schran- 
ken ihrer  Hoheit  den  Verkehr  mit  gewissen  Arten  von  Sachen  zu 
beschränken  oder  zu  untersagen  oder  die  Rechtsgeschäfte  über 
solche  Sachen  als  ungültig  zu  bezeichnen.  Man  denke  an  den 
Kleinverkauf  von  Spirituosen,  an  den  Handel  mit  Giften,  explo- 
sionsgefährlichen Stoffen,  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Alpen- 
pflanzen, Lotterielosen  und  den  Handel  mit  Altertümern. 

Das  Bundesrecht  schliesst  in  seinem  Geltungsbereiche  jedes 
kantonale  Recht  aus.  Das  gilt  von  Seiten  des  Bundeszivilrechts 
gegenüber  den  kantonalen  Privatrechten,  insoweit  als  nicht  die 
Bundesgesetzgebung  selber  Ausnahmen  macht  und  die  Geltung 
kantonalrechtlicher  Bestimmungen  in  ihren  Geltungsgebieten  aus- 
drücklich vorbehält.  In  diesem  Umfange  kann  aber  dann  natürlich 
neben  den  kantonalen  Gesetzen  auch  dem  kantonalen  Gewohn- 
heitsrecht die  Geltung  nicht  vorenthalten  werden'). 

In  diesem  Rahmen  werden  also  die  privatrechtlichen  Bestim- 
mungen des  Z.  G.  und  des  C.  c.  f.  betref.  die  Beschränkungen 


9 Erläuterungen  zum  Vorentwurf  1901. 
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des  Grundeigentums  aus  Nachbarrecht,  welche  im  ersten  Teil  dieser 
Arbeit  behandelt  wurden,  durch  das  Z.  G.  B.  aufgehoben.  Wir  be- 
merken dabei,  dass  wir  uns  hier  nur  mit  diesem  befasst  haben, 
und  nicht  noch  mit  andern  Partien  des  Z.  G. 

Anders  nun  aber  in  betreff  des  kantonalen  öffentlichen  Rechts. 
Dass  dieses  durch  das  Bundeszivilrecht  nicht  verdrängt  wird,  liegt 
in  dem  natürlichen  Verhältnis  der  beiden  Hoheitskreise  begründet. 
(Siehe  auch  Art.  6,  Abs.  1 und  702  des  Z.  G.  B.) 

Alle  Bestimmungen,  welche  hierüber  in  der  zweiten  Abteilung 
enthalten  sind,  verbleiben  daher  in  kraft;  sie  werden  durch  das 
neue  Zivilgesetzbuch  nicht  berührt. 

Der  Entwurf  zum  Einführungsgesetz  erwähnt  übrigens  die 
wichtigeren  das  Zivilrecht  betreffenden  Bestimmungen  des  kanto- 
nalen öffentlichen  Rechts,  welche  durch  das  Z.  G.  B.  nicht  be- 
rührt werden. 


II.  Teil. 


§ 7.  Die  baupolizeilichen  Vorschriften  des  Kantons 
Bern  insbesondere. 

Allgemeines. 

Wie  jedes  Recht,  so  ist  auch  das  Baurecht  nach  zwei  Seiten 
hin  zu  betrachten,  nach  der  subjektiven  und  objektiven  Seite. 
Darnach  stellt  sich  das  Baurecht  in  erster  Richtung  als  die  Berech- 
tigung, die  Befugnis  zu  bauen,  dar,  in  der  andern  Richtung  als 
der  Inbegriff  derjenigen  Normen,  welche  sich  mit  den  Bauten  so- 
wohl als  auch  mit  den  Bauenden  befassen.  Die  auf  die  Bauten 
sich  beziehenden  Bestimmungen  zerfallen  in  solche,  welche  die 
entstehenden  und  die  bestehenden  Bauten  zum  Gegenstand  haben. 
Unter  den  Bauenden  sind  vornehmlich  der  Bauherr,  also  für  ge- 
wöhnlich der  Eigentümer  eines  Grundstückes  und  der  Bauleiter 
zu  verstehen.  Die  das  objektive  Baurecht  darstellenden  Normen 
gehören  teils  dem  öffentlichen,  teils  dem  privaten  Rechte  an.  Die 
ersteren  bilden,  sofern  sie  das  Gebiet  betreffen,  welches  der  Poli- 
zei zur  Verwaltung  überwiesen  ist,  den  Teil  des  Baurechtes  im 
objektiven  Sinn,  welcher  als  Baupolizeirecht  zu  bezeichnen  ist. 

Der  Gesetzgeber  hat  das  Recht,  den  Umfang  und  Inhalt  des 
Eigentums  neu  zu  ordnen , siehe  auch  pag.  42  hievor,  neue  Be- 
schränkungen aufzustellen,  wie  er  dies  in  den  Baubeschränkungen 
getan  hat.  Gerechtfertigt  sind  diese  Eigentumsbeschränkungen 
durch  das  öffentliche  Interesse,  welches  in  diesen  Bestimmungen 
überwiegend  ist.  Diese  Beschränkungen  des  Eigentums  aus  Grün- 
den des  öffentlichen  Wohls  können  bis  zur  Expropriation,  zur 
völligen  Vernichtung  des  Privateigentums,  gesteigert  werden. 

Überall  handelt  es  sich  um  öffentlich-rechtliche  Vorschriften, 
die  der  unbegrenzten  Ausübung  des  Eigentums,  insoweit  dadurch 
öffentliche  Interessen  und  Bedürfnisse  des  Gemeinwesens  verletzt 
werden,  entgegentreten.  Es  sind  Beschränkungen,  welche  nicht  für 
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einzelne  Liegenschaften  oder  Personen  aufgestellt  werden,  sondern 
dem  Allgemeinen  gegenüber  Geltung  haben,  Vorschriften,  deren 
Verletzung  daher  auch  nicht  als  zivilrechtliche  Konfliktsfälle  auf- 
gefasst werden,  sondern  administrativer  resp.  polizeilicher  Natur 
sind.  Mit  andern  Worten,  es  sind  diese  Vorschriften  öffentlich- 
rechtlicher  Natur  und  können  sie  durch  Privatvereinbarungen  nicht 
abgeändert  werden. 

Demnach  bestimmt  das  öffentliche  Recht,  inwieweit  die  An- 
erkennung des  Privateigentums  gegenüber  der  öffentlichen  Gewalt 
reicht  und  inwieweit  Eingriffe  von  Behörden  etc.  zulässig  sind. 
Dies  zu  ermessen  bestimmt  sich  vorbehältlich  der  Zuständigkeit 
des  Bundes-  und  des  kantonalen  Rechts.  Doch  bedürfen  Verord- 
nungen und  Verwaltungsmassnahmen,  welche  in  das  Privateigen- 
tum eingreifen,  eine  verfassungs-  und  gesetzmässige  Grundlage. 

Die  Baugesetzgebung  hat  eine  grosse  soziale  und  wirtschaft- 
liche Aufgabe  zu  erfüllen  und  ruft  das  Interesse  aller  Bevölkerungs- 
kreise wach.  Als  Grundlage  für  ein  gutes  Baugesetz  ist  vorzu- 
schreiben, dass  die  Bestimmungen  über  Verkehrs-,  Gesundheits-, 
Feuerpolizei  und  nachbarrechtliche  Verhältnisse  mit  der  Rücksicht 
auf  Schonung  des  Eigentums  und  Wahrung  der  individuellen  Frei- 
heit in  Einklang  gebracht  werden  und  dass  nicht  der  eine  Ge- 
sichtspunkt zum  Nachteil  des  andern  eine  zu  grosse  Bedeutung 
erhalte.  Werden  nicht  alle  in  das  Baurecht  einschlagende  Gesichts- 
punkte gebührend  berücksichtigt,  so  wird  das  niemals  ein  gutes 
Baugesetz  abgeben,  nach  welchem  es  möglich  ist,  regelmässige 
Strassenzüge  und  sichere,  gesunde  und  für  den  Nachbar  nicht 
erheblich  belästigende  Bauten  auszuführen1). 

So  enthalten  auch  das  Gesetz  betreffend  die  Aufstellung  von 
Alignementsplänen  und  die  baupolizeilichen  Vorschriften  von  Ge- 
meinden für  den  Kanton  Bern  vom  15.  Juli  1894,  und  die  ver- 
schiedenen Regiemente  dieser  Gemeinden  neben  baupolizeilichen 
Vorschriften  öffentlicher  Natur  eine  Menge  von  Vorschriften,  die 
dem  Nachbarrecht  angehören.  Der  Referent  in  den  Verhandlungen 
des  Grossen  Rates  über  dieses  Gesetz,  Herr  Regierungsrat  Lien- 
hard  sei.,  führte  damals  aus: 

„Anschliessend  an  diese  Kompetenzen  der  Gemeinden  (Vor- 
schriften über  Solidität,  Feuersicherheit  im  Interesse  des  Verkehrs 


9 Schweizer,  die  modernen  Baubeschränkungen,  p.  6. 


51 


„und  der  Gesundheit  aufstellen  zu  können)  werden  den  Gemeinde- 
„reglementen  noch  eine  Reihe  weiterer  Punkte  Vorbehalten,  die 
„sich  aus  polizeilichen  Momenten  und  Kompetenzgründen  nicht 
„völlig  erklären  würden.  So  wird  in  der  ersten  Ziffer  des  zweiten 
„Absatzes  gesagt,  die  Gemeinden  können  auch  über  nachbarliche 
„Verhältnisse,  welche  mit  dem  Bauen  in  Zusammenhang  stehen, 
„Vorschriften  aufstellen.  Ich  habe  nämlich  beim  Durchgehen  der 
„Bauregiemente  der  Gemeinden  wahrgenommen,  dass  eine  ganze 
„Anzahl  derselben  bestimmt,  es  dürfe  bei  Ausführung  der  Bauten 
„das  Nachbargrundstück  in  beschränktem  Masse  betreten,  es  dürfe 
„Material  darauf  abgelegt,  es  dürfen  Sicherheitsmassnahmen  darauf 
„getroffen  werden,  z.  B.  Anbringen  von  Stützbalken  etc.  Es  sind 
„hier  eine  ganze  Menge  von  Vorschriften  enthalten,  welche  nach- 
„barrechtlicher  Natur  sind  und  ohne  Gesetzesvorschriften  jeder 
„Grundlage  entbehren,  namentlich  weil  das  Nachbarrecht  unseres 
„Zivilgesetzbuches  ungenügend  ist  und  es  noch  einige  Zeit  gehen 
„wird,  bis  wir  dasselbe  ergänzen  können“1). 

Wegen  dieser  Tatsache  nun,  dass  die  Alignements-  und  bau- 
polizeilichen Vorschriften  des  Kantons  Bestimmungen  öffentlich- 
rechtlicher  und  privat-  oder  nachbarrechtlicher  Natur  enthalten, 
ergibt  dies  denn  für  uns  auch  hier  eine  Zweiteilung  unserer  Ab- 
handlung in  dieser  Hinsicht. 

Auch  hier  wird  alsdann  zu  untersuchen  sein,  ob  und  inwie- 
fern die  Alignements-  und  baupolizeilichen  Vorschriften  durch  das 
Zivilgesetzbuch  alteriert  werden. 

An  Geschichtlichem  erwähnen  wir  nur,  dass  Bern  einige 
ältere  Bauordnungen  besitzt:  Aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert 
stammen  schon  ziemlich  eingehende  Bauordnungen,  deren  Wirkung 
sich  noch  heutzutage  in  der  regelmässigen  Strassenanlage  zeigt. 
Aus  neuerer  Zeit  datiert  die  Feuerordnung  vom  26.  Mai  1819  und 
als  Gemeindereglement  das  Baureglement  für  die  Stadt  Bern  vom 
7.  März  1839. 

Einzelne  Gemeinden,  dem  Drange  der  Verhältnisse  nach- 
gebend, speziell  um  einer  Verunzierung  der  Ortschaften  durch 
sinn-  und  planloses  Bauen  vorzubeugen,  hatten  schon  vor  längerer 
Zeit  baupolizeiliche  Vorschriften  aufgestellt. 

*)  Tagblatt  des  Grossen  Rates  des  Kantons  Bern  von  1894,  p.  114  u.  f.  f. 
und  234  u.  f.  f. 
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Wir  erwähnen  hier  kuriositätshalber:  Bern-Stadt  hatte  ein 
Baupolizeireglement  vom  26.,  28.  Juni  und  28.  Dezember  1828 
(leider  nicht  mehr  erhältlich). 

Biel  18.  Dezember  1857 

Zweisimmen  6.  Dezember  1862 
Corgemont  4.  Januar  1865 
Oberhofen  25.  Juli  1865 
Burgdorf  3.  März  1866 
Wangen  a.  A.  30.  März  1875 
Strättligen  15.  Mai  1877 

Diese  Bauregiemente  nun  hatten  nicht  einen  ausschliesslich 
baupolizeilichen  Charakter,  sondern  das  Zivilrecht  ergänzende 
privatrechtliche  Bestimmungen,  die  man  unter  dem  Begriffe  des 
Nachbarrechts  zusammenfasst.  Die  Wirksamkeit  dieser  Bestim- 
mungen wurde  zwar  angefochten,  aber  durch  obergerichtliches  Ur- 
teil aus  dem  Jahre  1884  wurden  dieselben  geschützt. 

Z.  B.  J.  V.  Bd.  21,  pag.  276  und  f.  f.,  speziell  278  und 
M.  B.  R.  2,  pag.  137. 

Es  zeigte  sich  aber  infolge  staatsrechtlicher  Rekurse  an  das 
Bundesgericht  von  der  Witwe  Verdan  gegen  die  Einwohnerge- 
meinde Biel  vom  6.  Januar  1880  (B.  G.  E.  Bd.  VI,  p.  586)  und 
Tobler  gegen  die  Stadt  Bern  vom  16.  September  1887  (B.  G.  E. 
Bd.  XIII,  p.  281  und  f.  f.  Erw.  3),  dass  diesen  Bauregiementen  die 
gesetzliche  Grundlage  fehlte.  Das  Bundesgericht  erkannte  damals, 
dass  der  Inhalt  des  Eigentums  eben  nur  auf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung, durch  eine  Abänderung  des  objektiven  Rechts,  keines- 
wegs durch  eine  blosse  Verwaltungsanordnung  modifiziert  werden 
könne  und  dass  also  in  einer  Verwaltungsanordnung,  durch  welche 
dem  Eigentümer  einzelne  an  sich  in  seinem  Eigentumsrecht,  wie 
das  geltende  objektive  Recht  dasselbe  normiert,  liegende  Befug- 
nisse entzogen  werden,  ein  Eingriff  in  wohlerworbene  Privatrechte 
allerdings  liegt,  der  verfassungsmässig  nur  auf  dem  Wege  der 
Expropriation  gegen  vollständige  Entschädigung  geschehen  kann. 

Mit  diesen  prinzipiellen  Entscheiden  war  genügende  Klarheit 
über  den  Wert  der  vorhandenen  Bauregiemente  geschaffen,  man 
wusste,  dass  deren  Bestimmungen  im  Notfälle  nicht  exequierbar 
waren  und  dies  rief  nach  einem  Gesetze,  in  welchem  die  bau- 
polizeilichen Vorschriften  und  Alignementspläne  ihre  notwendige 
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Sanktion  erhielten.  Mit  bernischer  Bedachtsamkeit  wurde  alsdann 
ans  Werk  gegangen  und  am  15.  Juli  1894  erhielt  der  Kanton  Bern 
das  Gesetz,  auf  welches  man  vielerorts  so  sehnsüchtig  gewartet 
hatte.  (Das  Gesetz  betref.  Aufstellung  von  Alignementsplänen  und 
baupolizeilichen  Vorschriften  von  Gemeinden  vom  15.  Juli  1894.) 

Weitere  Gesetze,  die  das  Bauwesen  berühren,  sind : Strassen- 
polizeigesetz  vom  10.  Juni  1906  und  Vollziehungsverordnung. 

Dekret  betref.  die  Feuerordnung  vom  1.  Februar  1897,  Kreis- 
schreiben betref.  Schindeldachbewilligung  vom  18.  August  1865. 

Dekret  betref.  Bauart  von  Gebäuden,  welche  dem  Föhn  aus- 
gesetzt sind,  vom  13.  Januar  1849.  Das  Ergänzungsgesetz  hiervon 
vom  4.  November  1900.  Die  Bauregiemente  folg.  Gemeinden  sind 
zu  der  vorliegenden  Abhandlung  verwendet  worden.  Dabei  ist  zu 
bemerken,  dass  diese  Sammlung  keinen  Anspruch  auf  Vollstän- 
digkeit machen  kann.  Es  war  nicht  möglich,  Gewissheit  über  das 
Vorhandensein  von  Bauregiementen  von  allen  Gemeinden  zu  er- 
halten. Wohl  wurden  dem  Verfasser  von  vielen  Gemeindeschrei- 
bereien die  gedruckten  Bauregiemente  in  liebenswürdiger  Weise 
übermittelt,  doch  andere  mussten  zuerst  abgeschrieben  werden,  was 
nicht  geringe  Kosten  verursachte.  In  vielen  Gemeinden  waren  die 
Bauregiemente  in  Revision  begriffen,  eine  grosse  Anzahl  ferner 
von  Gemeinden  besitzt  mangels  eines  Bedürfnisses  gar  keine  dies- 
bezüglichen Vorschriften.  Endlich  war  von  einer  allerdings  kleinen 
Anzahl  von  Gemeindeschreibereien  keine  Antwort  erhältlich.  Wir 
zählen  hier  die  vorhandenen  Bauregiemente  namentlich  auf: 

Aarberg,  Bern,  Biel,  Burgdorf,  Belp,  Beatenberg,  Bümpliz, 
Corgemont,  Delemont,  Grosshöchstetten,  Grünen,  Grindelwald,  Her- 
zogenbuchsee,  Interlaken,  Lyss,  Laupen,  Lauterbrunnen,  Langenthal, 
Meiringen,  Münchenbuchsee,  Münsingen,  Matten,  Neuveville,  Ober- 
hofen, Saanen,  Sumiswald,  St.  Immer,  Strättligen,  Spiez,  Steffis- 
burg, Viertelsgemeinde  Schwarzenburg,  Thun,  Unterseen,  Wasen, 
Wilderswil,  Worb,  Wangen,  Zweisimmen. 

Im  ganzen  also  38  Bauregiemente  verschiedener  Gemeinden. 

Mit  Rücksicht  auf  das  vorliegende,  nicht  unbeträchtliche  Ma- 
terial war  es  nun  natürlich  nicht  möglich,  jede  Einzelheit  in  den 
verschiedenen  Bauregiementen  zu  berücksichtigen.  Es  dürfte  dies 
auch  nicht  in  unserer  Aufgabe  liegen.  Wir  haben  immerhin  ver- 
sucht, in  diesem  weiten  Gebiete  der  Baurechte  eine  gewisse  Über- 
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sicht  zu  gewinnen,  zu  welchem  Zwecke  das  ganze  Material  so  gut 
wie  möglich  systematisch  und  in  Rubriken  nach  seiner  Natur  und 
Bestimmung  zusammengestellt  wurde.  Die  charakteristischen  Be- 
stimmungen wurden,  wo  immer  zulässig,  extra  hervorgehoben. 


§ 8.  Die  gesetzlichen  Baubeschränkungen  nachbar- 
rechtlichen Inhalts. 

a)  Allgemeines. 

Wie  schon  in  der  Einleitung  zu  den  Alignements-  und  bau- 
polizeilichen Vorschriften  im  allgemeinen  bemerkt  wurde,  enthalten 
diese  Vorschriften  nebst  Bestimmungen  öffentlich-rechtlicher  Natur 
solche,  die  in  das  Nachbarrecht  gehören. 

Es  sind  Beschränkungen  des  Eigentums  selbst,  wie  diejenigen, 
die  wir  im  ersten  Teil  der  Arbeit  behandelt  haben.  Auch  die  hier 
unten  aufzuzählenden  Bestimmungen  über  das  Nachbarrecht  dienen 
dazu,  den  Umfang  der  im  Eigentum  liegenden  Befugnisse  festzu- 
setzen ; erst  die  Wegbedingungen  einer  solchen  fixierten  Eigen- 
tumsbeschränkung seitens  der  Privaten  stempeln  sie  zu  einer  Servitut. 

Das  Nachbarrecht  kann  als  der  Inbegriff  der  gegenseitigen 
Rechte  und  Pflichten,  welche  die  Rücksicht  auf  anstossende  Grund- 
stücke erfordert,  bezeichnet  werden1). 

Die  Nachbarrechte  beruhen  lediglich  auf  dem  Gesetz.  Sie 
werden  also  nach  ihren  Voraussetzungen  und  ihrem  Inhalt  aus- 
schliesslich durch  das  Gesetz  bestimmt,  auf  deren  Gestaltung  nach 
Zahl  und  Art  dem  Privatwillen  absolut  kein  Einfluss  gestattet  ist. 
Gleichwohl  enthalten  die  betreffenden  Vorschriften  auch  disposi- 
tives Recht,  denn  ihr  Zweck,  dem  Nachbar  die  Möglichkeit  zu 
geben,  sich  gegen  gewisse  Nachteile  zu  schützen,  hat  zur  Folge, 
dass  es  lediglich  von  dem  Nachbar  abhängt,  ob  er  von  den  durch 
das  Gesetz  ihm  beigelegten  Befugnissen  Gebrauch  machen  will 
oder  nicht. 

Das  privatrechtliche  Baurecht,  bei  welchem  das  berechtigte 
Subjekt,  im  Unterschied  von  öffentlichem  Baurecht,  eine  Privat- 
person ist,  umfasst  demnach  die  auf  allgemein  gesetzlichen  Privat- 


J)  Schweizer,  p.  57. 
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rechtstiteln  beruhenden  Baubeschränkungen  zum  Besten  des 
Nachbars. 

Der  Unterschied  zwischen  den  öffentlich-rechtlichen  Baube- 
schränkungen und  den  nachbarrechtlichen  zeigt  sich  in  der  Praxis 
am  besten  darin,  dass  den  ersteren  auf  dem  administrativen  Wege 
Nachachtung  verschafft  wird,  während  zum  Schutze  der  nachbar- 
rechtlichen der  gewöhnliche  Zivilprozessweg  betreten  werden  muss. 

b)  Die  einzelnen  Baubeschränkungen. 

Es  ist  und  kann  nicht  die  Aufgabe  des  Staates  sein,  für  alle 
vorkommenden  verschiedenartigen  Fälle  besondere  Vorschriften  auf- 
zustellen, sondern  er  muss  sich  damit  begnügen,  das  Grundeigen- 
tum in  dieser  Richtung  nur  soweit  zu  beschränken,  als  es  für  die 
Sicherung  des  allgemeinen  Notwendigen  und  Unentbehrlichen  im 
Nachbarverhältnis  erforderlich  ist. 

In  erster  Linie  muss  es  der  Privatdisposition  überlassen  werden, 
für  sich  zu  sorgen  und  durch  Servitutbestellung  diejenigen  Ver- 
hältnisse zu  regeln,  welche  das  Gesetz  unberücksichtigt  gelassen  hat. 

An  dem  Grundsätze  aber,  dass  jedes  Grundstück  so  benutzt 
werden  muss,  dass  auch  die  Nachbarn  ihre  Grundstücke  ihrem 
Rechte  nach  benutzen  können,  muss  auch  hier  überall  festgehalten 
werden. 

Unerlaubt  also  sind  solche  Einrichtungen,  welche  als  Folgen  einer  ausser- 
gewöhnlichen  Benutzung  des  eigenen  Grundstückes  entweder  das  nachbarrecht- 
liche Grundstück  schädigen,  oder  den  Nachbar  an  dem  freien  Gebrauch  des 
seinigen  hindern.  So  das  Überbauen  auf  das  nachbarliche  Grundstück.  Das  Zivil- 
gesetzbuch macht  zwar  einen  Vorbehalt  zu  gunsten  des  gutgläubigen  Über- 
bauers, Art.  674.  Doch  gehört  das  nicht  hierher. 

Als  spezielle  Einschränkungen  seien  erwähnt: 

Die  Bestimmung  über  unzulässige  Immissionen.  Vorschriften  zum  Schutz 
vor  Verdunklung  und  auf  angenehmes  nachbarliches  Zusammenwohnen. 

In  bezug  auf  Entfernung  von  der  Marche. 

Sämtliche  Ortschaften  mit  offener  Bauart  schreiben  vor,  dass  Gebäude 
nicht  näher  als  bis  auf  eine  gewisse  Distanz  von  den  Märchen  des  Nachbars  zu 
stehen  kommen.  Die  Distanz  differiert  von  einem  Meter  (Grindelwald)  bis  zu 
fünf  Meter  von  Fassade  zu  Fassade  (Bern,  Münchenbuchsee1).  Wohl  kann  ein 
Eigentümer  mit  der  Einwilligung  seines  Nachbars  bis  an  dessen  Grenze  bauen, 
dann  muss  aber  dieser,  wenn  er  später  selbst  baut,  soweit  mit  dem  Neubau 
zurück,  bis  die  erforderliche  Distanz  wieder  hergestellt  ist.  Natürlich  gelten  diese 


l)  M.  41,  154. 
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Bestimmungen  über  das  Recht  eines  bestimmten  Zwischenraums  nur,  wenn  offene 
Bauungsweise  eingehalten  werden  muss,  nicht  also  in  Städten  mit  geschlossenen 
Häuserreihen. 

In  bezug  auf  Vorsprünge  über  den  nachbarlichen  Grund.  Dachlichter 
dürfen  nicht  näher  als  0,75 — 1,50  Meter  von  der  Marche  gestellt  werden  (Thun, 
Bern,  Sumiswald,  Laupen,  Bümpliz). 

Ausser  20  cm  Abdeckungen  dürfen  keine  Bauteile  in  den  Luftraum  über 
nachbarlichen  Besitzungen  hineinragen. 

Bei  offener  Bauweise  darf  an  der  nachbarlichen  Grenze  ein  Terrainstreifen 
von  2,50  Meter  Breite  nicht  überbaut  werden  (Thun). 

Erker,  Baikone  etc.  dürfen  ohne  Zustimmung  des  Nachbars  nicht  näher 
als  1,50  Meter  an  dessen  Marche  herantreten  (Bern,  Thun). 

In  bezug  auf  Einfriedigungen:  Jeder  Eigentümer,  welcher  ohne  Mitwirk- 
ung des  Nachbars  Einfriedigungen  erstellt,  hat  dieselben  ausschliesslich  auf  seinem 
Grund  und  Boden  anzulegen  und  die  Pfosten,  Riegel  und  Abdachungen  seinem 
Grundstücke  zuzukehren,  sowie  das  Wasser  allfälliger  Abdachungen  nach  seiner 
Seite  abzuleiten.  So  Bern,  Thun.  In  den  meisten  Ortschaften  wird  verlangt,  dass 
die  Dachtraufen  mit  Känel  und  Ablaufrohren  versehen  werden,  welche  das  Wasser 
in  einer  für  den  Nachbar  unschädlichen  Weise  ausgiessen. 

Ebenfalls  enthalten  die  B.  V.  Bestimmungen  über  die  Höhe  der  Scheide- 
mauern oder  Wände  zwischen  den  Gärten ; es  dürfen  dieselben  eine  Höhe  von 
1 — 3 Meter  nicht  überschreiten.  Steffisburg  verlangt  zudem  noch,  dass  diese 
Abschränkungen  kein  unschönes  Aussehen  haben.  So  auch  Bern,  Thun,  Interlaken. 

Zu  den  unzulässigen  Immissionen  müssen  auch  gezählt  werden  diejenigen 
Anlagen,  welche  geeignet  sind,  in  sehr  fühlbarer  Weise  in  das  Grundstück  des 
Nachbars  einzugreifen.  Deshalb  finden  wir  überall  strenge  Vorschriften  über  Ort, 
Art  und  Weise  der  Anlagen  von  Düngergruben,  Versickerungsgruben,  Dünger- 
plätze, Kehricht-  und  Schutthaufen,  Güllenlöcher,  Sammelgruben  für  Aborte, 
Schüttsteine,  Kläranlagen  und  dergleichen  mehr. 

Wenn  auch  diese  Vorschriften  mehr  das  öffentliche  Recht  berühren,  indem 
sie  in  das  Gebiet  des  öffentlichen  Wohles,  der  Sanität  und  Hygiene  einschlagen, 
so  sind  dieselben  doch  mancherorts  nicht  zum  wenigsten  aus  dem  Grunde  auf- 
gestellt worden,  weil  durch  Verbreitung  von  Miasmen  und  das  Anziehen  von 
Fliegen  durch  diese  Anlagen  eine  Belästigung  des  Nachbars  entsteht.  Indirekt 
wird  der  Nachbar  durch  diese  Anlagen  belästigt,  weil  das  Wohnen  auf  dem 
Grundstücke  — Villa,  Sommerfrische  — an  Annehmlichkeit  hinsichtlich  der  reinen 
Luft  verliert  und  dadurch  der  Wert  des  Grundstückes  herabgemindert  wird. 

Zu  dem  gleichen  Zwecke,  d.  h.  um  nicht  dem  Nachbar  das  zur  ange- 
nehmeren Benutzung  seines  Grundstückes  notwendige  Licht  und  Luft  zu  ent- 
ziehen, schreiben  Städte  wie  Bern,  Thun,  St.  Immer  vor,  dass  die  Scheidemauer 
nur  eine  gewisse  Höhe  betragen  dürfe.  Diese  Entfernung  variiert  je  nach  der 
Entfernung  der  Gebäude  von  den  Märchen. 

Diesen  Bestimmungen  wird  für  den  Eigentümer  der  Scheidemauer  noch 
die  Verpflichtung  beigefügt,  die  Scheidemauer  auf  der  dem  Nachbar  zugekehrten 
Seite  zu  verputzen  und  in  gutem  und  sauberem  Zustande  zu  unterhalten.  Es  ist 
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dies  eine  nachbarliche  Verpflichtung,  die  einen  servitutähnlichen  Charakter 
hat.  Wohl  aus  den  gleichen  Gründen  hat  Grosshöchstetten  die  singulare  Be- 
stimmung aufgestellt,  dass  Bienenhäuser  und  Stände  nicht  näher  als  10  Meter 
an  das  nachbarliche  Eigentum  herangestellt  werden  dürfen.  So  verlangen  Thun, 
St.  Immer,  Burgdorf,  Bern  überall,  dass  die  obenerwähnten  Anlagen  für  Abwasser 
etc.  mindestens  2,50 Meter  von  der  nachbarlichen  Marche  entfernt  angelegt  werden. 

Wilderswil,  Beatenberg  geben  dem  Eigentümer  Schutzmittel  an  die  Hand, 
um  sich  gegen  das  Eindringen  von  Feuchtigkeit  aus  fremden  Brunnen,  Wasch- 
häusern, Ställen  etc.  zu  verwahren. 

Zum  Schutze  des  nachbarlichen  Eigentums  finden  wir  in  vielen  Ort- 
schaften, sowie  auch  in  Bern,  Vorschriften  über  die  Art  und  Weise,  wie  beim 
Abbrechen,  Ausgraben  und  Aufbauen  vorgegangen  werden  soll,  damit  der  Nach- 
bar nicht  geschädigt  werde.  In  den  Ortschaften  wird  zudem  dem  bauenden  Eigen- 
tümer das  Recht  eingeräumt,  den  nachbarlichen  Grund  und  Boden  während  des 
Bauens  zu  betreten.  Matten  erteilt  aber  hierfür  nur  eine  Frist  von  4 — 6 Wochen. 

Von  nicht  zu  unterschätzender  Wichtigkeit  sind  die  baupolizeilichen  Vor- 
schriften in  den  Städten  wie  Bern,  Aarberg,  Burgdorf,  Thun,  Meiringen  in  bezug 
auf  die  Scheidemauern.  Ohne  solche  Vorschriften  wäre  ein  einheitliches  Vor- 
gehen beim  Bauen  in  der  Stadt  unmöglich,  ohne  derselben  ein  einheitliches 
Strassenbild  zu  entziehen.  Auch  das  Zusammenleben  in  den  Städten  überhaupt 
würde  dadurch  erschwert. 

So  schreiben  alle  diese  Städte  vor,  dass  Scheidemauern,  soweit  nicht  durch 
Vertrag  etwas  anderes  bestimmt  ist,  den  Nachbaren  gemeinschaftlich  angehören. 
Die  Kosten  des  Unterhalts  derselben,  sowie  bedingte  Änderungen  sind  von  jedem 
Eigentümer  zur  Hälfte  zu  tragen.  Aus  feuerpolizeilichen  Gründen  müssen  diese 
Scheidemauern  feuer-,  fenster-  und  nischenlos  erstellt  werden.  So  in  allen  bau- 
polizeilichen Vorschriften  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande.  Diese  Bestimmung 
hat  aber  auch  einen  nachbarrechtlichen  Charakter,  weil  dieselbe  das  Zusammen- 
wohnen angenehmer  macht. 

Wenn  eine  Scheidemauer  an  der  Marche  steht,  so  geben  Bern,  Burgdorf, 
Thun  dem  Nachbar  das  Recht,  sich  in  deren  Miteigentum  durch  Bezahlung  der 
Hälfte  von  deren  Wert  einzukaufen.  Baut  er  oder  benutzt  er  diese  Mauer,  so 
wandelt  sich  dieses  Recht  in  eine  Pflicht  um. 

Ferner  können  sich  die  Nachbarn  gegenseitig  zu  gemeinschaftlicher  Er- 
stellung einer  Scheidemauer  verhalten  und  je  nach  den  Verhältnissen  muss  der 
nachbarliche  Eigentümer  zugeben,  dass  die  alte  Mauer  abgebrochen  und  an  deren 
Platz  eine  neue  reglementmässige  erbaut  werde.  So  Bern,  Thun,  Burgdorf,  Mei- 
ringen, Lyss. 

Wie  schon  der  C.  c.  f.  in  Art.  653,  gibt  Bern  jedem  Eigentümer  das  Recht, 
in  die  gemeinschaftliche  Scheidemauer  hölzerne  Balkenköpfe  bis  auf  0,15  Meter, 
sowie  Konstruktionsteile  aus  Eisen  und  steinernen  Treppen  bis  auf  die  halbe 
Dicke  der  Scheidemauer  einzulegen  (jus  tigni  immitendi  Balkenrecht). 

Zum  Schlüsse  müssen  wir  noch  darauf  hinweisen,  dass  es  eine  Gruppe 
von  Baubeschränkungen  gibt,  die  zwar  der  Form  nach  nachbarrechtlichen  Cha- 
rakter haben,  aber  im  öffentlichen  Interesse  aufgestellt  sind. 
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So  schreibt  Bern  vor  und  es  enthalten  Thun,  Aarberg,  St.  Immer  ähnliche 
Vorschriften : An  Hauptgassen  der  Stadt  in  der  Nähe  von  Kirchen  und  Kranken- 
häusern und  Schulen  sind  lärmende  und  belästigende  oder  feuergefährliche 
gewerbliche  Anlagen  nicht  gestattet. 

Aarberg  bemerkt  noch  speziell  dazu,  dass,  wenn  die  Art  des  Geschäfts- 
betriebes oder  besondere  Vorrichtungen  in  einem  Gebäude  Erscheinungen  zur 
Folge  haben,  welche  zwar  der  Gesundheit  der  Menschen  und  Tiere  nicht  direkt 
schädlich  sind,  aber  doch  dem  Nachbar  in  erheblichem  Masse  lästig  fallen,  wie 
üble  Ausdünstungen,  starker  Rauch  und  Staubentwicklung,  heftiges  Geräusch 
oder  bedeutende  Erschütterungen  des  Bodens,  so  ist  der  Besitzer  verpflichtet, 
diejenigen  Vorkehren  zu  treffen,  welche  nach  dem  jeweiligen  Stand  der  Technik 
geeignet  sind,  die  Belästigung  auf  das  geringste  Mass  zurückzuführen. 

So  wurde  durch  obergerichtliches  Urteil  einem  Buchdrucker  in  der  Stadt 
Bern  gemäss  S.  380  C.  die  Benutzung  einer  sog.  „Windsbraut“  wegen  Verur- 
sachung eines  allzu  grossen  Lärmes  verboten.  M.  B.  R.  44,  p.  192. 

Siehe  auch  M.  B.  R.  39,  pag.  190,  Störung  durch  den  Betrieb  eines 
Walzwerkes. 

Das  neue  Zivilgesetzbuch  behandelt  in  den  Bestimmungen  über  das 
Nachbarrecht  in  den  Art.  684  u.  f.  f.  auch  einige,  welche  direkt  in  das  Gebiet 
der  Baupolizei  eingreifen.  Es  wurden  diese  oben  im  ersten  Teil  dieser  Arbeit 
behandelt,  wir  verweisen  hier  auf  die  oben  enthaltenen  Ausführungen. 


§ 9.  Die  Baubeschränkungen  im  öffentlichen  Interesse. 

A.  Die  juristische  Natur  der  öffentlich-rechtlichen  Eigentums- 
beschränkungen überhaupt. 

Die  öffentlich-rechtliche  Eigentumsbeschränkung  wie  die  zivil- 
rechtliche  bezieht  sich  nur  auf  Grundstücke. 

Die  zivilrechtliche  hat  zur  Grundlage  den  einfachen  Gedan- 
ken, dass  die  Ausübung  jedes  Eigentums  unmöglich  wäre,  wenn 
nicht  jedes  von  seinem  Nächsten  gewisse  Störungen  und  Benach- 
teiligungen dulden  müsste ; im  Nachbarrecht  kommt  sie  vorzugs- 
weise zum  Ausdruck.  Die  öffentlich-rechtliche  stellt  nicht  die 
Eigentümer  einander  gegenüber,  sondern  die  Eigentümer  und  die 
öffentliche  Gewalt  und  hat  zur  Grundlage  den  Gedanken,  dass  die 
Tätigkeit  der  Verwaltung  durch  die  unbedingte  Geltendmachung 
der  Rechte  des  Eigentums  nicht  gehemmt  werden  darf. 

Das  öffentliche  Recht  gemäss  der  in  ihm  geltenden  Einseitig- 
keit gibt  das  Mass  der  zu  duldenden  Eingriffe  in  Gestalt  einer 
Schranke  des  vorherrschenden  Rechtssubjekts:  nicht  jede  Art  von 
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Einwirkung  ist  frei,  sondern  nur  die  aus  der  öffentlichen  Verwalt- 
ung von  selbst  hervorgehende  und  auch  diese  nur  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze,  die  eine  übermässige  Belastung  verhindert. 

Als  Ausgleich  für  die  Betroffenen  gewährt  das  öffentliche 
Recht  nötigenfalls  die  ihm  eigentümliche  ausgleichende  Entschä- 
digung. 

In  der  Aufzeichnung  der  einzelnen  rechtlichen  Baubeschränk- 
ungen im  öffentlichen  Interesse  weiter  unten  werden  wir  sehen, 
wie  dies  übrigens  auch  aus  den  in  § 5 enthaltenen  Aufzeichnungen 
der  Eigentumsbeschränkungen  aus  Gründen  des  allgemeinen  Wohles 
überhaupt  hervorgeht,  wie  ungemein  reich  und  manigfaltig  das 
Anwendungsgebiet  dieses  Rechtsinstituts  ist. 

Die  rechtliche  Macht,  die  in  allen  diesen  Dingen  auf  Seiten 
der  Verwaltung  erscheint,  ist  nun  näher  zu  betrachten. 

„Es  handelt  sich  nicht  um  ein  Recht  an  dem  betreffenden 
„Grundstück,  welches  dem  Staate  zustande,  sondern  um  eine  all- 
gemeine rechtliche  Eigenschaft  aller  Grundstücke.  Es  gibt  deshalb 
„auch  keinen  Punkt,  der  als  Entstehung  oder  Endigung  eines 
„solchen  Rechtes  bezeichnet  werden  könnte.  Es  gibt  bloss  tat- 
sächliche Anlässe,  welche  diese  Eigenschaft  im  Einzelfall  und  an 
„dem  einzelnen  Grundstücke  wirksam  werden  lassen  und  ein  Auf- 
„ hören  dieser  Wirksamkeit  mit  dem  Wegfallen  jenes  Grundes“. 

„Diese  Eigenschaft  hängt  den  Grundstücken  an  auch  ohne 
„Gesetz;  oder  wie  wir  sagen  mögen:  Die  Geltendmachung  der 
„Eigentumsbeschränkung  bedarf  keiner  gesetzlichen  Grundlagen. 
„Das  Eigentum  ist  in  unserm  Staats-  und  Rechtswesen  von  vorn- 
herein nur  anerkannt  mit  der  Bestimmung,  in  gewissem  Masse  den 
„Rücksichten  der  ungehemmten  Verwaltungstätigkeit  weichen  zu 
„müssen;  die  darin  begriffenen  Einwirkungen  sind  dafür  ange- 
sehen, dass  sie  nicht  unter  die  Vorbehalte  des  Gesetzes  fallen, 
„die  verfassungsrechtlich  zu  gunsten  des  Eigentums  der  Bürger 
„gemacht  sind.  Die  vollziehende  Gewalt  wirkt  dann  frei  und  die 
„verhältnismässige  Wehrlosigkeit  des  Grundstückes  ist  von  selbst 
„gegeben  durch  die  Ungleichheit  der  beteiligten  Rechtssubjekte, 
„des  Rechtssubjektes,  dem  es  angehört,  und  des  andern,  dessen 
„Unternehmungen  daran  stossen“.  (O.  Mayer,  deutsches  Verwalt- 
ungsrecht Bd.  II,  p.  187.) 
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Das  Eigentum  ist  jedoch  deshalb  keineswegs  schutzlos  gegen- 
über jedem  Eingriff,  der  namens  des  Staates  gemacht  wird,  son- 
dern es  muss  sich  dabei  um  eine  Einrichtung  handeln,  die  von 
der  öffentlichen  Verwaltung  ausgeht. 

Die  öffentlich-rechtliche  Eigentumsbeschränkung  trägt  über- 
dies noch  ein  gewisses  Mass  in  sich  selbst.  Es  ist  in  der  Grund- 
idee gegeben,  auf  der  sie  beruht.  Das  Eigentum  ist  nur  wehrlos, 
soweit  der  öffentlichen  Verwaltung  geholfen  werden  kann,  ohne 
es  selbst  wesentlich  zu  beeinträchtigen.  Sicher  ist,  dass  der  Zug 
der  Zeit  eher  dahin  geht,  die  öffentlich-rechtlichen  Eigentumsbe- 
schränkungen mehr  und  mehr  auszudehnen. 

Gegenüber  der  öffentlichen  Verwaltung  ist  der  Eigentümer 
auch  zur  Abwehr  einer  unberechtigten  Geltendmachung  öffentlich- 
rechtlicher  Eigentumsbeschränkungen  auf  den  Weg  der  Vorstellung 
und  einfachen  Beschwerden  verwiesen. 

Das  wichtigste  Recht  des  betroffenen  Grundeigentümers  und 
zugleich  ein  wahres,  subjektives  Recht  ist  der  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung. Dieses  Recht  kann  durch  die  Gesetzgebung  für  be- 
sondere Arten  öffentlich-rechtlicher  Eigentumsbeschränkungen  be- 
sonders geregelt  sein. 

Auch  das  Bundesgericht  hat  von  jeher  entschieden,  dass  die 
verfassungsmässige  Garantie  der  Unverletzlichkeit  des  Eigentums 
die  Befugnis  der  Gesetzgebung  keineswegs  ausschliesst,  den  In- 
halt des  Eigentums,  bezw.  die  Befugnis,  welche  dasselbe  gewährt, 
näher  zu  bestimmen  und  zu  begrenzen.  Es  kann  aber  der  Inhalt 
des  Eigentums  nur  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  nicht 
durch  eine  blosse  Verwaltungsanordnung  modifiziert  werden.  B.  G.  E. 
Bd.  VI,  p.  597  ; XIII,  E.  3,  p.  288. 

Im  gleichen  Sinne  Bd.  XXX,  I,  p.  340:  „Toute  restriction 
apportee  par  une  autorite  quelconque,  administrative  ou  judiciaire, 
au  droit  de  propriete,  sans  que  cette  restriction  soit  justifiee  par 
une  disposition  formelle  de  la  loi  implique  une  atteinte  au  prin- 
cipe constitutionnel  de  l’inviolabilite  de  la  propriete,  peu  importe 
la  duree  de  cette  restriction“. 

Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  jeder  Eigentümer  sich  weitere 
Beschränkungen  seines  Eigentums  durch  die  Gesetzgebung  ge- 
fallen lassen  muss,  mögen  dieselben  bis  zur  vollständigen  Ent- 
eignung des  Grundstückes  gehen.  Und  nach  dem  Zug  der  Zeit 
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ist  es,  wie  gesagt,  zu  erwarten,  dass  aus  Gründen  des  öffentichen 
Wohles  die  Eigentumsbeschränkungen  sich  noch  mehr  und  mehr 
ausdehnen  werden. 

Dem  Staate  steht  zudem  ein  Hoheitsrecht  an  den  öffentlichen 
Gewässern  zu,  gemäss  welchem  ihm  das  Recht  zusteht,  Flüsse  zu 
regulieren  und  deren  öffentlichen  Gebrauch  zu  ordnen  und  auch 
Abgaben  auf  die  Benutzung  zu  legen.  Die  öffentliche  Sache,  als 
welche  die  öffentlichen  Gewässer  erscheinen,  sind  als  res  extra 
commercium  für  das  Eigentum  unzugänglich.  Eigentümer  der 
öffentlichen  Sache  ist  allein  der  Fiskus,  dem  dieses  Eigentum  zu- 
steht als  einem  Privatmann  nach  den  Regeln  des  Zivilrechts,  als 
zivilrechtliches  Eigentum.  Zu  den  natürlichen  öffentlichen  Sachen 
zählen  wir  Flüsse,  Seen.  Sie  sind  durchwegs  als  Eigentum  des 
Staates  erklärt  worden. 

Der  Staat  kann  nun  zu  gunsten  eines  Einzelnen  durch  Ver- 
waltungsakt einen  ausschliesslichen  Besitz  und  rechtlich  geschützte 
Herrschaft  an  einem  bestimmten  Stück  der  öffentlichen  Sache  be- 
gründen ; das  ist  die  Verleihung. 

Die  Verleihung,  Konzession,  ist  ein  allgemeines  Rechtsinstitut 
des  öffentlichen  Rechts,  welches  nach  verschiedenen  Richtungen 
zur  Anwendung  kommt. 

Der  gemeinsame  Grundbegriff  für  alle  Anwendungsfälle  ist 
der  eines  Verwaltungsaktes  von  gewissem  Inhalt.  Dieser  Inhalt 
muss  darin  bestehen,  dass  dem  Bürger  dadurch  rechtliche  Macht 
gegeben  werden  soll  „über  die  öffentliche  Verwaltung“. 

Und  zwar  soll  das  in  der  Weise  geschehen,  dass  er  etwas, 
was  zur  öffentlichen  Verwaltung  gehört,  ein  Stück  von  ihr  bildet, 
ihm  ausgeliefert  und  in  eigenen  Besitz  erhält.  (O.  Mayer  a.  a.  O., 
pag.  147.)  Die  Verleihung  ist  ein  Verwaltungsakt,  durch  welche 
einem  Bürger  rechtliche  Macht  gegeben  wird  über  ein  ausgeant- 
wortetes Stück  öffentlicher  Verwaltung. 

So  wird  im  Gesetze  vom  26.  Mai  1907  betref.  die  Nutzbar- 
machung der  Wasserkräfte,  die  Nutzbarmachung  aus  öffentlichen 
Gewässern  als  ein  Hoheitsrecht  des  Staates  erklärt.  In  Art.  1,  1.  c. 
und  in  Art.  3 ibidem  wird  ausgeführt,  dass  die  Nutzbarmachung  der 
dem  Staate  zustehenden  Wasserkräfte  auf  dem  Wege  der  Verleihung 
(Konzession)  geschehe.  Durch  die  Konzession  erwirbt  der  Kon- 
zessionär das  Recht,  unter  Vorbehalt  allfälliger  älterer,  rechtsbe- 
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ständiger  Ansprüche,  die  Wasserkraft  an  der  in  der  Konzessions- 
urkunde bezeichneten  Stelle,  in  dem  bewilligten  Umfange  und  in 
der  hierzu  vorgeschriebenen  Weise  zu  fassen  und  zu  dem  in  der 
Urkunde  bezeichneten  Zwecke  zu  verwenden.  Art.  10,  1.  c. 

Durch  die  Erteilung  einer  Konzession  an  Gemeinden,  Kor- 
porationen, Private  etc.  erhalten  diese  zugleich  das  Recht,  sowohl 
im  Bette  des  Gewässers  als  auch  auf  den  Grundstücken,  welche 
durch  das  Projekt  berührt  werden,  die  notwendigen  Messungen, 
Nivellierungen  und  übrigen  Untersuchungen  vorzunehmen.  Damit 
erhalten  Private  ein  Recht,  das  sonst  nur  dem  Exproprianden  ge- 
geben wird  und  das  Expropriationsrecht  wird  sonst  nur  zur  Er- 
stellung von  Werken  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  erteilt. 

Wis  haben  also  hier  eine  Ausdehnung  dieses  Rechtsinstituts  zu 
gunsten  von  Privaten. 

Die  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  aus  Privatgewässern 
unterliegt  wiederum  der  staatlichen  Aufsicht.  Für  jede  Wasserwerk- 
anlage an  solchen  Gewässern  ist  die  Bewilligung  des  Regierungs- 
rates einzuholen.  Art.  21,  1.  c.  Dieselbe  kann  aber  nur  aus  Grün- 
den des  öffentlichen  Wohles  verweigert  werden.  Hierin  finden  wir 
wieder  eine  Einschränkung  des  Eigentums  im  öffentlichen  Interesse. 

Eine  ähnliche  Beschränkung  des  Eigentums  an  Privatgewässern 
fanden  wir  schon  in  dem  mehrerwähnten  Gesetze  vom  3.  April 
1857,  indem  hier  wie  dort  diese  Beschränkungen  aufgestellt  wurden, 
um  Bauten  oder  Anlagen  zu  verhindern,  die  einen  Einfluss  auf 
den  Lauf  oder  die  Höhe  des  Wassers  oder  die  Sicherheit  des 
Bettes  und  der  Ufer  haben  könnten.  Der  Staat  oder  eine  Gemeinde 
können  aber,  wenn  sie  die  Wasserkraft  aus  einem  Privatgewässer 
zu  öffentlichen  Zwecken  benötigen,  die  Enteignung  derselben  ver- 
langen, Art.  21,  1.  c.,  eine  weitere  und  die  weitgehendste  Be- 
schränkung des  Eigentums  an  den  Privatgewässern. 

B.  Die  einzelnen  Beschränkungen  im  öffentlichen  Interesse 

insbesondere. 

Hierher  gehören  Vorschriften  aus  Bauordnungen  und  beson- 
ders aus  Strassen-  und  Strassenpolizeigesetzen. 

1.  Beschränkungen  infolge  der  Bauflucht  und  Alignementspläne. 

Die  Ausübung  des  Eigentums  ist  vielfach  beschränkt  auch  im  Hinblick  ^ 

auf  die  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinschaft  infolge  der  Verpflichtung  zur  Rück- 
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sichtsnahme  auf  dieselben  und  ihre  einzelnen  Mitglieder,  welche  die  schranken- 
lose Ausübung  nicht  zulässt. 

Eigentumsbeschränkungen,  d.  h.  Beschränkungen  in  der  Ausübung  des 
Eigentums,  soweit  sie  dem  öffentlichen  Recht  angehören,  im  öffentlichen  Inte- 
resse vorgesehen  sind,  haben  ihren  Grund  in  der  Strassen-,  Bau-  und  Gesund- 
heitspolizei. 

Der  Grundsatz,  nach  welchem  jedem  Eigentümer  die  öffentlich-rechtliche 
Pflicht  obliegt,  sein  Grundstück  in  einem  solchen  Zustande  zu  erhalten,  dass 
polizeilich  zu  schützende  Interessen  nicht  gefährdet  werden,  beruht  keineswegs 
auf  speziellen  Normen  des  Gesetzes,  sondern  auf  dem  Begriffe  des  Eigentums 
selbst  und  den  allgemeinen  Pflichten  des  Eigentümers,  ohne  welche  eine  geord- 
nete menschliche  Gesellschaft  überhaupt  nicht  bestehen  kann. 

Die  Sicherheit  eines  wachsenden  Verkehrs  macht  die  Veränderung  von 
Strassengrenzen  durch  Verbreiterung  oder  durch  Beseitigung  von  Ecken,  Winkeln 
notwendig.  Um  nun  diesen  sich  entwickelnden  Verkehrsbedürfnissen  zu  genügen, 
sind  die  staatlichen  Organe  dazu  gelangt,  für  die  einzelnen  Gemeinden  Aligne- 
mentspläne aufzustellen,  nach  welchen  bestimmt  wird,  dass  fortan  nach  gewissen 
neuen  Baulinien  gebaut  werden  soll.  In  diesen  Plänen  werden  die  für  die  Ort- 
schaft oder  den  betreffenden  Teil  derselben  erforderlichen  öffentlichen  Strassen, 
Plätze  und  Anlagen  eingezeichnet,  sie  sollen  für  die  Bauten  an  vorhandenen  und 
zu  erstellenden  Strassen,  Plätzen  und  Anlagen  die  Baulinien  und  die  Höhenlage 
der  Strassen  angeben.  Namentlich  ist  bei  der  Erstellung  der  Alignementspläne 
auf  die  Förderung  des  Verkehrs,  der  Feuersicherheit  und  der  öffentlichen  Gesund- 
heit Bedacht  zu  nehmen. 

a.  Bauart.  Aus  gesundheitlichen  Rücksichten,  um  den  Erfordernissen  der 
modernen  Hygiene  zu  entsprechen,  zum  Teil  aber  auch  aus  ästhetischen  Gründen, 
um  den  Ortschaften  ihren  ländlichen  Charakter  zu  bewahren,  lassen  Sumiswald, 
Grünen,  Wasen  etc.  nur  offene  Bauart  zu ; Städte  wie  Thun  und  Wangen  schreiben 
diese  Bauart  für  Aussen-Quartiere  vor,  während  für  das  Innere  der  Stadt  ge- 
schlossene Bauart  vorgeschrieben  ist ; Bern,  Burgdorf,  St.  Immer  etc.  schliessen 
sich  dem  an. 

Gemäss  dem  Gesetz  über  die  Strassenpolizei  vom  10.  Juni  1906  dürfen 
neue  Gebäude  jeglicher  Art  nicht  näher  als  3,60  Meter  von  den  Grenzen  der 
Strassenbahn  aufgeführt  werden.  Diese  Bestimmung  ist  in  sämtlichen  Bauregie- 
menten aufgenommen  worden.  Ebenso  schreiben  die  meisten  Bauregiemente  vor, 
dass  auf  alte  Fundamente  nur  in  solchen  Fällen  gebaut  werden  darf,  wo  es  nicht 
gut  angeht,  dieselben  zu  verlassen;  muss  dies  doch  geschehen,  so  ist  Ersatz  zu 
leisten.  Desgleichen  sind  die  Eigentümer  verpflichtet,  Terrain  für  Anlagen,  wie 
Strassen  und  öffentliche  Plätze,  abzutreten,  eventuell  kann  dies  auf  dem  Expro- 
priationswege geschehen.  Eine  Reihe  von  Bauregiementen  verlangen,  dass  die 
Gebäude  innen  und  aussen  gut  unterhalten  werden,  was  das  Recht  involviert 
(Worb),  diese  auch  auf  ihren  Zustand  zu  untersuchen.  Bern  und  Biel  verlangen 
sogar,  dass  die  Putzfassaden  mit  gefälligen  Farben  angestrichen  werden. 

Der  Eigentümer  eines  Baues  und  der  ausführende  Unternehmer  sollen  auf 
die  Sicherheit  des  Verkehrs  bei  den  Bauarbeiten  Bedacht  nehmen  und  es  sind 
in  dieser  Hinsicht  die  manigfachsten  Vorschriften  aufgestellt  worden. 
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b.  Bestimmungen  über  Ecken.  Bei  auszuführenden  Neubauten  bei  Kreu- 
zungspunkten steht  der  Baupolizei  das  Recht  zu,  gebrochene  Ecken  von  1,50 
bis  3 Meter  Kathetenlänge  vorzuschreiben.  Das  hiedurch  freiwerdende  Dreieck- 
terrain wird  stets  zum  Areal  geschlagen,  so  Laupen,  Bümpliz,  Schwarzenburg, 
Belp,  Bern. 

c.  Schuttablagerung.  Fast  sämtliche  Bauregiemente  schreiben  vor,  dass 
Baumaterialien,  Schutt  nur  mit  besonderer  Bewilligung  des  Gemeinderates  auf 
öffentlichen  Boden  abgelagert  werden  dürfen.  Grosshöchstetten  hat  sogar  die 
singuläre  Bestimmung,  dass  die  Baupolizeibehörde  das  Recht  haben  soll,  die 
entbehrliche  Erde,  welche  der  Eigentümer  bei  Ausgrabungen  von  Kellern  usw. 
erhält  und  nicht  selbst  verwendet,  soweit  notwendig,  für  Strassenablagerungen 
zu  verwenden. 

d.  Aus  dem  gleichen  Grunde  wie  Schuttablagerungen,  d.  h.  um  bestmög- 
lichst die  Strasse  stets  offen  zum  Verkehr  zu  halten,  verbietet  Bern  Dachauf- 
züge, deren  Benutzung  die  Inanspruchnahme  des  öffentlichen  Grundes  erfordert, 
ganz.  Burgdorf  verbietet  deren  Neuerstellung  und  verlangt  für  bestehende  deren 
feuerfesten  Verschluss. 

Spezielle  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  aufgestellten  Baulinien 
ergeben,  sind  folgende: 

e.  Verbot  von  Vorbauten  über  den  Strassen.  Fast  überall  wird  die  Er- 
stellung von  Freitreppen,  Terrassen,  Kellerhälsen  und  Aborten  über  die  Baulinie 
verboten  oder  nur  geduldet.  Desgleichen  dürfen  Lauben,  Erker,  Baikone,  Loggien, 
Dachvorsprünge  nicht  über  1,50  Meter  über  die  vorgeschriebene  Baulinie  hin- 
ausragen und  diese  Baulinie  wird  durch  die  Sockel  der  Gebäude  gebildet.  Zu- 
dem müssen  die  Vorsprünge  wenigstens  3,60  Meter  über  die  Strassenlinie 
erhoben  sein. 

Man  ist  hier  deshalb  nicht  allzu  strenge,  weil  gewisse  Teile  der  Gebäude 
aus  praktischen  oder  ästhetischen  Gründen  eine  Ausladung  über  die  glatte  Ge- 
bäudewand erfordern.  Eine  allzu  grosse  Anwendung  der  Verbote  von  Vorbauten 
hätte  Unzukömmlichkeiten  zur  Folge  und  würde  zum  wenigsten  einer  Stadt  ein 
monotones  Aussehen  verleihen. 

/.  Vorbauten  an  den  Strassen.  Tritte,  Wehrsteine,  in  Zweisimmen  sogar 
Schuheisen,  dürfen  auf  dem  Boden  der  Gemeinde  nicht  erstellt  werden. 

Türen,  Tore  und  Fensterladen  etc.  sollen  sich  nicht  nach  aussen  öffnen, 
wenn  sie  beim  Öffnen  über  die  Strasse  hinausragen.  So  in  fast  allen  Ortschaften 
mit  ländlichem  Charakter.  Bern,  Biel  und  Thun  erlauben  dies  in  einer  Höhe  von 
2,50  Meter  über  der  Strasse.  Stören  dürfen  überall  nicht  unter  zwei  Meter  über 
dem  Trottoir  angebracht  werden. 

Langenthal,  Steffisburg,  Bümpliz,  Matten  gestatten  die  Neuerrichtung  von 
Aufzugladen  mit  Gewichten  und  Kellerhälse  nicht  mehr. 

Das  Baureglement  von  Bern  hat  in  den  Art.  24  und  25  noch  spezielle 
Bestimmungen,  die  sich  auf  Lauben,  Gässlein,  Kellereingänge,  Boden  der  Lauben 
beziehen.  Wir  können  aber  hier  nur  darauf  hinweisen,  es  sind  dieselben  der 
eigenen  Bauart  der  Stadt  entsprungen. 

g.  Vorbauten  hinter  den  Strassen.  Die  meisten  Ortschaften,  die  eine 
offene  Bauart  vorschreiben  oder  zulassen,  gestatten  zugleich,  dass  neue  Gebäude 
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mit  freistehenden  Seitenfronten  in  beliebiger  Entfernung  von  der  Baulinie,  aber 
nur  in  paralleler  Richtung  mit  dieser,  ausgeführt  werden  müssen,  so  Saanen, 
Sumiswald,  Grünen,  Wasen,  Laupen,  Herzogenbuchsee,  Bümpliz,  Schwarzenburg, 
Matten,  Wilderswil,  Zweisimmen.  Zugleich  wird  aber  dann  vorgeschrieben,  wie 
der  Abschluss  bei  dieser  Bauweise  gegen  die  Strasse  zu  geschehen  hat.  Meistens 
darf  der  Abschluss  bis  an  die  Strasse  gehen,  muss  aber  dann  bei  Erstellung 
eines  Trottoirs  um  die  Breite  desselben  zurückgestellt  werden. 

In  bezug  auf  die  Einfriedigungen  an  den  Strassen  schreiben  Bern,  Thun, 
St.  Immer  vor,  dass  die  Höhe  derselben  nicht  weniger  als  ein  Meter  und  nicht 
mehr  als  2,50  bis  3 Meter  betragen  dürfe.  Oberhofen  setzt  die  zulässige  Höhe 
auf  zwei  Fuss  fest.  Die  Einfriedigungen  müssen  gegen  die  Einwirkung  des  Ver- 
kehrs widerstandsfähig  und  für  die  Vorübergehenden  gefahrlos  und  nicht  beläs- 
tigend sein. 

Grünhäge  müssen  beschnitten  werden.  Auf  Beatenberg  dürfen  diese  Grün- 
häge  auf  der  Seite  gegen  den  See  einen  Meter  nicht  überragen,  die  oberen 
Enden  von  krummen  Zaunstecken  bei  Holzzäunen  sind  von  der  Strasse  oder 
dem  Wege  abwärts  dem  Grundstücke  zuzukehren.  (Fremdenverkehr.) 

h.  Die  Hauseigentümer  sind  zudem  verpflichtet,  den  Abfluss  des  Regen- 
wassers und  anderer  Flüssigkeiten  auf  den  Strassen  zweckmässig  zu  regeln.  In 
Städten  und  in  allen  Ortschaften  müssen  alle  Dächer  mit  feuerfesten  Dachtraufen 
und  Ablaufrohren  bis  auf  den  Erdboden  versehen  sein,  die  das  Wasser  auf  eine 
unschädliche  Art  ausgiessen.  Städte  und  Oberhofen  verlangen,  dass  das  Wasser 
unterirdisch  in  Röhren  abgeleitet  werde.  Gebäude,  deren  Dächer  auf  Strassen 
oder  Trottoirs  ausladen  und  eine  gewisse  Neigung  haben,  müssen  mit  Schnee- 
fängern versehen  sein,  so  Bern,  Belp,  Beatenberg,  Zweisimmen,  Thun,  St.  Immer. 
Thun,  St.  Immer,  Bern  untersagen  zudem  das  Ausmündenlassen  von  Rauch-  oder 
Dampfröhren,  sowie  von  aussen  sichtbare  Abort-  und  Schüttsteinableitungen  gegen 
Strassen,  Plätze  und  Wege. 

2.  Zu  den  Baubeschränkungen,  welche  im  allgemeinen  Interesse  gefordert 
werden,  müssen  noch  diejenigen  erwähnt  werden,  welche  dem  Gebiete  der 
Wasserpolizeigesetzgebung  angehören.  Wir  finden  vielfach  Vorschriften,  welche 
die  Störung  der  Wasserstrassen  zu  verhindern  bestimmt  sind.  Solche  Beschrän- 
kungen treffen  wir  auch  bei  Gewässern,  welche  nicht  schiffbar  sind,  sondern 
welche  insofern  eines  Schutzes  bedürfen,  als  sie  zu  Kanalisations-  oder  zu  indu- 
striellen Zwecken  ausgenützt  werden.  Es  geschieht  dies  aus  feuerpolizeilichen 
Rücksichten  zum  Teil,  vor  allem  aber  aus  wasserbaupolizeilichen. 

So  sagen  Münsingen,  Sumiswald,  Herzogenbuchsee,  Langenthal,  Steffis- 
burg, Worb  und  Strättligen,  dass  an  einem  Bache  nur  unter  Schonung  und  Sicherung 
der  auf  dieser  Bachstrecke  haftenden  öffentlichen  und  privaten  Rechte  gebaut 
werden  dürfe.  Dem  fügt  Langenthal  noch  bei,  dass  Privateigentümer  vom  Ge- 
meinderat angehalten  werden  können,  ihre  Bachmauern,  sofern  solche  als  schadhaft 
befunden  werden,  reparieren  oder  neu  erstellen  zu  lassen.  Vorbehalten  bleiben 
überall  die  Bestimmungen  der  Gesetze  über  die  Wasserpolizei.  Es  sei  hier  kurz 
noch  der  Leinpfad  als  weitere  Beschränkung  erwähnt. 

3.  Aus  Gründen  der  Feuersicherheit.  Eine  jede  Behörde  hat  ein  gewich- 
tiges Interesse  daran,  dass  die  Bauten  namentlich  in  Dörfern,  grösseren  Ort- 
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schäften,  Stadt  und  Städtchen  der  allgemeinen  Sicherheit  wegen  möglichst  feuer- 
fest gebaut  werden.  Durch  grössere  Brandkatastrophen  wird  nicht  nur  der  Ein- 
zelne, sondern  auch  die  ganze  nähere  und  weitere  Gemeinschaft  in  Mitleiden- 
schaft gezogen.  Zudem  ist  der  Staat  noch  Versicherer,  er  ist  Eigentümer  der 
kantonalen  Brandversicherungsanstalt  gemäss  Gesetz  vom  30.  Oktober  1881,  eine 
Anstalt,  die  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  gegründet  wurde,  und  hat 
auch  in  dieser  Hinsicht  für  seine  Interessen  zu  sorgen. 

Die  Vorschriften,  die  in  dem  Dekrete  betref.  die  Feuerordnung  vom  1. 

Februar  1897  enthalten  sind,  haben  wir  schon  im  ersten  Teil  unserer  Arbeit  er- 
wähnt. Sie  sind  manigfacher  Art  und  berühren  alle  erdenklichen  Materien  und 
sind  sehr  eingehend  behandelt  worden.  Wir  können  uns  deshalb  begnügen,  im 
grossen  ganzen  darauf  hinzuweisen  und  bemerken  noch,  dass  die  meisten  Ge- 
meinden des  Kantons  in  ihren  Bauregiementen  einfach  auf  das  eingangs  erwähnte 
Dekret  verweisen,  andere  haben  kurze  eigene  Bestimmungen,  andere  wieder  wie 
z.  B.  Steffisburg,  haben  wieder  ausführliche  Bestimmungen  über  die  Feuerpolizei 
getroffen. 

Wir  erwähnen  als  Singularitäten:  Herzogenbuchsee,  Langenthal,  Biimpliz 
und  Grindelwald  verlangen,  dass  auch  die  Dachlichter  mit  Fenstern  oder  ganzen 
Verschlussladen  verschliessbar  gemacht  werden.  Wir  haben  schon  gesehen,  dass 
Dachaufzüge,  wo  dieselben  geduldet  sind,  mit  einem  feuersicheren  Verschluss 
versehen  werden  müssen. 

Ortschaften,  welche  in  der  sog.  Föhnzone  sich  befinden,  wie  z.  B.  Grin- 
delwald und  Meiringen,  haben  deshalb  scharfe  Bestimmungen  über  den  Bau  von 
Häusern,  die  hier  näher  erwähnt  werden  müssen. 

Im  engern  Dorfbezirk  Grindelwald  müssen  alle  Neubauten  in  Aussen- 
wänden  aus  Stein  oder  aus  Rieg  mit  solidem  Verputz  erstellt  werden.  Hölzerne 
Lauben  an  Neubauten  sind  nicht  gestattet.  Für  Scheunen  ohne  Feuerstätte  ist 
der  Holzbau  gestattet,  wenn  die  der  Hauptrichtung  des  Föhnes  zugekehrte  Wand 
(Morgenseite)  ganz  aus  massiver  Mauer  oder  ohne  Oeffnung  erstellt  wird. 

Ausserhalb  des  engern  Ortsbezirks  sind  Bauten  aus  Holz  gestattet.  Hart- 
bedachung wird  in  Grindelwald  wie  in  sämtlichen  andern  Gemeinden  des  Kan- 
tons verlangt.  Auch  die  Dachrinnen  müssen  aus  feuerfestem  Material  bestehen. 

Die  Gemeinde  Meiringen  hat  besondere  Vorschriften  für  die  Ortschaften  Stein, 

Sandstein,  und  Meiringen:  Hier  müssen  alle  Umfassungswände  von  Gebäuden 
mit  Feuereinrichtung  aus  Stein  und  feuerfesten  Materialien  erstellt  werden.  In 
den  Weilern  Eisenbolgen  und  Hausen  sind  Bauten  mit  Rieg  und  solidem  Ver- 
putz gestattet. 

In  den  übrigen  Ortschaften  der  Gemeinden  sind  Gebäude  aus  Holz  ge- 
stattet, jedoch  müssen  die  Scheunen  in  der  Talsohle  auf  der  Ostseite  bis  ans 
Dach  mit  gut  schliessendem  Windtäfel  versehen  sein. 

Eine  fernere  Bestimmung  muss  noch  erwähnt  werden,  die  ebenfalls 
grössten  Teils  aus  feuerpolizeilichen  Gründen  aufgestellt  wurde,  offenbar  eine 
Bestimmung,  um  die  Bewegung  der  Feuerwehr  zu  erleichtern,  und  die  besteht 
darin,  dass  von  Grundeigentümern  Anfahrten  ihres  Eigentums  mit  einer  Strasse 
hergestellt  werden  müssen.  Immerhin  muss  die  Anlage  öffentliche  Pflanzungen  / 

und  Anlagen  schonen.  So  Steffisburg,  Matten,  Meiringen,  Bern,  St.  Immer.  Nicht 
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zu  vergessen  sind  die  Vorschriften  in  bezug  auf  Treppen;  dieselben  müssen  solid, 
kunstgerecht  und  ausreichend  hell  sein.  Bern,  Thun,  Biel,  St.  Immer,  Burgdorf. 

In  den  Städten  wie  Thun,  St.  Immer,  Aarberg  und  Bern  ist  die  Einrich- 
tung von  lärmenden,  oder  feuergefährlichen  Anlagen  nicht  gestattet.  An  Haupt- 
gassen der  Städte  und  in  der  Nähe  von  Kirchen,  Schulen  und  Krankenhäusern 
müssen  gewerbliche  Anlagen,  bei  welchen  gesundheitliche  Bedenken  vorliegen, 
von  andern  Gebäuden  getrennt  sein.  Als  weitere  Baubeschränkung  aus  feuer- 
polizeilichen Gründen  muss  die  Bestimmung  erwähnt  werden,  dass  Gebäude  mit 
Feuerstätten  nur  in  einer  Entfernung  von  50 — 90  Meter  von  einem  Walde  er- 
richtet werden  dürfen.  So  Spiez,  Sumiswald,  Belp,  Bern,  Worb,  Strättligen. 

Am  Schlüsse  sei  erwähnt,  dass  einige  Gemeinden,  z.  B.  Münchenbuchsee 
und  Langenthal,  verlangen,  dass  die  Blitzableiter  stets  in  gutem  Zustande  er- 
halten werden. 

4.  Aus  Rücksicht  der  allgemeinen  Gesundheit.  Auch  hier  liegt  es  in  der 
Aufgabe  des  Staates,  für  das  Wohl  und  die  Gesundheit  seiner  Untergebenen  zu 
sorgen.  Zu  diesem  Zwecke  muss  die  Baufreiheit  eingeschränkt  werden  und  zwar 
in  bezug  auf  die  Gebäudehöhe.  So  lassen  St.  Immer,  Thun,  Interlaken,  Bern 
5 Stockwerke  zu,  Burgdorf  4,  Wangen  3,  Oberhofen  deren  2.  An  gleichen  Orten 
finden  wir  Bestimmungen  über  Licht-  und  Luftschächte.  Auch  verlangen  die 
Bauregiemente  obenerwähnter  Ortschaften  nebst  Aarberg,  Münchenbuchsee,  Spiez, 
Grosshöchstetten,  dass  jedes  bewohnte  Grundstück  wenn  möglich  mit  Trink- 
wasser versorgt  sei. 

Städte  und  Ortschaften  haben  Vorschriften  über  Zutritt  von  Licht  und 
Luft,  jeder  Wohn-  und  Schlafraum  soll  wenigstens  ein  Fenster  haben,  alle  Wohn- 
ungen sollen  eine  lichte  Höhe  von  wenigstens  2,10 — 2,40  Meter  haben.  Dach- 
kammern müssen  eine  gewisse  Höhe  haben;  Keller  und  Lokalitäten  und  Stall- 
ungen sind  als  Wohnräume  verboten. 

Der  Baugrund  aller  Wohn-  und  Arbeitsräume  soll  trocken  sein.  Jeder 
Wohnraum  muss  heizbar  sein  und  jede  Wohnung  soll  einen  Abtritt  haben ; es 
sind  diese  Aborte  zudem  von  andern  Räumlichkeiten  zu  trennen.  So  Thun, 
St.  Immer,  Bern,  Aarberg,  Burgdorf,  Biel,  Unterseen.  Auch  die  Pissoirs  bleiben 
in  den  Städten  nicht  unerwähnt,  es  müssen  dieselben  mit  wasserdichtem  Material 
bekleidet  werden. 

Im  Anschlüsse  hieran  enthalten  die  Bauregiemente  der  sechs  mehrer- 
wähnten Städtchen  und  Städte  Bestimmungen  über  das  Material  und  die  Art  und 
Weise  der  Ableitung  für  Abwasser,  Sammel-  und  Versickerungsgruben.  Die  Auf- 
bewahrung von  Abgängen  ist  innerhalb  der  Städte  untersagt.  In  den  Dorfschaften 
dürfen  neue  Düngerplätze,  Kehricht-  und  Schutthaufen  und  Güllenlöcher  nicht 
angelegt  werden;  alte  sind  gut  einzumachen  und  zu  decken. 

Bauten  zu  Wohnungszwecken  dürfen  nur  successive  in  gewissen  Zeit- 
räumen fertig  gestellt  (Steffisburg)  und  nur  bezogen  werden,  wenn  sie  ausge- 
trocknet sind,  so  Steffisburg,  Grosshöchstetten,  Bern,  St.  Immer  und  Aarberg. 

Stallungen  müssen  von  Wohnungen  getrennt  sein.  Innerhalb  der  Stadt 
dürfen  keine  neuen  Heubühnen  noch  Stallungen  erstellt  werden,  so  St.  Immer, 
Thun,  Bern.  Bümpliz  und  Matten  verbieten  nur  Scheunen  an  öffentlichen  Strassen 
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und  Plätzen,  wenn  sie  nicht  hinter  Wohnhäusern  erstellt  sind ; sonst  müssen  sie 
wenigstens  20  Meter  von  der  Strasse  entfernt  sein. 

In  Bern  dürfen  für  Anstrich  der  Gebäude  keine  blendenden,  in  gesund- 
heitlicher Beziehung  nachteiligen  Farben  verwendet  werden.  In  Biel  müssen  die 
Putzfassaden,  wie  erwähnt,  mit  gefälligen  Farben  angestrichen  werden. 

5.  Aus  Rücksicht  der  allgemeinen  Sicherheit  und  Wohlfahrt.  Dass  der 
Baugrund  aller  Wohn-  und  Arbeitsräume  trocken  sein  muss,  haben  wir  schon 
oben  gesehen. 

Hier  kommen  in  Betracht  die  Vorschriften  über  das  bei  Bauten  zu  ver- 
wendende Material.  So  schreiben  fast  alle  Bauregiemente  vor,  dass  das  Material 
hiezu  gut  und  solid  sein  muss,  in  den  engern  Dorfbezirken  nur  feuerfestes  Ma- 
terial. Steffisburg  verbietet  sogar  die  Verwendung  von  Hohlziegeln,  Torfsteinen 
und  Luftziegeln  zu  Feuermauern.  Bern  und  St.  Immer  schreiben  noch  vor,  was 
für  Steinarten  bei  Fassaden  gebraucht  werden  dürfen.  Zudem  darf  ein  Gebäude 
nicht  erhöht  werden,  wenn  die  Umfassungsmauern  nicht  in  gutem  Zustande 
sind,  auch  die  Vorschriften  über  die  Höhe  der  Bauten  überhaupt  müssen  hier 
wiederholt  werden. 

Nebst  der  Verpflichtung,  gut  und  solid  zu  bauen,  finden  wir  überall  Be- 
stimmungen über  die  Verpflichtung,  die  Gebäude  und  Fassaden  gut  zu  unterhalten. 

Spezielle  Vorschriften  haben  Bern,  Thun,  St.  Immer  für  grössere  Versamm- 
lungslokale und  dergleichen;  es  sind  dieselben  bedingt  durch  die  Gefahr,  die 
durch  grössere  Ansammlungen  von  Menschen  für  das  Publikum  entstehen. 

Bern,  Thun,  St.  Immer,  Burgdorf,  Langenthal  etc.  verlangen  noch,  dass 
Treppen,  Galerien,  Altanen,  Baikone  und  dergleichen  nebst  Brüstungen  vor 
Fenstern  unter  0,65  Meter  Höhe  mit  schützenden,  sichern  Geländern  oder  son- 
stigen Sicherheitsvorrichtungen  versehen  werden  sollen. 

Weiter  werden  überall  diejenigen  Vorsichtsmassregeln  vom  Bauherrn  ver- 
langt, welche  das  Publikum  beim  Bauen,  Abbrechen  oder  Reparieren  von  Ge- 
bäuden zu  schützen  imstande  sind.  Ebenso  müssen  die  Baugerüste  in  gutem 
Zustande  sein. 

6.  Aus  architektonischen  und  ästhetischen  Gründen  und  zu  gunsten  blosser 
Annehmlichkeiten.  Lyss  gibt  dem  Gemeinderat  das  Recht,  Gebäude,  die  auf  die 
umgebende  Quartieranlage  störend  wirken,  zu  verbieten.  Hierher  gehört  wohl 
auch  die  Verpflichtung  der  Grundeigentümer,  die  Fassaden  der  Häuser,  die  gegen 
die  Strasse  gekehrt  sind,  zu  unterhalten  und  Bümpliz  verlangt  dies  überdies 
noch  für  die  Einfriedigung.  Aus  demselben  Grunde  enthalten  die  Bauregiemente 
Bestimmungen  über  den  Wiederaufbau  abgebrannter  oder  eingerissener  Häuser 
inmitten  einer  Strasse  mit  geschlossener  Bauart;  eine  solche  Lücke,  wenn  sie 
stehen  bleiben  würde,  wäre  in  der  Lage,  ein  ganzes  Stadtbild  zu  verderben  und 
das  muss  vermieden  sein. 

Die  Stadt  Bern  hat  in  dieser  Hinsicht  eigene  und  scharfe  Bedingungen. 

Um  das  Strassenbild  nicht  durch  unschöne  Bauten  zu  verunglimpfen,  wird 
die  Erstellung  von  Scheunen  an  dieselben  verboten,  so  u.  a.  Matten  und  Saanen. 
Saanen  geht  noch  weiter  und  verbietet  an  der  Hauptstrasse  die  Errichtung  von 
einstöckigen  Häusern. 
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Aus  ästhetischen  Gründen  vorab,  um  den  Ortschaften  ihren  ländlichen 
Charakter  zu  wahren,  sowohl  wie  aus  gesundheitlichen  Rücksichten  schreiben 
z.  B.  Sumiswald,  Wasen,  Grünen  vor,  dass  nur  offene  Bauart  gestattet  werde. 

Als  weitere  Baubeschränkung  aus  Gründen  der  Ästhetik  sei  noch  die- 
jenige erwähnt,  die  ihren  Ausdruck  in  den  Vorschriften  über  Dachschräge  und 
Dachvorsprünge  findet.  Dächer  dürfen  nur  ein  Profil  von  45  Graden  z.  B.  mit 
einem  Meter  Vorsprung  und  nur  eine  gewisse  Höhe,  je  nach  den  Fassaden, 
haben,  so  Bern,  Burgdorf,  Thun,  Spiez,  Oberhofen,  Neuveville,  Sumiswald,  Laupen. 

Eine  letzte  Baubeschränkung  darf  nicht  übergangen  werden  und  das  ist 
eine  Bestimmung  (die  manchen  Freund  der  Natur  oder  des  Heimatschutzes  freuen 
wird),  die  Bern  und  Grosshöchstetten  aufgestsllt  haben  und  die  dahingeht,  dass 
Reklamenbilder,  Aufschriften  und  sonstige  Vorrichtungen  zu  Reklamezwecken, 
sowie  Bemalungen,  welche  das  Strassenbild  oder  die  landschaftliche  Umgebung 
verunstalten  oder  die  Erscheinung  vorhandener  insbesondere  historischer  Bauten 
wesentlich  beeinträchtigen,  untersagt  sind. 


§ 10.  Verhältnis  der  öffentlich-rechtlichen  Baubeschrän- 
kungen zu  den  privatrechtlichen. 

Es  dürfte  angezeigt  sein,  hier  zu  untersuchen,  worin  sich  die 
beiden  Arten  von  Beschränkungen  eigentlich  von  einander  unter- 
scheiden und  wie  sie  sich  gegenseitig  ausschliessen  oder  ergänzen 
können. 

Vorab  ist  festzustellen,  dass  es  auf  dem  Gebiete  der  Bauge- 
setzgebung nirgends  einheitliches  Recht  gibt,  in  der  Weise,  dass 
öffentlich-rechtliche  und  privatrechtliche  Baubeschränkungen  in 
allen  Staaten  auf  Grund  eines  Gesetzes  gleichmässig  und  koordi- 
niert gelten  würden.  Im  Kanton  Bern  hat  der  Staat  mit  dem  so 
oft  erwähnten  Gesetz  vom  15.  Juli  1894  die  Linien  im  grossen 
ganzen  angegeben,  den  Rahmen  aufgestellt,  nach  welchem  und 
innert  welchem  sich  die  Alignements-  und  baupolizeilichen  Vor- 
schriften zu  bewegen  hatten.  Der  Staat  regelte  eingehend  nur  die 
Vorschriften  öffentlich-rechtlicher  Natur,  es  den  einzelnen  Gemein- 
den überlassend,  auf  diesem  Gebiete  noch  andere  Bestimmungen 
aufzustellen  und  speziell  auf  nachbarrechtlichem  Gebiete  Vor- 
schriften, die  die  Beziehungen  der  Anstösser  zu  einander  regeln 
sollten,  zu  erlassen.  Denn  eine  Rechtseinheit  auf  diesem  Gebiete 
zu  schaffen  war  unmöglich,  indem  es  hier  völlig  auf  lokale  Ver- 
hältnisse ankommt,  vor  allen  Dingen  auf  den  grossen  Gegensatz 
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zwischen  Stadt  und  Land.  Ländliche  Gebiete  kann  man  in  keiner 
Weise  so  strengen  Baubeschränkungen  unterwerfen,  wie  grössere, 
verkehrsreiche  Gemeinwesen.  Neben  den  privatrechtlichen  Baube- 
schränkungen der  Zivilgesetzbücher  — hier  Zivilgesetzbuch  und 
Code  civil  — welche  prinzipielle  Geltung  haben  für  einen  Kan- 
tonsteil, existieren  die  privatrechtlichen,  die  nur  auf  einen  kleinen 
Herrschaftsbereich  Geltung  haben.  Diese  letzteren  Baubeschrän- 
kungen ergänzen  und  modifizieren  diejenigen  des  Zivilgesetzbuches. 
Die  Baubeschränkungen  öffentlich-rechtlicher  Natur  sind  nicht  in 
einem  einzigen  alles  umfassenden  Gesetze  geregelt.  Wir  finden 
solche,  wie  oben  erwähnt,  neben  dem  Gesetz  betref.  Aufstellung 
von  Alignementsplänen  und  baupolizeilichen  Vorschriften  von  Ge- 
meinden im  Strassenpolizeigesetz,  in  der  Feuerordnung,  im  Kreis- 
schreiben betref.  Schindeldachbewilligung  etc. 

Dieser  Grundcharakter  der  öffentlich-rechtlichen  Baubeschrän- 
kungen weist  hin  auf  ein  unmittelbares  Interesse,  das  der  Staat 
an  der  Einhaltung  dieser  Baubeschränkungen  hat.  Diese  Baube- 
schränkungen können  durch  Privatdisposition  nicht  geändert  werden. 
Dass  dies  nicht  zulässig  ist,  zeigen  schon  die  Strafen,  welche  auf 
die  Nichtbefolgung  dieser  Bauvorschriften  gesetzt  werden.  Wir 
finden  diese  Strafen  in  nahezu  allen  Bauregiementen. 

In  dieser  Tatsache,  in  dem  Ausschluss  der  Privatdisposition, 
liegt  der  Kardinalpunkt  im  Unterschiede  der  Baubeschränkungen 
öffentlicher  uud  privatrechtlicher  Natur. 

Bei  Baubeschränkungen  gemischter  Natur  entscheidet  der 
Wille  des  Gesetzgebers,  der  Zweck  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
Gesetzes,  oder  die  Tatsache,  dass  die  Vorschrift  in  einem  dem 
öffentlichen  Interesse  dienenden  Gesetze,  z.  B.  einer  Bauordnung 
nicht  in  einem  Nachbarrechtsgesetz,  aufgestellt  ist. 

Kasuistik : Baubeschränkungen  rein  privatrechtlicher  Natur. 
Die  Bestimmung  in  Ortschaften  mit  offener  Bauweise,  dass  eine 
gewisse  Distanz  zu  den  Märchen  des  Nachbars  innegehalten  wer- 
den muss,  ist  rein  nachbarrechtlicher  Natur.  Denn  durch  ver- 
schiedene Modalitäten  lassen  sich  dieselben  durch  Privatdisposition 
abändern.  (Sumiswald,  Grünen,  Wasen.) 

Das  gleiche  ist  zu  sagen  in  bezug  auf  Erker,  Baikone,  die 
ohne  Zustimmung  des  Nachbars  nicht  näher  als  1,50  Meter  an 
dessen  Marche  heraustreten  dürfen.  Mit  des  Nachbars  Einwilligung 
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können  Einfriedigungen  auch  auf  die  Marche  gesetzt  werden  und 
Scheidemauern  zwischen  Gärten  dürfen  ohne  diese  Einwilligung 
eine  gewisse  Höhe  nicht  überschreiten. 

Auch  die  Bestimmung  über  das  Tretrecht  muss  als  eine  privat- 
rechtliche betrachtet  werden,  es  lässt  sich  dasselbe  ganz  gut  durch 
Vertrag  hinwegbedingen. 

Die  Vorschriften  über  die  Scheidemauern  bei  Häusern  er- 
scheinen als  Baubeschränkungen  gemischter  Natur,  obgleich  sie 
in  allen  Bauregiementen  zu  den  nachbarrechtlichen  Baubeschrän- 
kungen gerechnet  werden.  Wir  finden  in  denselben  Bestimmungen 
über  die  Benutzung  dieser  Mauern,  das  Eigentum  derselben,  welche 
nachbarrechtlicher  Natur  sind.  Bei  Vorschriften  über  deren  Bauart, 
sowie  die  Bestimmung,  dass  diese  Scheidemauern,  weil  zugleich 
als  Brandmauer  dienend,  fenster-,  tür-  und  nischenlos  erbaut  werden 
müssen,  sind  wieder  vollständig  öffentlich-rechtliche,  es  entspringen 
dieselben  dem  Dekret  über  die  Feuerordnung  von  1897  und  sind 
aus  Gründen  der  öffentlichen  Sicherheit  wegen  der  Feuergefahr 
erstellt  worden. 

Ähnlicher  Art  sind  die  Vorschriften  über  die  Anlagen  von 
Düngergruben  und  dergleichen.  Obgleich  diese  Beschränkungen 
das  Wohnen  viel  angenehmer  machen,  so  sind  dieselben  doch  in 
erster  Linie  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  der  Gesundheit 
erstellt  worden;  es  können  die  hier  innezuhaltenden  Distanzen  oder 
die  Art  deren  Errichtung  nicht  durch  Privatdisposition  abgeändert 
werden.  Dies  trifft  auch  zu  für  die  Bestimmungen  für  gewerbliche 
Anlagen  an  Hauptgassen  der  Stadt  oder  in  der  Nähe  von  Kirchen, 
Schulen  und  Krankenhäusern.  Anders  ist  es  zu  halten  mit  den- 
jenigen Arten  des  Geschäftsbetriebes,  welche  üble  Ausdünstungen, 
starker  Rauch  und  Staubentwicklung,  heftige  Geräusche  oder  be- 
deutende Erschütterungen  verursachen.  Diese  Einwirkung  in  sein 
Eigentum  kann  der  Nachbar  wohl  dulden,  er  braucht  es  aber  nicht. 

Von  der  Unterscheidung  von  Bauvorschriften  öffentlich-recht- 
licher und  privater  Natur  hängt  auch  die  Frage  ab,  ob  die  Be- 
hörde oder  ein  Privatmann  zur  Einsprache  berechtigt  ist. 

Mit  bezug  auf  die  Wahrung  rein  öffentlicher  Interessen  er- 
scheinen nur  die  staatlichen  Organe  als  einspruchsberechtigt.  Doch 
ausnahmsweise  kann  auch  eine  Privatperson  an  Stelle  oder  an  die 
Seite  der  Behörde  treten,  falls  sie  ein  unmittelbares  Interesse  an 
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einer  öffentlich-rechtlichen  Baubeschränkung  hat,  welche  bestimm- 
ten Grundstücken  auferlegt  ist.  So  kann  sich  also  ein  Privater  sehr 
wohl  mit  einer  privatrechtlichen  Einsprache  auf  eine  Bestimmung 
der  Strassengesetze  berufen  zur  Begründung  einer  Bauinhibition, 
sofern  er  nur  ein  unmittelbares  Interesse  an  der  Beibehaltung  des 
bisherigen  Zustandes  hat  und  wenn  dieses  Interesse  aus  der  Lage 
eines  Grundstückes  erfolgt. 


§ 11.  Verhältnis  der  Baubeschränkungen  zum  Zivil- 
gesetzbuch. 

Welche  Beschränkungen  werden  nun  unter  dem  Zivilgesetz- 
buch fortbestehen  und  welche  werden  mit  Inkrafttreten  desselben 
untergehen  ? 

Zur  Lösung  dieser  Frage  verweisen  wir  vorab  auf  die  in  § 2 
über  das  Geltungs-  und  Anwendungsgebiet  des  Z.  G.  B.  enthal- 
tenen Ausführungen. 

Dort  haben  wir  gesehen,  dass  gemäss  Art.  51  der  Einführungs- 
und Übergangsbestimmungen  mit  Inkrafttreten  des  Z.  G.  B.  die 
privatrechtlichen  Bestimmungen  der  Kantone  aufgehoben  sind,  so- 
weit nicht  bundesrechtlich  etwas  anderes  vorgesehen  ist.  Um  nun 
die  Bestimmungen  des  Art.  5 und  51  der  Einführungs-  und  Über- 
gangsbestimmungen für  die  Lösung  heranzuziehen,  was  von  den 
angeführten  baupolizeilichen  Vorschriften  nach  Inkrafttreten  des 
Z.  G.  B.  zu  Recht  bestehend  und  was  untergehen  werde,  so  fin- 
den wir: 

Dass  gemäss  Art.  6,  1.  c.  die  Kantone  in  ihren  öffentlichen 
rechtlichen  Befugnissen  durch  das  Zivilrecht  nicht  beschränkt  wer- 
den. Die  baupolizeilichen  Vorschriften  aus  öffentlichen  Interessen 
werden  also  von  dem  neuen  Zivilgesetzbuch  nicht  berührt.  Wir 
verweisen  hier  übrigens  noch  auf  Art.  3 B.  V. 

Das  Zivilgesetzbuch  hat  in  den  Art.  5 und  686,  688,  695, 
697,  702,  703,  709  den  Kantonen  die  Befugnis  eingeräumt,  in 
diesen  Punkten  weitere  Vorschriften  aufzustellen.  Art.  686,  der 
speziell  von  Bauvorschriften  spricht,  behält  den  Kantonen  aus- 
drücklich die  Befugnis  zum  Erlasse  rein  nachbarrechtlicher  Be- 
schränkungen vor. 
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Es  können  also  die  Kantone  Baubeschränkungen  rein  nach- 
barrechtlicher Natur  erlassen,  und  dies  geschieht  durch  die  kan- 
tonalen Einführungsgesetze.  Die  bestehenden  Gesetze  aber,  auch 
die  baupolizeilichen  Vorschriften  nachbarrechtlicher  Natur,  welche 
in  den  Gemeinderegiementen  aufgestellt  wurden,  bleiben,  sofern 
in  den  Rahmen  des  Z.  G.  B.,  speziell  des  Art.  686,  hineinpassend, 
bestehen. 

Das  gleiche  ist  zu  sagen  mit  dem  Gesetz  betref.  die  Auf- 
stellung von  Alignements-  und  baupolizeilichen  Vorschriften  durch 
die  Gemeinden  vom  15.  Juli  1894.  Art.  18,  Ziffer  1 derselben,  in 
welchen  es  den  Gemeinden  überlassen  wird,  Bestimmungen  über 
nachbarrechtliche  Verhältnisse,  welche  mit  dem  Bauwesen  in  Zu- 
sammenhang stehen,  aufzustellen,  bleibt  ebenfalls,  soweit  die 
Kantone  legiferieren  können,  bestehen. 


Schlussbemerkungen. 

Die  zurzeit  im  Kanton  Bern  in  den  verschiedenen  Bauregie- 
menten der  Gemeinden  enthaltenen  Beschränkungen  des  Grund- 
eigentums aus  Gründen  des  Nachbarrechts  werden,  wie  schon 
erwähnt,  mit  dem  31.  Dezember  1911  ihr  Ende  finden.  DasZ.  G.  B. 
hat  sich  aber  dieses  Gebietes  schon  in  weiterem  Masse  ange- 
nommen; wir  verweisen  hier  nochmals  auf  die  Art.  684,  685,  687 
bis  689  1.  c. 

Die  Grenzen,  innert  welchen  der  Grundeigentümer  sich  auf 
das  Grundstück  seines  Nachbars  gewisse  Eingriffe  erlauben  darf, 
die  sich  aus  der  Bewirtschaftung  notwendig  ergeben  oder  innert 
welchen  er  gewisse  Vorkehrungen,  die  sonst  erlaubt  wären,  zu 
unterlassen  hat,  hat  das  Z.  G.  B.  gezogen.  Diese  nachbarlichen 
Beschränkungen  sind  überall  bekannt;  sie  passen  sich  den  Bedürf- 
nissen der  Bewirtschaftung  an.  Dass  sie  dabei  nicht  in  alle  Details 
durch  das  einheitliche  Recht  geordnet  werden  müssen,  liegt  in  der 
Natur  der  vorliegenden  Bedürfnisse  Das  Z.  G.  B.  stellt  nur  inso- 
weit einheitliche  Vorschriften  auf,  als  solche  ohne  Bedenken  aner- 
kannt werden  können  und  zur  Klärung  der  Verhältnisse  allgemein 
wünschenswert  erscheinen.  Die  Vorschriften  betref.  die  Wege,  die 
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Abstände  bei  Bauten  und  Pflanzungen  sind  dem  kantonalen  Rechte 
zugewiesen,  wie  dies  bereits  oben  begründet  wurde'). 

Und  doch,  abgesehen  von  den  Baubeschränkungen  öffentlich- 
rechtlicher  Natur,  hat  das  Z.  G.  B.  nur  weniges  mehr  ungeregelt 
gelassen.  Und  dieser  wenigen  Punkte  hätte  sich  das  Gesetz  betref. 
die  Einführung  des  Schweiz.  Zivilgesetzbuches  anzunehmen.  Der 
Entwurf  der  Expertenkommission  vom  7.  September  1908 *  2)  und 
derjenige  des  Regierungsrates  vom  3.  November  1908  befassen 
sich  denn  auch  mit  der  von  uns  hier  behandelten  Materie,  und 
zwar  wird  das  Nachbarrecht  in  § 67  u.  f.  f.  des  fünften  Abschnittes 
des  Entwurfes,  handelnd  von  dem  Sachenrecht,  geregelt. 

Der  Entwurf  enthält  Bestimmungen  über  die  Höhe  der  Ein- 
friedigung (Mauern,  Wände)  zwischen  Grundstücken  und  die  Be- 
nutzung derselben,  ebenso  wie  über  die  Distanz  der  Grünhecken, 
Obstbäume,  Zierbäume  von  der  Marche  und  deren  Unterhalt.  In 
bezug  auf  Streck-,  Tretrecht,  Tränkewege  werden  die  alten  Übun- 
gen Vorbehalten. 

Nicht  geregelt  durch  den  Entwurf  sind  die  Verhältnisse  der 
Scheidemauern  in  nachbarrechtlicher  Hinsicht.  Art.  686  behält  den 
Kantonen  ausdrücklich  das  Recht  vor,  andere  Bauvorschriften  als 
diejenigen,  die  das  Zivilgesetzbuch  schon  enthält,  aufzustellen. 
Hierhin  gehören  in  erster  Linie  die  Bestimmungen  über  die  Scheide- 
mauern, welche  sich  bisher  nur  vereinzelt  in  den  baupolizeilichen 
Vorschriften  der  Gemeinden  vorfanden.  Darin  erblicken  wir  eine 
Lücke  in  dem  Einführungsgesetz,  die  noch  rechtzeitig  ergänzt 
werden  sollte.  Der  C.  c.  f.  in  den  Art.  653  u.  f.  f.  gibt  uns  Weg- 
weisungen zur  Genüge,  wie  dies  zu  geschehen  hätte,  sowie  auch 
die  von  uns  hier  angeführten  baupolizeilichen  Regiemente.  Wir 
erwähnen  hier  nur  der  Vollständigkeit  halber,  dass  Bestimmungen 
aufgestellt  werden  müssten,  die  es  dem  Eigentümer  ermöglichen, 
eine  rationelle  Ausnützung  des  Terrains  zu  erreichen.  Danach  soll 
es  ihm  erlaubt  sein,  die  Gebäudemauer  zur  Hälfte  auf  Grund  und 
Boden  des  Nachbars  zu  errichten.  Dieser  würde  dadurch  Miteigen- 
tümer der  Mauer,  müsste  jedoch,  wenn  er  die  Mauer  benutzen 

9 Erläuterungen  zum  Vorentwurf  Sachenrecht  1902,  p.  43. 

2)  Entwurf  der  Expertenkommission  vom  7.  Sept.  1908  über  das  Gesetz 
betref.  die  Einführung  des  Schweiz.  Zivilgesetzbuches. 
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will  — durch  Einlegung  von  Balken  — sich  einkaufen,  d.  h.  die 
Hälfte  der  Baukosten  vergüten. 

Ferner  müsste  der  Entwurf  unserer  Ansicht  nach  noch  einige  Be- 
stimmungen enthalten  über  Vorsprünge  gegen  das  nachbarliche 
Grundstück,  wie  Erker,  Baikone,  über  die  Entfernung  von  Dach- 
lichtern, über  Errichtung  von  Fenstern  und  Türen  gegen  das  Nach- 
bargrundstück, über  das  Anries.  Insbesondere  sollten  auch  Be- 
stimmungen aufgenommen  werden  in  der  Hinsicht,  dass  Bauten, 
die  für  den  Nachbarn  lästig  oder  schädlich  sind,  nur  innerhalb 
einer  gewissen  Entfernung  von  der  Grenze  errichtet  werden  dür- 
fen: Stallungen,  Brunnen,  Kies-  und  Lehmgruben,  Düngergruben, 
Aborte,  Teiche,  Fisch-  und  Geflügelhäuser  etc.  und  damit,  d.  h. 
mit  diesen  Ergänzungen  und  denjenigen  Bestimmungen,  die  das 
Z.  G.  B.  enthält,  hätten  wir  das  ganze  Nachbarrecht  auch  in  bezug 
auf  die  Bauvorschriften  nahezu  geregelt.  Statt  aber  eine  Menge 
von  nachbarrechtlichen  Vorschriften  in  einer  UnzahKvon  einzelnen 
Bauregiementen  verteilt  (wir  sprechen  nicht  von  den  Alignements- 
plänen) hätten  wir  alsdann  bei  Inkrafttreten  des  Z.  G.  B.  im  Kan- 
ton Bern  auch  in  dieser  Hinsicht  eine  einheitliche  geregelte  Materie. 
Daneben  müssten  die  Vorschriften  immerhin  einen  gewissen  Spiel- 
raum vorsehen,  damit  es  den  Ortschaften  gegeben  sein  würde, 
sich  nach  ihrer  Eigenart  und  nach  ihren  lokalen  Verhältnissen  ent- 
wickeln zu  können. 
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